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 Worum geht es? 

 

Die aus der REGIONALE „UrbanLand“ (2018 bis 2022) hervorgegangenen fünf Projekt-

familien für die Transferphase (bis Ende 2024) umfassten unter anderem einen „Prüf-

auftrag“ zur Schaffung einer interkommunalen Gesellschaft für die Wohnraum- und 

Ortskernentwicklung. Daran knüpft das vorliegende Konzept eines entscheidungsrei-

fen Umsetzungsmodells zur Gründung einer interkommunalen Entwicklungsgesell-

schaft an. 

Den Auftrag der OstWestfalenLippe GmbH für die Erarbeitung erhielten federführend 

die ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung GmbH (Hamburg) sowie die Quaes-

tio Forschung und Beratung GmbH (Köln), die durch den vhw – Bundesverband für 

Wohnen und Stadtentwicklung e. V. unterstützt wurden. Zur Bearbeitung der vielfälti-

gen rechtlichen Fragestellungen waren außerdem die Kanzleien LHP Luxem Heuel Pro-

watke Rechtsanwälte Steuerberater Partnerschaftsgesellschaft mbB und Lenz und Joh-

len Rechtsanwälte Partnerschaft mbB (beide Köln) an dem Projekt beteiligt. 

Zentral für den Prozess war die Gründung einer Steuerungsgruppe, die sich zwischen 

März und November 2024 insgesamt fünfmal traf. Hier sind Bürgermeister und Mitar-

beiter der Verwaltungen der an einer interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft interessierten acht Kommunen (Stadt Barntrup, Gemeinde Dörentrup, Gemeinde 

Extertal, Stadt Lage, Gemeinde Leopoldshöhe, Stadt Lügde, Stadt Vlotho, Hansestadt 

Warburg) vertreten. Das Gremium hat über (Zwischen-)Ergebnisse beraten, Richtungs-

entscheidungen getroffen und das weitere Vorgehen abgestimmt.  

Das vorliegende Papier ist das Ergebnis dieser Zusammenarbeit und verbindet sich mit 

dem Ziel, den Gründungsprozess auf der Basis der im Folgenden zusammengefassten 

Überlegungen und Erkenntnisse einzuleiten.  

 Warum kommunales Engagement? 

 

Der Wirtschafts- und Wohnstandort OstWestfalenLippe weist kleinräumig eine hete-

rogene Situation mit einem – abseits großer Zentren – breiten Spektrum von städte-

baulichen und wohnungsmarktbezogenen Herausforderungen auf (u. a. schrump-

fende, alternde Bevölkerung, sanierungsbedürftige Gebäude, z. T. Problemimmobilien, 

fehlende bezahlbare Wohnungen). Zentrale Handlungsfelder und -bedarfe sind: 

 Zielgerichtete Aufwertungsimpulse für Immobilien setzen, die sich in schlechtem 

Erhaltungszustand mit Sanierungs- und Modernisierungsbedarfen befinden 

 Deckung der qualitativen Wohnungsnachfrage nach zeitgemäßem Wohnraum im 

Geschosswohnungsbau 

 Bereitstellung von (kleinen) bezahlbaren (öffentlich geförderten) Wohnungen so-

wie spezifischen Wohnraumangeboten für Senioren (barrierearm/-frei). 

 Angebote für Senioren als Alternative zum Einfamilienhaus und zur Unterstützung 

des Generationenwechsels 

 Entwicklung und Vorhalten von Bauland 
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Die Herausforderungen machen privates und kommunales Engagement notwendig. 

Die Erfahrungen zeigen jedoch übergreifend eine zurückhaltende Investitionstätigkeit. 

Ein größeres Engagement der öffentlichen Hand kann einen wichtigen Impuls zur Er-

reichung städtebaulicher, stadtentwicklungs- und wohnungspolitischer Ziele setzen. 

 Warum in interkommunaler Kooperation? 

 

Viele Kommunen sind mit Restriktionen konfrontiert, die ihre Handlungsmöglichkeiten 

begrenzen: Die Verwaltungen sind klein und mit Pflichtaufgaben ausgelastet. Demge-

genüber sind eine Zunahme und größere Vielfalt von Aufgaben mit höheren Anforde-

rungen festzustellen. Die im Raum stehenden Projekte weisen eine hohe Komplexität 

auf. Dazu fehlt es an (spezialisiertem) Personal. Die Besetzung offener Stellen stellt sich 

bereits heute schwierig dar. In den kommenden Jahren dürfte die Fachkräftegewin-

nung vor dem Hintergrund des demografischen Wandels sogar noch schwieriger wer-

den; eine Situation die, bezogen auf die in der Diskussion befindlichen Projekte, von 

der einzelnen Kommune kaum zu bewältigen ist.  

Die beteiligten Kommunen sind im „Alleingang“ zu klein, um professionelle und wirt-

schaftliche Strukturen für den Wohnungsbau und die Stadtentwicklung aufzubauen 

und zu erhalten. Mit einer Kooperation lassen sich betriebswirtschaftlich wirksame Grö-

ßenvorteile erzielen. 

Im Ergebnis sprechen diese Faktoren sowohl für ein stärkeres Engagement der öffent-

lichen Hand als auch für eine interkommunale Kooperation. Hinzu kommt, dass sich 

die Zusammenarbeit in der Region bereits bewährt hat, was die Initiierung des Prozes-

ses und die partnerschaftliche, lösungsorientierte, pragmatische und effiziente Zusam-

menarbeit in der Steuerungsgruppe zeigte. 

 Welches Organisationsmodell wird vorgeschlagen? 

 

Die beabsichtigte Zusammenarbeit basiert auf dem Gedanken gegenseitiger Unter-

stützung zur Gewährleistung einer gestärkten kommunalen Handlungsfähigkeit bei ei-

nem hohen Maß kommunal- und stadtentwicklungspolitischer Eigenständigkeit. Das 

bedeutet einerseits, dass jede Kommune selbst über stadtentwicklungs- und woh-

nungspolitische Themen entscheidet. Andererseits bedeutet dies, dass aus der Tätig-

keit entstehende Risiken nicht vergemeinschaftet werden (sollen). Deshalb wird eine 

Trennung zwischen der interkommunalen Ebene und der lokalen Ebene angestrebt. 

Die beiden Ebenen bestehen aus  

 einer interkommunalen Service- bzw. Dienstleistungsgesellschaft, an der die lokale 

Ebene als Miteigentümerin beteiligt ist und in der die Kompetenzen in Form von 

Personal vorgehalten werden, 

 einer kommunalen Ebene mit unterschiedlichen, bedarfsorientierten Ausgestal-

tungsmöglichkeiten. Allen Ansätzen ist gemein, dass die Kommunen mittelbar 

oder unmittelbar Eigentümer von Immobilien sind bzw. werden, die Finanzierung 

von Vorhaben sowie deren Risiken tragen und die Entwicklung steuern können. 

Für die operativen Arbeiten bedient sich die kommunale Ebene der interkommu-

nalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft. Hieraus ergibt sich, dass die lokale 

Ebene weitgehend ohne eigenes Personal auskommt.  
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Interkommunale Service- bzw. Dienstleistungsgesellschaft: Die an der Zusammenar-

beit interessierten Kommunen gründen eine interkommunale Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaft, die als kleiner Dienstleistungsbetrieb – beim derzeit in Überlegung 

befindlichen Projektvolumen – mit einem qualifizierten Personalstamm von zunächst 

bis zu vier Mitarbeitern auskommt.  

Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft bildet kein Eigentum an Im-

mobilien. Sie erbringt lediglich Dienstleistungen im Auftrag und auf Rechnung der lo-

kalen Ebene und finanziert sich aus der Vergütung der Leistungen. Dazu gehören Pro-

jektsteuerung, Bauherrenfunktion und Bewirtschaftung von Wohnungen. Nachgela-

gert sind die Übernahme weiterer Aufgaben, u. a. zur Sicherung der dauerhaften Aus-

lastung, angedacht. 

Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft arbeitet kostendeckend, 

aber nicht gewinnorientiert, damit die Dienstleistungen für die lokale Ebene möglichst 

günstig angeboten werden können. 

Für die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft wird die Rechtsform einer 

Genossenschaft vorgeschlagen. Als Genossenschaftsmitglieder steuern die beteiligten 

Kommunen den Geschäftsbetrieb gemeinsam mit einem geschäftsführenden Vor-

stand. Darüber hinaus obliegt es allein den beteiligten Kommunen, ob die zukünftigen 

Tätigkeiten in einem Eigenbetrieb im Gemeindehaushalt verbleiben oder aber in eine 

eigene lokale Wohnungsbau- oder Entwicklungsgesellschaft ausgelagert werden. We-

sentlich ist weiterhin, dass sich die Aufnahme weiterer Kommunen in einer genossen-

schaftlichen Struktur vergleichsweise leicht gestaltet. 

Ein zentrales Merkmal des Modells ist die Möglichkeit der vergaberechtsfreien Beauf-

tragung der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft durch die kommu-

nale Ebene. 

 

Kommunale Ebene: Als Auftraggeberin der interkommunalen Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaft fungiert die kommunale Ebene. Grundlegend ist, dass diese nicht 

über eigenes Personal verfügt und das vorhandene oder noch zu bildende Immobili-

eneigentum hält. Die wesentlichen Investitions- und Bewirtschaftungsentscheidungen 

erfolgen nach Maßgabe der jeweiligen Kommune und werden in Abstimmung mit der 

interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft umgesetzt. Vorstehendes be-

deutet, dass über die Verwendung von Überschüssen jeweils die einzelne Kommune 

entscheidet und Defizite von ihr zu tragen bzw. auszugleichen sind. 

Auf der lokalen Ebene sind die verschiedene Handlungsmöglichkeiten, die den unter-

schiedlichen lokalen Bedarfen sowie vergabe- und steuerrechtlichen Erwägungen 

Rechnung tragen, in folgende Geschäftsbereiche gegliedert: 

 Der erste Geschäftsbereich umfasst den öffentlich geförderten Mietwohnungsbau 

und die Bestandsbewirtschaftung. Dafür kommen die Gründung einer lokalen 

Wohnungsbaugesellschaft als Eigentümerin der Immobilien sowie das Führen der 

Immobilien im kommunalen Haushalte in Frage. Es besteht die Möglichkeit, die 

interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft vergaberechtsfrei mit 

Dienstleistungen zu beauftragen. Der vermögenshaltende Charakter ermöglicht 

ferner eine weitgehende Steuerfreiheit.  
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 Der Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau umfasst die Aktivitäten im frei-

finanzierten Mietwohnungsbau, den Bau und den Vertrieb von Eigentumswoh-

nungen sowie die Entwicklung von Bauland. Auch dafür kommen die beiden im 

ersten Geschäftsbereich dargestellten Möglichkeiten in Frage. Eine zu gründende 

lokale Entwicklungsgesellschaft verfügt nicht über ein Inhouse-Privileg, kann je-

doch aufgrund der gewerblichen Tätigkeit vergaberechtsfrei beauftragen. Ge-

werbliche Tätigkeit sind auf Ebene der interkommunalen Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaf jedoch auf 20 % des Umsatzes begrenzt. 

 Der Geschäftsbereich Grundstücks-/Wohnungsgeschäfte umfasst die Tätigkeiten 

in der kleinteiligen Grundstücksaktivierung und damit Immobilien, für die ein 

Durchgangserwerb beabsichtigt ist (Erwerb, Durchführung aktivierender Maßnah-

men, Veräußerung). Diese Tätigkeiten können mit einer Treuhandschaft oder ei-

nem Geschäftsbesorgungsvertrag beauftragt werden. 

Die verschiedenen Handlungsansätze sind einzeln oder in Kombination umsetzbar. Die 

skizzierten Gestaltungsmöglichkeiten bieten den Kommunen individuelle Lösungsan-

sätze, deren Ausgestaltung je nach Bedarfen und Präferenzen im Gründungsprozess in 

den Kommunen beraten wird. 

 Gibt es rechtliche Bedenken gegenüber der vorgeschlagenen Lösung? 

 

Das skizzierte Umsetzungsmodell wurde zusammen mit einem Konsortium aus Lenz 

und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft mbB und LHP Luxem Heuel Prowatke Rechts-

anwälte Steuerberater Partnerschaftsgesellschaft mbB erarbeitet. Unter Beachtung und 

Abwägung unterschiedlicher kommunalrechtlicher, haftungsrechtlicher, vergabe- und 

beihilferechtlicher, steuerrechtlicher sowie schließlich gesellschaftsrechtlicher Belange 

wird der skizzierte Vorschlag von diesem Konsortium mitgetragen. 

 Wie belastet der Vorschlag die kommunalen Haushalte? 

 

Wie andere Investitionen ist auch der kommunale Wohnungsneubau und die kleintei-

lige Grundstücksaktivierung mit einem Eigenkapitalanteil zu unterlegen bzw. zu finan-

zieren. Im öffentlich geförderten Wohnungsbau sind 20 % der Investitionssumme sinn-

voll. Diese werden einer anderweitigen Verwendung im Haushalt entzogen, weil sie 

entweder als Eigenkapital in die lokale Wohnungsbaugesellschaft übertragen oder im 

Haushalt für Wohnungsbauzwecke eingesetzt werden. Die Hälfte davon kann in der 

Regel durch die Bereitstellung bzw. Übertragung von kommunalen Grundstücken ein-

gebracht werden.  

 Lohnt sich der Einsatz von kommunalen Haushaltsmitteln? 

 

In einer rein wirtschaftlichen Betrachtung gilt, dass der geförderte Wohnungsbau kos-

tendeckend bis leicht rentierlich ist. Bezogen auf das eingesetzte kommunale Eigenka-

pital kann unter den aktuellen Rahmenbedingungen mit einer Rendite von 3,0 bis 4,5 % 

p. a. gerechnet werden.  
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Da die Einnahmen aus der Wohnungsbewirtschaftung auch zur schrittweisen Schul-

dentilgung eingesetzt werden, verfügt die Kommune mit fortlaufender Entschuldung 

der Immobilien über Vermögenswerte, die das anfängliche Eigenkapital zunehmend 

übersteigen. Unabhängig davon, ob die kommunalen Wohnungen im Haushalt oder 

einem kommunalen Wohnungsunternehmen geführt werden, wird die wohnungswirt-

schaftlich im beschriebenen Sinne engagierte Kommune langsam und in geringem 

Umfang „vermögender“. 

In der kleinteiligen Grundstücksaktivierung ist die Wirtschaftlichkeit stark vom indivi-

duellen Einzelfall abhängig. Dieser Geschäftsbereich weist gewisse wirtschaftliche Risi-

ken auf, die jedoch über Fördermittel aufgefangen werden können (z. B. Städtebauför-

derung).  

Der eigentliche „Gewinn“ in den beschriebenen Geschäftsbereichen ist jedoch stadt-

entwicklungs- und wohnungspolitischer Natur. Denn der geförderte Wohnungsbau 

dient vor allem der wohnungspolitischen Aufgabenbewältigung. Dass dies mittel- bis 

langfristig mit einem leichten wirtschaftlichen Gewinn für die Kommune verbunden 

werden kann, ist ungewöhnlich. Ermöglicht wird dies, durch die massive Landesförde-

rung: Denn jede von der Kommune gebaute Sozialwohnung löst in Gestalt der gewähr-

ten Förderung einen erheblichen Vermögenstransfer vom Land zur jeweiligen Kom-

mune aus.  

Bei der kleinteiligen Grundstücksaktivierung liegt der Mehrwert („Stadtrendite“) in der 

Aufwertung und Belebung des Ortsbildes sowie einer Attraktivitätssteigerung für Be-

wohner:innen und Unternehmen. 

 Welcher Gründungsaufwand entsteht? 

 

Der mittelfristige laufende Geschäftsbetrieb der interkommunalen Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaft ist kostendeckend oder mit leichten Überschüssen verbunden.  

Für den vorauslaufenden Gründungsprozess hängen der Gründungsaufwand maßgeb-

lich von der Anzahl der beteiligten Kommunen (eine höhere Anzahl lässt Synergien 

erwarten) sowie von den individuellen Wünschen der einzelnen Kommunen ab. In Ab-

hängigkeit davon wird dieser auf derzeit 15.000 bis 25.000 Euro je Kommune geschätzt. 

Aufgrund des beispielgebenden innovativen Charakters der Kooperation und der vor-

geschlagenen Lösung sowie aufgrund der positiven Rückmeldungen besteht jedoch 

die Erwartung, dass das Land Nordrhein-Westfalen eine Förderung gewährt, die dazu 

beitragen kann, den finanziellen Aufwand der beteiligten Kommunen zu senken. 
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 Was sind die nächsten Schritte? 

 

Zentraler nächster Schritt ist das Bekenntnis der Projektkommunen zu einer weiteren 

Beteiligung an der Umsetzung des vorgeschlagenen Modells durch eine politische Ab-

sichtserklärung. Daran anschließend können die nächsten Schritte eingeleitet werden. 

Dazu gehören u. a. die Akquise von Fördermitteln und die Ausschreibung von juristi-

schen Leistungen. 

 Wann ist mit einer operativen Handlungsfähigkeit zu rechnen? 

 

Sofern die Beschlüsse der Kommunen zur weiteren Beteiligung zu Beginn des Jahres 

2025 vorliegen, ist ein Arbeitsbeginn der interkommunale Service-/Dienstleistungsge-

sellschaft Anfang des Jahres 2026 eine realistische Zielsetzung. 
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1.1 Anlass 

 Prosperierende Region Ostwestfalen-Lippe 

 

Die Region Ostwestfalen-Lippe, im Nordosten Nordrhein-Westfalens gelegen und aus 

der kreisfreien Stadt Bielefeld sowie den Kreisen Gütersloh, Herford, Höxter, Lippe, 

Minden Lübbecke und Paderborn bestehend, ist ein prosperierender Wirtschafts- und 

Wohnstandort mit polyzentrischer Struktur, die zu Hause für zwei Millionen Einwoh-

ner:innen ist und 900.000 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze bietet. 

 Teilräumlich städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Defizite 

 

Kleinräumig ist die Situation heterogen, mit einem „Nebeneinander“ von Wachstum 

und Schrumpfung sowie entsprechenden Wirkungen auf die lokale städtebauliche Si-

tuation und den Wohnungsmarkt. Neben zum Teil bestehenden quantitativen Bedar-

fen, gibt es v. a. in kleineren Kommunen qualitative Defizite. Infolge geringer Investiti-

onsbereitschaft und -fähigkeit fehlen Akteure, die dazu beitragen können, die Prob-

leme zu überwinden. 

 REGIONALE „UrbanLand“ als Impulsgeber 

 

Zwischen 2018 und 2022 hat OstWestfalenLippe eine REGIONALE – die ein Struktur-

förderprogramm des Landes ist – unter dem Motto „UrbanLand“ durchgeführt. Ein 

Schwerpunkt lag dabei auf dem ländlichen Raum sowie auf kleinen und mittleren Kom-

munen. Die REGIONALE führte u. a. Themen wie Stadtentwicklung, Wohnen, Mobilität, 

Innovation, Bildung, Daseinsvorsorge, Orte der Begegnung und Kulturlandschaft zu-

sammen. Im Ergebnis wurden 62 realisierungsfähige Projekte ausgezeichnet und un-

terstützt. 

Anknüpfend an die REGIONALE werden in einer bis Ende 2024 angelegten Transfer-

phase die Aktivitäten umsetzungsorientiert fortgeführt und regional „ausgerollt“. Dies 

erfolgt mit insgesamt 18 Kommunen in fünf Projektfamilien. Die Steuerung erfolgt 

durch die OstWestfalenLippe GmbH. 

 Prüfauftrag für die Umsetzung einer Interkommunalen Entwicklungsgesellschaft 

 

Um der aktuellen Situation zu begegnen, wurde vom „Netzwerk Wohnen“ (im Rahmen 

der REGIONALE „UrbanLand“) ein „Prüfauftrag“ zur Etablierung einer gebietsübergrei-

fenden Servicegesellschaft für Wohnraum- und Ortskernentwicklung in Verbindung 

mit lokalen Projektgesellschaften erarbeitet. Diese potenzielle Interkommunale Ent-

wicklungsgesellschaft ist eine der fünf Projektfamilien und Ausgangsbasis für den Er-

arbeitungsprozess hin zu einem entscheidungsreifen Umsetzungsmodell. 
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1.2 Vorgehen 

 Acht beteiligte Projektkommunen 

 

Am Prozess „Interkommunale Entwicklungsgesellschaft – Erarbeitung eines entschei-

dungsreifen Umsetzungsmodells“ sind acht Kommunen (Projektkommunen) aus drei 

Landkreisen der Region Ostwestfalen-Lippe beteiligt: Barntrup, Dörentrup, Extertal, 

Lage, Leopoldshöhe, Lügde aus dem Kreis Lippe, Vlotho (Kreis Herford) und Warburg 

(Kreis Höxter). Die Beteiligung am eigentlichen Gründungsprozess (ab 2025) ist abhän-

gig von den Ergebnissen des Prozesses sowie von den Beschlüssen der Politik in den 

Projektkommunen. Weiterhin gibt es weitere interessierte Kommunen. Damit kommt 

der Übertragbarkeit und Erweiterbarkeit des Modells eine besondere Bedeutung zu. 

 Abb. 1: Lage der Projektkommunen in der Region OstWestfalenLippe 

 

 

 Daten: OpenStreetMap | Darstellung: ALP 
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 Steuerungsgruppe als zentrales Gremium 

 

Der Prozess ist auf die Umsetzungsorientierung ausgerichtet. Vor diesem Hintergrund 

ist er beteiligungs- und entscheidungsorientiert angelegt.  

Das zentrale Diskussions- und Entscheidungsgremium innerhalb des Prozesses ist eine 

gegründete Steuerungsgruppe, die im Projektverlauf fünf Mal tagte. Hier sind die Bür-

germeister:innen und Personen aus den relevanten Fachverwaltungen (Planung, Käm-

merei etc.) der acht Projektkommunen sowie der Kreis Lippe und die OstWestfalen-

Lippe GmbH vertreten. 

Der Fokus der Sitzungen lag auf der Diskussion der Vorteilhaftigkeit und Machbarkeit 

unterschiedlicher Aspekte der Konzeption und des nachgelagerten Gründungsprozes-

ses unter Hinzuziehung von Experten sowie dem Treffen von Richtungsentscheidun-

gen für die weitere Ausgestaltung des Prozesses und des Umsetzungsmodells. Die Sit-

zungen der Steuerungsgruppe hatten folgende Schwerpunktthemen: 

 1. Sitzung:  

 Umriss der Ausgangssituation und der Bedarfslage der Projektkommunen  

 Bedarf an kommunalem Engagement und an interkommunaler Kooperation 

 Abgrenzung der Geschäftsfelder der Entwicklungsgesellschaft 

 Operative Tätigkeiten der Gesellschaft und Arbeitsteilung mit den beteiligten 

Projektkommunen 

 Vorschlag für eine Grundkonstruktion 

 2. Sitzung:  

 Alternative Grundkonstruktionen der Gesellschaft mit Vor- und Nachteilen 

 Mögliche Gremien der Gesellschaft und ihre Kompetenzen 

 Grundzüge der Pilotprojekte 

 3. Sitzung:  

 Gesellschaftskonstruktion auf lokaler und regionaler Ebene (nach der Rück-

meldung der Juristen) 

 Pilotprojekte und Projektpipeline (Abstimmung der Annahmen) 

 Wirtschaftliche Aspekte aus Perspektive der Interkommunalen Entwicklungs-

gesellschaft 

 4. Sitzung:  

 Gesellschaftskonstruktion auf lokaler und regionaler Ebene (nach abschlie-

ßender Rückmeldung durch die Juristen). 

 Finanzierung interkommunaler Entwicklungsgesellschaft 

 Finanzielle Anforderungen an die Kommunen 

 Weiterer Prozess ab 2025 

 Organisation der Ratsinformationsveranstaltung 
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 5. Sitzung: 

 Rückblick und Feedback zur Ratsinformationsveranstaltung und zur Urban-

Land Konferenz 

 Diskussion des Entwurfs und finale Abstimmung wesentlicher Punkte des Ex-

posés  

 Abstimmung des weiteren Prozesses ab 2025: Zeitplanung, Finanzierung, Be-

schlüsse, notwendige Abstimmung und Termine 

 Exposé zur Dokumentation und Information 

 

Die Teilnehmenden der Steuerungsgruppe sind im (bisherigen) Ergebnis des Prozesses 

zur Einschätzung gelangt, die Gründung einer Interkommunalen Entwicklungsgesell-

schaft weiter vorantreiben zu wollen. 

Um die jeweilige Lokalpolitik in den Projektkommunen über den Sachstand zu infor-

mieren und einen Beschluss zur Einleitung des eigentlichen Gründungsprozesses in 

den beteiligten Kommunen herbeizuführen, wurde das vorliegende Exposé erarbeitet. 

Dies erfolgte mit der Unterstützung der folgenden Beteiligten:  

 ALP Institut für Wohnen und Stadtentwicklung GmbH und Quaestio Forschung & 

Beratung GmbH: Federführung, Gesamtkoordinierung, Eckpunkte der Pilotpro-

kelte und des Businessplans, Exposé 

 

 vhw – Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung GmbH in der Prozess-

begleitung und -beratung 

 Konsortium aus Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft mbB und LHP Lu-

xem Heuel Prowatke Rechtsanwälte und Steuerberater Partnergesellschaft mbB 

für die juristische Beratung, insbesondere um die Umsetzbarkeit der vorgeschla-

genen Konstruktion bereits im Vorfeld entsprechender Grundsatzbeschlüsse zur 

Einleitung des Gründungsverfahrens gewährleisten zu können. 
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2.1 Städtebauliche und wohnungspolitische Herausforderungen 

 Ostwestfalen-Lippe mit dynamischer Entwicklung und enger Wohnungsmarktsituation 

 

Die Region Ostwestfalen-Lippe ist ein prosperierender polyzentrischer Raum mit einer 

dynamischen Beschäftigungs- und Nachfrageentwicklung auf dem Wohnungsmarkt. 

Zwischen 2011 und 2022 ist die Einwohnerzahl der Region Ostwestfalen-Lippe um 

1,7 % gewachsen. Die Zahl der Beschäftigten am Arbeitsort wuchs mit 21,8 % über-

durchschnittlich. In weiten Teilen der Region ist eine enge Wohnungsmarktsituation 

festzustellen (Leerstand ca. 3,4 %), insbesondere mit Bedarfen für Haushalte im unteren 

und mittleren Einkommenssegment. 

 Heterogene Situation in Projektkommunen – breites Spektrum an Herausforderungen 

 

Kleinräumig ist die Situation sehr heterogen. Die Projektkommunen wiesen in den glei-

chen Indikatoren wesentlich schwächere Werte auf: Schrumpfung der Einwohnerzah-

len (-1,7 %), eine nur etwa halb so hohe Beschäftigungsdynamik (+12,5 %) und eine 

quantitativ entspannte Wohnungsmarktsituation mit strukturellen Angebotsüberhän-

gen (Leerstand durchschnittlich 5,0 %).  

Jedoch gibt es auch innerhalb der Gruppe der Projektkommunen ein „Nebeneinander“ 

von Wachstum (Einwohnerentwicklung Leopoldshöhe +7,6 %) und Schrumpfung 

(Lügde -8,4 %), hohen Leerstandsquoten (Lügde 7,0 %) und engen Angebots-Nach-

frage-Relationen (Leopoldshöhe 3,2 %) mit entsprechend unterschiedlichen Wirkun-

gen auf die jeweilige lokale städtebauliche Situation und den Wohnungsmarkt.  

Aus der Heterogenität der Gebietskörperschaften und der spezifischen städtebauli-

chen und wohnungsmarktbezogenen Situation resultiert ein breites Spektrum von 

Handlungsbedarfen. Dieses reicht von Kommunen mit schrumpfender Bevölkerung 

mit zielgruppenspezifischem Bedarf an Wohnraum für Senioren sowie bei der Unter-

stützung des Generationenwechsels in älteren Einfamilienhausquartieren, sanierungs-

bedürftigen Gebäuden und sog. Problemimmobilien, der Umnutzung von gewerbli-

chem Leerstand, Entwicklung von Einrichtungen der Daseinsvorsorge und sozialer Inf-

rastruktur bis hin zu Kommunen mit einem Fokus auf der Schaffung bezahlbaren 

Wohnraums und der Entwicklung ganzer Quartiere zur Deckung quantitativer Wohn-

raumbedarfe. 

 Zentrale Handlungsbedarfe der Projektkommunen 

 

Die Bedarfe der beteiligten Projektkommun können im Wesentlichen in fünf Bereiche 

zusammengefasst werden: 

 Stärkung der Stadt- und Ortskerne – zielgerichtete Aufwertungsimpulse setzen: 

Bedarf zur Aktivierung und Entwicklung von Immobilien (u. a. auch Brachen und 

Baulücken) – überwiegend in den Ortskernen und in städtebaulichen Schlüssella-

gen, z. T. auch dezentral – in schlechtem Erhaltungszustand mit Sanierungs- und 

Modernisierungsbedarfen (Investitionsstau), die städtebauliche Missstände dar-

stellen.  
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 Qualitative Wohnungsnachfrage decken: Trotz z. T. bestehender Angebotsüber-

hänge kann die Wohnungsnachfrage in qualitativer Hinsicht nicht gedeckt wer-

den. Dies bezieht sich zunächst auf zeitgemäße, qualitätvolle Wohnungen im Ge-

schosswohnungsbau (u. a. für Familien, Paare und Starterhaushalte). 

 Bezahlbaren Mietwohnraum bereitstellen: Ferner besteht ein Bedarf an (kleinen) 

bezahlbaren (öffentlich geförderten) Wohnungen sowie spezifischen Wohnraum-

angeboten für Senioren (barrierearm/-frei). 

 Angebote für Senioren als Alternative zum Einfamilienhaus schaffen: Spezifische 

Wohnungsangebote für Senioren im Allgemeinen sowie Alternativen zum Einfa-

milienhaus fehlen. Diese können dazu beitragen, den Generationenwechsel zu un-

terstützen und damit Wohnraum für Familien freizusetzen. 

 Entwicklung und Vorhalten von Bauland: Es fehlen Bauland für den Geschosswoh-

nungsbau sowie Grundstücke für Einfamilienhäuser. 

2.2 Bedarf und Vorteil interkommunaler Kooperation 

 Fehlende Akteure vor Ort 

 

In den Projektkommunen ist übergreifend eine zurückhaltende bzw. zu geringe Inves-

titionsbereitschaft und -fähigkeit festzustellen. Wesentlicher Anlass der Städte und Ge-

meinden, sich an der Erarbeitung eines Umsetzungsmodells für eine Interkommunale 

Entwicklungsgesellschaft zu beteiligen, ist das Fehlen von Partner:innen vor Ort, um 

den städtebaulichen, stadtentwicklungs- und wohnungspolitischen Herausforderun-

gen begegnen zu können. Die Aktivitäten lokaler Akteure reichen diesbezüglich nicht 

aus. Darüber hinaus gibt es kaum oder nur wenige größere Akteure, die sich auf den 

Wohnungsmärkten der Projektkommunen engagieren. Im Gegenteil wurde eher ein 

Rückzug aus der Fläche von den Beteiligten geschildert. 

 „Der Markt“ regelt es nicht - Engagement der Kommunen notwendig 

 

Eine Verbesserung der städtebaulichen und wohnungsmarktbezogenen Situation er-

fordert gleichsam privates und kommunales Engagement im Neubau und in der Ent-

wicklung des Gebäudebestandes. 

Die Erfahrungen der beteiligten Projektkommunen zeigen, dass das private und privat-

wirtschaftliche Engagement („der Markt“) – auch unter Einbeziehung von Fördermitteln 

– nicht zur Behebung der vielfältigen Problemlagen führen wird. Hintergrund ist, dass 

die Renditen im geförderten Wohnungsbau für private Akteure nicht attraktiv genug 

sind und damit kein hinreichendes Investitionsinteresse mobilisiert werden kann. Glei-

ches gilt für die geringe Durchsetzbarkeit notwendiger Mieten nach einer grundlegen-

den Sanierung/Modernisierung. Das Risiken-Rendite-Verhältnis dürfte viele Akteure 

abschrecken.  

Die zentrale Erkenntnis der Projektkommunen ist somit, dass ein größeres Engagement 

der öffentlichen Hand einen wichtigen Impuls und Beitrag zur Erreichung städtebauli-

cher, stadtentwicklungs- und wohnungspolitischer Ziele leistet.  
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Aus diesem Grund kommt den Kommunen im geförderten Wohnungsneubau und der 

Deckung qualitativer Bedarfe in Verbindung mit städtebaulichen Erwägungen eine Auf-

gabe in der Daseinsvorsorge zu. Zwar bleiben der geförderte Wohnungsbau und die 

Ertüchtigung von Bestandsgebäuden auch in kommunaler Hand – selbst mit Förder-

mitteln – ein ggf. unrentierliches oder nur schwach rentierliches Investment. Und na-

türlich kann und soll auch die öffentliche Hand nicht dauerhaft defizitäre Maßnahmen 

umsetzen. Ziel sollte in Summe der Aktivitäten eine Kostendeckung sein.  

Wichtiger sind jedoch die mit der Umsetzung von Maßnahmen verbundenen „städte-

baulichen und politischen Renditen“. Diese „Kommunalrenditen“ bestehen u. a. darin, 

dass Kommunen eigene Wohnungen viel zielgerichteter für Unterbringungsaufgaben 

nutzen und auch nach dem Ende des Bindungszeitraumes sozial orientiert bewirtschaf-

ten können. Ferner werden mit der Aktivierung städtebaulicher Schlüsselimmobilien 

Aufwertungsimpulse für die Stadt- und Ortskerne insgesamt gesetzt, die dazu geeignet 

sind, anknüpfende private Investitionen auszulösen. 

 Kommunale Handlungsmöglichkeiten begrenzt 

 

Daran anknüpfend sind viele Kommunen jedoch mit Restriktionen konfrontiert, die ihre 

Handlungsmöglichkeiten in Bezug auf die beschriebenen Bereiche begrenzen/ein-

schränken. Dazu haben die Projektkommunen u. a. folgende Themen genannt: 

 Die lokale Politik und die Verwaltung sind allein nicht in der Lage, mit den vielfäl-

tigen und komplexen Herausforderungen umzugehen. Nach Einschätzung der 

Projektbeteiligten fehlt es insbesondere an Entscheidungs- und Umsetzungsge-

schwindigkeit sowie effizienter Umsetzung. 

 Die Kommunalverwaltungen sind klein und vielfach mit den Pflichtaufgaben aus-

gelastet. Insgesamt ist eine Zunahme, größere Vielfalt und Komplexität der Auf-

gaben zu verzeichnen.  

 Darüber hinaus fehlt (spezialisiertes) Personal. Die potenziellen Projekte zur Behe-

bung der Problemlagen weisen eine hohe – u. a. ökonomische und rechtliche – 

Komplexität auf. 

 Die Besetzung von offenen Stellen stellt sich bereits heute schwierig dar. In den 

kommenden Jahren dürfte das Thema Fachkräftegewinnung vor dem Hintergrund 

des demografischen Wandels weiter an Bedeutung gewinnen. Das gebündelte Ak-

quirieren und Vorhalten von Ressourcen dürfte diesbezüglich größere Erfolgsaus-

sichten haben. 

 Schon heute ist zu beobachten, dass die Projektrealisierung vielfach nur gelingt, 

wenn Prozesse organisatorisch – z. B. auf Kreisebene und wie im aktuellen Fall bei 

der OstWestfalenLippe GmbH – gebündelt und Fördermittel eingesetzt werden.  

 Aktivitäten einzelner Kommunen dürften sich insofern als schwierig erweisen, als 

dass kaum betriebswirtschaftlich tragfähige Strukturen herzustellen sind. 

 

Im Ergebnis spricht dies einerseits für ein stärkeres Engagement der öffentlichen Hand 

bzw. der Projektkommunen in den skizzierte Handlungsfeldern und andererseits für 

eine interkommunale Zusammenarbeit. 
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 Interkommunale Kooperation als Lösungsansatz 

 

Für eine Zusammenarbeit der Projektkommunen sprechen – trotz zum Teil unter-

schiedlicher Vorzeichen – die ähnlich gelagerten städtebaulichen und wohnungspoliti-

schen Herausforderungen. Hinzu kommt, dass sich die Zusammenarbeit innerhalb der 

Region Ostwestfalen-Lippe bereits bewährt hat. Auch die Initiierung des Prozesses für 

ein Umsetzungsmodell für eine Interkommunale Entwicklungsgesellschaft ist vom Ge-

danken der gegenseitigen Unterstützung getragen. 

Erschwerend kann – zumindest bezogen auf einzelne potenzielle Geschäftszwecke der 

Interkommunalen Entwicklungsgesellschaft – die vergleichsweise große räumliche Dis-

tanz zwischen einzelnen Projektkommunen – Vlotho im Norden und Warburg im Sü-

den trennen mit dem Pkw 116 km bzw. ca. 75 Min. Fahrzeit – wirken.  

 

Aufgrund der oben aufgeführten Restriktionen dürfte eine „einfache“ Zusammenarbeit 

zwischen den Kommunen und Verwaltungen nicht den gewünschten Erfolg bringen. 

Wunsch der Beteiligten wie auch gutachterliche Empfehlung ist die Schaffung einer 

gemeinsamen Institution auf interkommunaler Ebene. Damit werden gemeinsam nutz-

bare Ressourcen geschaffen, spezifische Kompetenzen und Erfahrungen gebündelt 

und Synergien genutzt. 

Mit der Zusammenarbeit der Projektkommunen eröffnet sich die Option eine – auf 

Ebene der Einzelkommunen kaum tragbare – Unternehmensgründung im Rahmen der 

Vorgaben der §§ 107 ff. Gemeindeordnung NRW umzusetzen.  

Eine kommunale Betätigung kommt v. a. dann in Frage, wenn „der Markt“ nicht in not-

wendiger Weise die gesellschaftlichen und in diesem Falle die städtebaulichen und 

wohnungspolitischen Ziele bedient. Aus der Sicht der Beteiligten ist dies gegeben, weil 

die privatwirtschaftlich organisierten Unternehmen und Privatpersonen bislang kaum 

oder nur eingeschränkt an der Realisierung geförderten Wohnungsbaus bzw. bei der 

Entwicklung von Bestandsimmobilien mitgewirkt haben. Dies macht sich insbesondere 

in den Kommunen in größerer Distanz zu den Großstädten und damit in der Peripherie 

der Region bemerkbar. Die beteiligten Projektkommunen betonen explizit, nicht in 

Konkurrenz zu anderen Akteuren treten zu wollen. Es wird jedoch – mindestens bezo-

gen auf öffentlich geförderten Wohnraum – die Chance gesehen, Wohnungen viel un-

mittelbarer für die Unterbringung von Haushalten nutzen zu können, die dies nicht 

eigenständig bewerkstelligen können.  

Die Diskussion im Erarbeitungsprozess hat gezeigt, dass es trotz Kooperation und ge-

genseitiger Unterstützung für die Mehrzahl der Kommunen wichtig ist, lokale Entschei-

dungsmöglichkeiten zu erhalten, keine Ansprüche an andere Projektkommunen zu 

richten und die Kosten- und Risikotragung bzw. Gewinnverwendung lokal zu begren-

zen. Die Gespräche haben zu der Einschätzung geführt, dass die Zusammenarbeit in 

der Region nicht nur schneller zum Ziel führt, sondern auch eine größere lokale Eigen-

ständigkeit bei den wesentlichen Fragen der Stadtentwicklung, des Wohnungsbaus 

und der Wohnungsbewirtschaftung zulässt und eine deutlich größere kommunale Ein-

flussnahme eröffnet. Die Kommunen erhalten auf diese Weise ein Steuerungsinstru-

ment zum strategischen Einsatz im Neubau und im Bestand. 
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2.3 Geschäftszwecke einer Interkommunalen Entwicklungsgesellschaft 

 Prioritäre und nachgelagerter Geschäftsfelder 

 

Auf Grundlage der geführten Gespräche mit den Projektkommunen sowie der Diskus-

sion und Abstimmung in den Sitzungen der Steuerungsgruppe ergeben sich folgende 

prioritäre Tätigkeitsfelder, in denen eine Interkommunale Entwicklungsgesellschaft 

vorrangig im kommunalen Auftrag aktiv ist: 

 Die kleinteilige Grundstücksaktivierung umfasst Maßnahmen, die als Impulse 

für die Stadt- und Ortskernentwicklung dienen. Dazu gehören der Erwerb städte-

baulicher Schlüsselgrundstücke sowie von Immobilien mit Sanierungs- und In-

standsetzungsbedarfen. Mögliche Maßnahmen beziehen sich auf die Sicherung 

und Herrichtung von Gebäude und Grundstück, deren Entwicklung sowie den Ver-

trieb. Letzteres kann sich sowohl auf den kommunalen Eigenbestand als auch auf 

den Durchgangserwerb beziehen. 

 Der Neubau von Wohnungen, v. a. im Bereich bezahlbaren bzw. öffentlich geför-

derten Wohnungsbaus (bevorzugt Mietgeschosswohnungsbau) und des zielgrup-

penorientierten Wohnungsbaus (z. B. barrierefreier Wohnraum für Senior:innen). 

Zur Unterstützung des Generationenwechsels in älteren Einfamilienhausquartieren 

kommt auch die Errichtung von Eigentumswohnungen in Frage.  

 Die langfristige Bewirtschaftung neuerrichteter Wohnungen sowie bereits vor-

handener kommunaler Wohnungen. Letzteres kann sich mit einem Eigentums-

übergang der bislang in den kommunalen Haushalten geführten Wohnungsbe-

stände verbinden. 

Neben den drei (Kern-)Geschäftsfeldern soll die zu gründende Interkommunale Ent-

wicklungsgesellschaft auch weitere Aufgaben übernehmen können. Aus aktueller Per-

spektive sollen die beiden folgenden (derzeit) nachgelagerten Geschäftsfelder berück-

sichtigt werden: 

 Entwicklung von Bauland: Dazu können die Mitwirkung an einer Entwicklungs- 

und Aktivierungsstrategie, die inhaltliche, verfahrenstechnische und planerische 

Unterstützung, die Vergabe von Gutachten und Planwerken, die Finanzierung und 

Erschließung bis hin zum Vertrieb gehören.  

 Beratung und Unterstützung von Einfamilienhausbesitzenden Mithilfe einer 

Plattform, die Hilfestellungen, Beratungsangebote und Vernetzungsmöglichkeiten 

bietet. 

Darüber hinaus wird erwartet, dass die Interkommunale Entwicklungsgesellschaft eine 

spezifische Expertise zu städtebaulichen, stadtentwicklungspolitischen und wohnungs-

wirtschaftlichen Themen entwickelt, die zur Unterstützung der politischen Entschei-

dungsfindung in den Projektkommunen genutzt werden kann. 
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 Differenzierte Bedarfe in den Projektkommunen 

 

Die dargestellten Geschäftsfelder stellen eine Zusammenschau der Bedarfe der Pro-

jektkommunen dar. Auf lokaler Ebene ergeben sich – aufgrund der Heterogenität und 

der jeweiligen Ausgangslage – unterschiedliche Anforderungen und Bedarfe in Bezug 

auf die Tätigkeit der Interkommunalen Entwicklungsgesellschaft (vgl. Abb. 2). Dabei 

wurde differenziert in  

 klaren Bedarf der Kommune im Geschäftsfeld,  

 Bedarf mit Vorbehalt, der auf die wirtschaftliche Umsetzbarkeit abzielt, und  

 keinen Bedarf. 

Beispielsweise ist der Wohnungsmarkt der Gemeinde Leopoldshöhe aufgrund der 

räumlichen Nähe zu Bielefeld von Ausstrahleffekten des Oberzentrums beeinflusst. Die 

Gemeinde weist eine eher engere Wohnungsmarktsituation und Nachfragezuwächse 

auf. Es fehlt vor allem die Investitionstätigkeit in den öffentlich geförderten Mietwoh-

nungsbau. Die kleinteilige Grundstücksaktivierung stellt kein Geschäftsfeld dar, für das 

es in Leopoldshöhe aktuell einen Bedarf gibt. 

Die Projektkommunen in der regionalen Peripherie, etwa im Osten des Kreis Lippe, sind 

demgegenüber mit einer eher schrumpfenden und alternden Bevölkerung, Angebots-

überhängen und unterlassener Sanierung/Modernisierung im Bestand konfrontiert.  

Aufgrund dessen liegt ein stärkerer Fokus auf der kleinteiligen Grundstücksaktivierung. 

Für die Interkommunale Entwicklungsgesellschaft bedeutet dies, dass ein Umsetzungs-

modell hinreichend flexibel sein muss, um (effektiv) in den unterschiedlichen Ge-

schäftsfeldern agieren zu können.  

 Abb. 2: Bedarfe der Projektkommunen in den einzelnen Geschäftsfeldern 

 

 
 Darstellung: ALP 
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3.1 Grundsätzliche Überlegungen für ein Zwei-Ebenen-Modell 

 Gegenseitige Unterstützung sowie Eigenständigkeit und -verantwortung gewünscht 

 

Die angestrebte interkommunale Zusammenarbeit der Projektkommunen in der Re-

gion Ostwestfalen-Lippe basiert auf dem Gedanken einer gegenseitigen Unterstützung 

bei einem möglichst hohen Maß kommunal-, stadtentwicklungs- und wohnungspoli-

tischen Eigenständigkeit.  

Das bedeutet zunächst vor allem, dass die einzelnen Projektkommunen weitgehend 

eigenständig über stadtentwicklungs- und wohnungspolitische Schwerpunkte und 

Themen entscheiden (z. B. Priorität der Projekte, Mietpreisgestaltung). 

Zwingend gehört dazu auch, positive wie auch negative wirtschaftliche Konsequenzen 

und Ergebnisse der lokalen Investitions- und Bewirtschaftungsentscheidungen jeder 

Kommune individuell zuzurechnen und sie der kommunalen Entscheidungsfindung zu 

überlassen. 

Ferner soll das Modell – im Sinne einer hohen Auslastung und möglichen Kostende-

gression – so offen wie möglich und erweiterbar für die Aufnahme zusätzlicher Koope-

rationspartner sein. 

Vor diesem Hintergrund wurde eine klare Trennung zwischen der interkommunalen 

Ebene und der lokalen Ebene befürwortet. 

 Exkurs: Prüfung alternativer Ausrichtung 

 

Im Rahmen des Erarbeitungsprozesses sind diesbezüglich alternative Ansätze (Veror-

tung aller Aktivitäten auf interkommunaler Ebene) geprüft und in der Steuerungs-

gruppe diskutiert worden.  

Als wesentliche Nachteile und Ausschlussgründe für die Umsetzung dieser Varianten, 

die eine Verlagerung von Entscheidungen von der lokalen auf eine regionale Ebene 

von Gesellschaftern und damit auch die Vergemeinschaftung von Chancen und Risiken 

nach sich ziehen, wurden folgende Punkte festgehalten: 

 Es ist eine gemeinschaftliche Finanzierung des (laufenden) Geschäftsbetriebs und 

der umzusetzenden Projekte erforderlich. Dies resultiert jedoch nicht aus einer 

lokalen Entscheidung der Kommune, in deren Gebiet ein Vorhaben realisiert wird, 

sondern durch eine Gesellschafterversammlung, in denen das Stimmrecht abhän-

gig von der Gesellschafterstruktur ist. Gleichwohl ist eine daran orientierte Betei-

ligung an der Finanzierung notwendig. 

 Damit verbunden werden sowohl wirtschaftliche Chancen (z. B. Gewinnverwen-

dung, Vermögensaufbau) als auch Risiken (z. B. Mehrkosten, Vertriebsschwierig-

keiten, Ausgleich von Verlusten) – orientiert an der Gesellschafterstruktur – ver-

gemeinschaftet. 
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 Die Einwirkungsmöglichkeiten der einzelnen Kommune auf die operative Tätigkeit 

sind in einer solchen Struktur eingeschränkt. Im Extremfall werden Projekte in ei-

ner Kommune aufgrund wirtschaftlicher Erwägungen (anderer Gesellschafter oder 

der Geschäftsführung) nicht umgesetzt. 

 Der Aufwand für die Aufnahme zusätzlicher kommunaler Kooperationspartner 

oder das Ausscheiden einer Kommune aus der Gesellschaft ist vergleichsweise 

groß. Im Zeitverlauf wird die finanzielle Hürde größer und ggf. für viele Kommu-

nen unattraktiv. 

 In dieser Struktur wird insgesamt eine hemmende Wirkung für die (zielorientierte) 

Umsetzung von Projekten erwartet: Gesellschafter können sich nicht auf Prioritä-

ten festlegen, Kompromisse gereichen zum Nachteil einzelner Kommunen, die 

Geschäftsführung/die Gesellschafter unterlassen defizitäre – jedoch aus kommu-

naler Perspektive wichtige städtebauliche – Vorhaben. 

 Modell mit regionaler/interkommunaler und lokaler Ebene 

 

Vor diesem Hintergrund hat die Steuerungsgruppe entschieden, das nachfolgend be-

schriebene Modell bestehend aus einer interkommunalen Ebene und einer kommuna-

len Ebene weiter zu verfolgen. Diese beiden Ebenen bestehen aus  

 einer interkommunalen Service- bzw. Dienstleistungsgesellschaft, an der die 

lokale Ebene beteiligt ist, in der die notwendigen Kompetenzen in Form von per-

sonellen Ressourcen für die baulich-technischen, kaufmännischen und woh-

nungswirtschaftlichen Aufgaben gebündelt vorgehalten werden, 

 einer kommunalen Ebene mit bedarfsorientierten Ausgestaltungsmöglich-

keiten, die mit den unterschiedlichen Anforderungen und Bedarfslagen der Kom-

munen korrespondieren. Allen – unter Kapitel 3.3 beschriebenen – Ansätzen ist 

gemein, dass die Kommunen unmittelbar oder mittelbar (durch Gesellschaften im 

100 %igen Eigentum der Kommune) Eigentümer von Grundstücken, Gebäuden 

und Wohnungen beim Erwerb werden, die Finanzierung von Vorhaben und Risi-

ken tragen und die Entwicklung sowie Bewirtschaftung steuern können. Für die 

operativen Arbeiten bedient sich die lokale Ebene der regionalen/interkommuna-

len Service- bzw. Dienstleistungsgesellschaft. Hieraus ergibt sich, dass die lokale 

Ebene weitgehend ohne eigenes Personal auskommt.  
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 Abb. 3: Schema regionale/interkommunale Gesellschaft und lokale Strukturen 

 

 

 Darstellung: ALP 
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 Abb. 4: Geschäftsfeld Kleinteilige Grundstücksaktivierung – Tätigkeiten und Arbeitsteilung 

 

 

 Darstellung: ALP 
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 Abb. 5: Geschäftsfeld Wohnungsneubau – Tätigkeiten und Arbeitsteilung 

 

 

 Darstellung: ALP 
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 Abb. 6: Geschäftsfeld Bestandsbewirtschaftung – Tätigkeiten und Arbeitsteilung 

 

 

 Darstellung: ALP 
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 Abb. 7: Nachgelagertes Geschäftsfeld Baulandentwicklung – Tätigkeiten und Arbeitsteilung 

 

 

 Darstellung: ALP 

  

 

Sonstige Kompetenzen: Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft er-
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 Reine Dienstleistungsgesellschaft als Geschäftsbesorger für lokale Ebene 

 

Aus den skizzierten potenziellen Kompetenzen und Aufgaben ergibt sich, dass die in-

terkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft für die lokale Ebene – in Abhän-

gigkeit von der gewählten lokalen Ausgestaltung – in umfassender Weise als Ge-

schäftsbesorger auftritt.  

Dies ist die Voraussetzung dafür, dass auf der lokalen Ebene – abgesehen von der ein-

gesetzten Geschäftsführung bei der Gründung einer oder mehrerer lokaler Gesellschaf-

ten – kein Personal vorgehalten werden muss.  

Insofern ist es der alleinige Geschäftszweck der gemeinsamen interkommunalen Ser-

vice-/Dienstleistungsgesellschaft, (kostengünstig) Dienstleistungen für die lokale 

Ebene anzubieten. Die Finanzierung der interkommunalen Service-/Dienstleistungsge-

sellschaft ergibt sich damit aus der Vergütung von Dienstleistungen.  

Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft sollte im Sinne einer hohen 

Auslastung und einer Kostendegression offen für die Aufnahme weiterer Kommunen 

und offen für die Übernahme ergänzender Dienstleistungen für die beteiligten Kom-

munen sein (z. B. Bauherrnaufgabe als Dienstleistung bei der Errichtung anderer kom-

munale Gebäude mit öffentlicher Zwecksetzung, Bewirtschaftung angemieteter Woh-

nungen sowie von Schulen und Kitas). Wichtig ist hierbei allerdings aus vergaberecht-

licher Sicht, dass die Inhouse-Fähigkeit sowohl der interkommunalen Service-/Dienst-

leistungsgesellschaft als auch der nichtgewerblichen kommunalen Gesellschaften er-

halten bleibt (vgl. 3.1.2 und 3.3.3). 

3.2.2 Rechtliche Umsetzung 

 Interkommunale Gesellschaft in der Rechtsform einer Genossenschaft 

 

Für die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft wird eine Realisierung in 

der Rechtsform einer Genossenschaft vorgeschlagen. Folgende Überlegungen sind da-

für ausschlaggebend: 

 Der Grundgedanke des Genossenschaftsgesetzes (GenG) ist der eines solidari-

schen Wirtschaftens zur Förderung des Erwerbs oder der Wirtschaft der Genos-

senschaftsmitglieder. Das entspricht auch dem Anlass für die Initiierung des Pro-

zesses für ein Umsetzungsmodell in der Region: Die interkommunale Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft wird gegründet, um die Projektkommunen bei der 

Verfolgung ihrer städtebaulichen, stadtentwicklungs- und wohnungspolitischen 

Interessen zu unterstützen 

 Weiterhin steht die Genossenschaft mehr als jede andere unternehmerische 

Rechtsform des Privatrechts für ein Wirtschaften ohne Gewinnerzielungsabsicht. 

Das bedeutet, wirtschaftliches Ziel der Genossenschaft ist die Deckung aller Kos-

ten. In der Praxis bedeutet dies, dass die Preise für Dienstleistungen und Services 

für die lokalen Genossenschaftsmitglieder – im Rahmen des steuerlich zulässigen 

– zwar kostendeckend, aber möglichst niedrig gehalten werden. 
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 Für Genossenschaften gilt der demokratische Grundsatz, dass jedes Mitglied die 

gleichen Stimmrechte hat („one man, one vote“), was dem herausgearbeiteten 

Selbstverständnis einer gleichberechtigen Kooperation der Projektkommunen 

entspricht. 

 

 Wesentlich ist weiterhin, dass sich die Aufnahme weiterer Kommunen in einer ge-

nossenschaftlichen Struktur vergleichsweise leicht gestaltet. Aus vergaberechtli-

cher Sicht dürfen keine privaten Dritte (wie z. B. Sparkassen, Unternehmen, etc.) 

als Mitglieder in die Genossenschaft aufgenommen werden (Hierdurch würde die 

Inhouse-Fähigkeit der Gesellschaft zerstört). Projektkommunen, die aktuell noch 

zögern oder Kommunen, die erst im Anschluss an den Prozess Interesse bekun-

den, müssen nicht mit Nachteilen oder höheren Hürden rechnen. In der Satzung 

ist festzulegen, in welchem Umfang die später beitretenden Kommunen Genos-

senschaftsanteile zeichnen können. Auf dieser Basis erfolgen die Beitrittserklärung 

und die Aufnahme. In Abgrenzung zu einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

(GmbH) ist somit keine Unternehmensbewertung für den Erwerb von Gesell-

schaftsanteilen, keine notarielle Beurkundung des Beitritts und keine Einreichung 

einer Gesellschafterliste zum Handelsregister erforderlich.  

Im Interesse der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft liegt es, 

möglichst attraktiv für die Aufnahme weiterer Kommunen zu sein, um kosten-

dämpfende Größenvorteile zu generieren und die Preise für die angebotenen 

Dienstleistungen absenken zu können. 

 Ebenso unkompliziert wie die Aufnahme gestaltet sich auch das Ausscheiden von 

Kommunen als Genossenschaftsmitglieder. 

 Prüfung kommunalrechtliche Voraussetzungen 

 

Für die kommunalrechtliche Zulässigkeit der hier beschriebenen Vorgehensweise ist 

es zum einen entscheidend, ob es sich bei der Tätigkeit der interkommunalen Service-

/Dienstleistungsgesellschaft um wirtschaftliche Betätigung von Gemeinden i. S. d. § 

107 Abs. 1 GO NRW handelt und ob diese – falls und soweit dies zu bejahen ist – 

kommunalrechtlich zulässig ist. Zum anderen ist in den Blick zu nehmen, ob die 

Rechtsform der Genossenschaft geeignet für das beabsichtigte Vorgehen ist.  

 Wirtschaftliche Betätigung und deren Zulässigkeit 

 

Der § 107 GO NRW unterscheidet zwischen wirtschaftlicher Betätigung der Gemeinden 

i.S.v. § 107 Abs. 1 GO NRW und Tätigkeiten, die kraft Gesetzes gemäß § 107 Abs. 2 GO 

NRW nicht als wirtschaftliche Betätigung der Kommunen gelten. Letztere werden mit 

dem Begriff der „Einrichtung“ gekennzeichnet, während die Betriebe, mittels derer die 

Gemeinde sich wirtschaftlich betätigt, gemäß der Legaldefinition des § 107 Abs. 1 Satz 

3 GO NRW als „Unternehmen“ bezeichnet werden. Nicht als wirtschaftliche Betätigung 

gilt u. a. der Betrieb von Einrichtungen, die der Wohnraumversorgung dienen i.S.v. § 

107 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Variante 4 GO NRW.1  

 
1 Siehe Flüshöh, in: Kleerbaum/Palmen, GO NRW, 4. Aufl., V. 
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Dabei sprechen gute Argumente dafür, sowohl den Neubau von Wohnungen – im 

öffentlich geförderten und im preisgedämpften Segment und samt des zielorien-

tierten Wohnungsbaus als auch die Bewirtschaftung der Wohnungen – unter die 

Privilegierung des § 107 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Variante 4 GO NRW zu fassen und damit 

der nicht wirtschaftlichen Betätigung der Gemeinden zuzuordnen.2  

Für die beabsichtigte kleinteilige Grundstücksaktivierung wird dies allerdings nur in 

Betracht kommen, wenn dies im konkreten Einzelfall als notwendiger Schritt im Rah-

men des verfolgten Ziels der Wohnraumversorgung notwendig ist. Sollen hingegen 

gewerbliche Grundstücke aktiviert werden, die für den Wohnungsbau von vornherein 

nicht zur Verfügung stehen und mit deren Aktivierung auch ein solches Ziel nicht ver-

folgt wird, wird dies unter die nicht wirtschaftliche Betätigung i.S.d. § 107 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3 Variante 4 GO NRW fallen. Damit müsste sich diese Tätigkeit dann an den Anfor-

derungen für eine wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde gemäß § 107 Abs. 1 GO 

NRW messen lassen. Als Maßstab ist aber insbesondere die sogenannte Schrankentrias 

des § 107 Abs. 1 Satz 1 GO NRW heranzuziehen, nach der ein öffentlicher Zweck die 

Betätigung erfordern und diese nach Art und Umfang in einem angemessenen Ver-

hältnis zu der Leistungsfähigkeit der Gemeinde stehen muss. Zudem muss der ver-

folgte öffentliche Zweck durch ein anderes (privates) Unternehmen nicht besser und 

wirtschaftlicher erfüllt werden können. Soweit nach § 107 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO NRW 

ein öffentlicher Zweck die Betätigung erfordern muss, ist dieser Begriff des öffentlichen 

Zwecks weit zu fassen und umfasst jedweden im Aufgabenbereich der Gemeinde lie-

genden Gemeinwohlbelang, soweit nicht lediglich Gewinnerzielungsabsichten den öf-

fentlichen Zweck begründen sollen. Auch das Tatbestandsmerkmal des Erforderns ist 

insofern extensiv auszulegen, sodass es ausreicht, wenn die Betätigung für den öffent-

lichen Zweck vernünftigerweise geboten ist. Damit spricht Vieles dafür, dass auch 

die kleinteilige Grundstücksaktivierung i. S. v. einer durch den Markt bisher nicht 

geleisteten Stadtentwicklung sowie die Entwicklung von Bauland und die Bera-

tung und Unterstützung von Einfamilienhausbesitzenden einem öffentlichen 

Zweck dienen können; um dies abschließend zu beurteilen, sind allerdings weitere 

Informationen notwendig, welche die abstrakte Ebene des vorliegenden Exposés über-

schreiten.  

  

 
2 Soweit vorliegend der öffentlich geförderte Wohnungsbau als Geschäftsbereich der Gesellschaft in Rede steht, 

dürfte dieser ohne Weiteres unter den Begriff der „Wohnraumversorgung“ fallen und damit als nicht wirtschaftliche 

Betätigung der Gemeinden gelten. Zwar wird in der Literatur teilweise vertreten, dass die Einordnung als nicht 

wirtschaftliche Tätigkeit i.S.d. § 107 Abs. 2 GO NRW voraussetzt, die jeweilige Tätigkeit zusätzlich noch einmal zu 

den Merkmalen der wirtschaftlichen Betätigung gemäß § 107 Abs. 1 GO NRW abzugrenzen (PdK NRW, Loseblatt, 

Stand: 22. Fassung, § 107 GO NRW, Ziff. 3.2.2). Zutreffend wird jedoch an anderer Stelle in der Literatur darauf 

hingewiesen, dass dies nicht mit der Rechtsprechung des OVG NRW vereinbar sein dürfte, die – allerdings zum 

Unterfall der Abfallentsorgung – festgehalten hat, dass die in § 107 Abs. 2 GO NRW genannten Einrichtungen der 

nicht wirtschaftlichen Betätigung umfassend i.S.d. Bündelung öffentlicher Hoheitsaufgaben und kommerzieller In-

teressen zu interpretieren sind. Die entsprechende Literatur will daher unter Wohnraumversorgung sowohl den 

sozialen Wohnungsbau i.S.d. früheren Gemeinnützigkeit als auch das vornehmlich wirtschaftliche geprägte Inte-

resse der Wohnungswirtschaft fassen, wozu etwa die quartierstabilisierende Durchmischung von Wohngebieten 

im Rahmen einer kooperativen Stadtentwicklung gehören soll (siehe hierzu:  Wellmann, in: Rehn/Cronauge/von 

Lennep/Knirsch, GO NRW, Loseblatt, Stand: Mai 2024, § 107, Rn. 110), 
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Daher sollte ausführlich aufbereitet werden, dass und warum auch diese Tätigkeiten 

des Schrankentrias des § 107 Abs. 1 Satz 1 GO NRW genügen und dies sollte möglichst 

im Vorfeld mit der nach § 115 Abs. 1 Satz 1 GO NRW zuständigen Aufsichtsbehörde 

(Bezirksregierung) abgestimmt werden, damit sichergestellt werden kann, dass diese 

hier keine Hindernisse sieht, bevor die Gründung der entsprechenden Gesellschaft mit 

dem damit einhergehenden Aufwand konkret angegangen wird.  

 Kommunalrechtliche Eignung der Genossenschaft als Rechtform 

 

Hinsichtlich der avisierten Gesellschaftsform einer Genossenschaft ist zu beachten, 

dass es sich vorliegend um einen gemischt-öffentlichen Betrieb handeln soll, an dem 

keine Privaten, sondern ausschließlich Kommunen beteiligt sein sollen.3 Dabei ist zu 

beachten, dass nach § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO NRW eine Rechtsform des privaten 

Rechts nur gewählt werden darf, wenn die Haftung der Gemeinde auf einen bestimm-

ten Betrag begrenzt wird.4 Soweit § 2 Genossenschaftsgesetz (GenG) die Verbindlich-

keiten der Genossenschaft auf deren Vermögen beschränkt, ist diesem Grundsatz zu-

nächst Genüge getan. Allerdings muss in der Satzung der Genossenschaft mit Blick auf 

§ 6 Nr. 3 GenG bestimmt werden, dass auch im Fall eines Insolvenzverfahrens die Nach-

schusspflicht der Mitglieder ausgeschlossen wird, damit diese nicht über § 105 Abs. 1 

Satz 1 GenG einer unbeschränkten Nachschusspflicht unterliegen.5  

Ferner liegt die Herausforderung bei der Genossenschaft als Rechtsform für die kom-

munale Betätigung darin sicherzustellen, dass die Kommune über einen angemesse-

nen Einfluss nach § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 GO verfügt. Insofern sieht § 43 Abs. 1 GenG 

allerdings vor, dass die Mitglieder der Genossenschaft grundsätzlich nur über ein 

„Kopfstimmrecht“ verfügen. Dabei ist allerdings in den Blick zu nehmen, welchen 

Zweck der Gesetzgeber mit der Vorgabe des notwendigen angemessenen Einflusses 

verfolgt. Im Kern soll damit gewährleistet werden, dass die Kommune den öffentlichen 

Zweck der Genossenschaft sicherstellt.6 Die Genossenschaft bietet die Möglichkeit, 

diesen Zweck ihrer Tätigkeit in die Gründungssatzung aufzunehmen und zugleich dort 

zu bestimmen, dass die entsprechende Regelung nur einstimmig geändert werden 

kann. Dann dient auch die Satzung letztlich der Sicherstellung des angemessenen Ein-

flusses der Kommune.7 

 
3 Zwar stellt das Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit NRW (GkG NRW) für die entsprechende Ge-

meinschaftsarbeit zwischen Kommunen bestimmte Rechtsformen bereit (beispielsweise Zweckverbände und An-

stalten öffentlichen Rechts). Jedoch hält § 1 Abs. 3 GkG NRW ausdrücklich fest, dass die Befugnis zur gemeinsa-

men Wahrnehmung von Aufgaben die Gestaltungsmöglichkeiten des Privatrechts zu nutzen, von diesem Gesetz 

unberührt bleibt. Entsprechend können sich Kommunen für die gemeinsame Wahrnehmung von Aufgaben auch 

Unternehmen und Einrichtungen in privatrechtlicher Form bedienen. Hierzu gehört auch die eingetragene Genos-

senschaft. 

4 Siehe hierzu:  Wellmann, a.a.O., § 108, Anm. IV. 1. 

5 Markamm, Lokale Leistungserbringung im kommunalen Interesse: Revival der Genossenschaft?, 2018, S. 164 

6 Siehe hierzu beispielsweise auch die Dokumentation Nr. 164 „Genossenschaft und Kommunen“ des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes (2018, S. 27) 

7  Siehe die DStGB-Dokumentation Nr. 146, ebenda 
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Im Übrigen wird empfohlen, vorliegend von vornherein – auch wenn dies bei einer 

Genossenschaft mit nicht mehr als 20 Mitgliedern nach § 9 Abs. 1 Satz 2 GenG in ge-

nossenschaftsrechtlicher Hinsicht nicht zwingend notwendig ist – einen Aufsichtsrat 

für die Genossenschaft einzurichten. Hier kann von vornherein das Entsendungsrecht 

in den Aufsichtsrat für die beteiligten Kommunen schon in der Ursprungssatzung fest-

gelegt werden.8 Durch eine solche Regelung kann darauf hingewirkt werden, dass die 

Kommune von vornherein einen angemessenen Einfluss erhält. Schließlich ist darauf 

hinzuweisen, dass der niedersächsischen Rechtsprechung der angemessene Einfluss 

stets voraussetzt, dass die jeweilige Kommune – selbst wenn sie nur einen Minder-

heitsanteil hält – einen beherrschenden Einfluss in der Genossenschaft ausübt. 9Aller-

dings kann diese Rechtsprechung auf eine gemischt-öffentliche Genossenschaft wohl 

nicht ohne Weiteres übertragen werden, müsste doch dann jede Kommune für sich 

den beherrschenden Einfluss sicherstellen, was – da ausschließlich Kommunen beteiligt 

sind – denknotwendig nicht funktionieren könnte. Der durch das OVG Niedersachsen 

entschiedene Fall betraf dann auch eine Genossenschaft, an der neben öffentlichen 

Trägern auch Private beteiligt waren. Insofern wird man vertreten können, dass ange-

messener Einfluss i.S.d. 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 GO NRW bedeutet, dass der jeweilige 

notwendige gemeindliche Einfluss am Umfang der gemeindlichen Beteiligung zu mes-

sen ist. 10 Hingewiesen sei aber darauf, dass es Rechtsprechung des Oberverwaltungs-

gerichts NRW zu einer solchen Konstellation – soweit ersichtlich – noch nicht gibt. Ne-

ben der entsprechenden Entsendung von Mitgliedern in den Aufsichtsrat, der Sicher-

stellung des öffentlichen Zwecks durch eine nur einstimmig änderbare Regelung in der 

Satzung kann zusätzlich dann durch eine mögliche Einräumung von Mehrstimmen-

rechten i.S.v. § 43 Abs. 3 Satz 2 GenG der Einfluss gesichert werden. Hierbei ist aller-

dings zu beachten, dass gemäß § 43 Abs. 3 Satz 3 Nr. 1 GenG Mehrstimmenrechte nur 

gewährt werden sollen, wenn das entsprechende Mitglied den Geschäftsbetrieb be-

sonders fördert; zudem können keinem Mitglied mehr als drei Stimmen gewährt wer-

den. Insofern sollte auch hier im Vorfeld mit der nach § 115 GO NRW zuständigen 

Aufsichtsbehörde Kontakt aufgenommen werden, um zu klären, ob diese den – aus 

diesseitiger Sicht vertretbaren – Argumenten folgt, dass hier ein hinreichender Einfluss 

der Kommune jeweils sichergestellt wird. 

 Vergabe-/behilferecht: In-House-Fähigkeit als oberstes Ziel  

 

Oberstes Ziel aus vergaberechtlicher Sicht ist die Inhouse-Fähigkeit der interkommu-

nalen Entwicklungsgesellschaft. Hintergrund ist die grundsätzliche Ausschreibungs-

pflicht von Aufträgen, welche von den Kommunen oder den (nichtgewerblichen) kom-

munalen Wohnungsbaugesellschaften erteilt werden. 

 
8 Althanns, in: Althanns/Buth/Leißl, Genossenschafts-Handbuch, loseBl., Stand: 01/2020, § 36 GenG, Rn. 

103, der auch darauf hinweist, dass mit der Einräumung des Entsendungsrechts in der Satzung der 

Entsendungsberechtigte ein Sonderrecht i.S.v. § 35 BGB erwirbt, sodass eine spätere Aufhebung dieses 

Rechts nur mit Zustimmung des Entsendungsberechtigten – also der Kommune selbst – möglich wäre. 

9 OVG Niedersachsen, Beschluss v. 08.04.2020 – 10 MG 61/20 – 

10 Vgl. Bender, in: Kleerbaum/Palmen, a.a.O., § 108, II., 3. 
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Wesentliches Merkmal des hier vorgestellten Models ist daher die vergabefreie Beauf-

tragung der interkommunalen Gesellschaft mit Dienstleistungen durch die kommunale 

Ebene. Für die Gewährleistung der vergabefreien Beauftragung kann das hiesige Pro-

jekt im Grunde in zwei Phasen unterteilt werden. 

In der Gründungs- bzw. Umsetzungsphase muss gewährleistet sein, dass die interkom-

munale Entwicklungsgesellschaft gemäß § 108 Abs. 1 und Abs. 5 GWB inhouse-fähig 

ist. Dies setzt voraus, dass die interkommunale Gesellschaft durch die sie beauftragen-

den öffentlichen Auftraggeber auf der kommunalen Ebenen beherrscht wird (sog. Kon-

trollkriterium), mehr als 80 % ihres Umsatzes mit Aufgaben erzielt, von denen sie von 

den öffentlichen Auftraggebern betraut wurde (sog. Wesentlichkeitskriterium) und an 

ihr keine private Kapitalbeteiligung besteht (sog. Beteiligungskriterium). In Rahmen der 

an sie betrauten Aufgaben muss darüber hinaus darauf geachtet werden, dass der 

Großteil des Umsatzes auf nichtgewerbliche Aufgaben zurückzuführen ist. 

 

In der eigentlichen Umsetzungsphase und damit im praktischen Betrieb der interkom-

munalen Gesellschaft muss darüber hinaus darauf geachtet werden, dass diese Merk-

male der Inhouse-Fähigkeit erhalten werden. Gerade im Bereich der übertragenen Auf-

gaben wird es sich um einen dynamischen Verlauf handeln, sodass die Umsätze hier 

mal mehr mal weniger stark dem gewerblichen bzw. nichtgewerblichen Bereich zuzu-

ordnen sein werden. Es muss hier immer gewährleistet sein, dass mehr als 80 % der 

Umsätze mit den betrauten (nichtgewerblichen) Aufgaben erzielt werden, da ansons-

ten die In-house-Fähigkeit der interkommunalen Gesellschaft auch nachträglich wieder 

entfallen kann. Dies wird insbesondere relevant für die Aufgabenausführung im Rah-

men der gewerblich handelnden kommunalen Gesellschaften, da die damit generierten 

Umsätze nicht von öffentlichen Auftraggebern stammen und nicht dem 80%-Kontin-

gent unterfallen. Da die Folgen des Entfalls der Inhouse-Fähigkeit sehr weitreichend 

sind, sollte aus Gründen der Risikominimierung sowohl der Anteil der gewerblichen 

Dienstleistungen (bzw. der daraus generierten Umsätze), welche die unterkommunale 

Gesellschaft für die beherrschenden kommunalen Auftraggeber wahrnimmt, als auch 

der Anteil der Dienstleistungen (bzw. der daraus generierten Umsätze), welche die in-

terkommunale Gesellschaft für die gewerblich tätigen kommunalen Gesellschaften er-

bringt, nicht über 20% des Gesamtumsatzes der interkommunalen Gesellschaft 

liegen. Bei Verlust der Inhouse-Fähigkeit droht die Einordnung sämtlicher erteilter Auf-

träge als sog. De-facto-Vergaben. Folge wäre, dass die noch nicht abgewickelten und 

ausgeführten Aufträge zurückabzuwickeln wären, ausgetauschte Leistungen zurückzu-

gewähren wären oder Wertersatz zu leisten wäre und übergangene Unternehmen ggfs. 

Schadensersatzansprüche gegen die Kommunen geltend machen könnten. 

Die zuvor dargestellten Ausführungen zum Erhalt der In-House-Fähigkeit müssen auch 

für die Ebene zwischen Kommune und den (nichtgewerblichen) kommunalen Woh-

nungsbaugesellschaften (sozialer Wohnungsbau) gelten. Neben der vergaberechts-

freien Beauftragung geht es hier primär um die ausschreibungsfreie Einbringung von 

Grundstücken in die kommunale Wohnungsbaugesellschaft. In diesem Fall würden 

dann auch ggf. beihilfenrechtliche Erleichterungen greifen. 

Die rein gewerblich tätigen kommunalen Gesellschaften sind hiervon zu unterschei-

den. Zwar sind diese mit großer Wahrscheinlichkeit keine öffentlichen Auftraggeber 

[ACHTUNG: Bereits eine sehr untergeordnete Wahrnehmung von im 
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Allgemeininteresse liegenden Aufgaben nichtgewerblicher Art kann für die Qualifika-

tion als öffentlicher Auftraggeber (= Ausschreibungspflicht) ausreichen] und damit 

auch nicht ausschreibungspflichtig. Allerdings sind diese Gesellschaften mit sehr gro-

ßer Wahrscheinlichkeit auch nicht inhouse-fähig im Verhältnis zur Kommune. Der 

Transfer von kommunalen Grundstücken an diese Gesellschaft kann somit aus primär-

rechtlicher Sicht ausschreibungspflichtig sein (Binnenmarktrelevanz). Hinzukommen 

große beihilfenrechtliche Hürden, welche sich im schlimmsten Fall in einer unzulässigen 

Beihilfe manifestieren können. Wie bereits oben angesprochen, ist es in diesem Zu-

sammenhang sehr wichtig, dass durch die Beauftragung der interkommunalen Gesell-

schaft mit gewerblichen Dienstleistungen nicht deren In-House-Fähigkeit der inter-

kommunalen Gesellschaft zerstört wird. 

 

Losgelöst von der zuvor zwischen den unterschiedlichen Ebenen ggf. gegebenen In-

house-Fähigkeit (Beauftragung „untereinander“) sind diejenigen Bau- und Liefer- und 

Dienstleistungsaufträge zu bewerten, welche an außenstehende Dritte (z. B. private 

Bauunternehmen oder Architekten) vergeben werden.  

Diese Aufträge (z. B. der Bau von Wohnungen auf kommunalen Grundstücken) sind im 

Falle der Kommune als Auftraggeberin sowohl nach dem Unterschwellenvergaberecht 

als auch nach dem Oberschwellenvergaberecht ausschreibungspflichtig. Allein bei den 

kommunalen (nichtgewerblichen) Wohnungsbaugesellschaften als Auftraggeberinnen 

(z. B. Bau von Wohnungen auf einem Grundstück der Gesellschaft) sind je nach interner 

Ausgestaltung allein an das strenge Oberschwellenvergaberecht gebunden (siehe 

hierzu unter 3.2.3.) 

3.2.3 Gremien und deren Kompetenzen 

 Bis zu drei Organe einer Genossenschaft 

 

Im Vergleich zu einer GmbH sieht das GenG zur Sicherung der demokratischen Mit-

bestimmung aller Mitglieder eine etwas komplexere Gremienstruktur vor. Diese be-

steht im Wesentlichen aus zwei bis drei Organen: 

 (Geschäftsführender) Vorstand 

 Aufsichtsrat (bei mehr als 20 Mitgliedern) 

 Generalversammlung (Genossenschaftsmitglieder) 

 

Da die Aufnahme zusätzlicher Kommunen gewünscht ist, ist die zusätzliche Ebene eines 

Aufsichtsrates zumindest mitzudenken. Zu berücksichtigen ist, dass die Projektkom-

munen ggf. unterschiedliche Konstruktionen für die Umsetzung ihrer Interessen wäh-

len. (vgl. Kapitel 3.3). Daraus kann ein Ungleichgewicht in der Generalversammlung 

entstehen.  

Beispielsweise möchte eine Projektkommune mit einer kommunalen Wohnungsbau-

gesellschaft geförderten Wohnraum schaffen und den Bestand verwalten. Diese Pro-

jektkommune hätte zwei Vertreter:innen und damit Stimmen in der Generalversamm-

lung (eine für die Kommune, eine für die Wohnungsbaugesellschaft). Eine andere Pro-

jektkommune möchte diese Tätigkeit im eigenen Haushalt (z. B. als Eigenbetrieb) ab-

bilden. Diese hätte lediglich eine Vertretung und damit auch Stimme. Für andere 
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Projektkommunen kommt ggf. sowohl die Gründung einer kommunalen Wohnungs-

baugesellschaft als auch einer kommunalen Entwicklungsgesellschaft in Frage. In die-

sem Fall hätte diese Kommune drei Stimmen. 

 

Dieses Ungleichgewicht kann – in den gesetzlichen Grenzen - durch Einräumung von 

Mehrstimmrechten und/oder der Regelung von Einstimmigkeitserfordernissen oder 

der Bündelung der Mitgliedschaft in Gesellschaften bürgerlichen Rechts11 in bestimm-

ten Fällen begegnet werden.12 Eine abschließende Klärung kann im vorliegenden Kon-

zept nicht erfolgen und sollte im Gründungsprozess – wenn bekannt ist, mit welchen 

Ausgestaltungsmöglichkeiten sich die Projektkommunen beteiligen – passieren. 

 Abb. 8: Organe der Interkommunalen Entwicklungsgesellschaft 

 

 

 Darstellung: ALP 

 
11 Hintergrund: die Gewährung von Mehrstimmrechten ist in § 43 Abs. 3 Nr. 1 GenG von Voraussetzungen abhängig 

gemacht. Als Alternative bietet es sich an, die Kommunen und „ihre“ jeweiligen Projektgesellschaften als GBR 

zusammenzufassen und dieser GbR die Mitgliedschaft an der Genossenschaft zu ermöglichen. Die Gesellschafter 

der GbR müssen sich dann in der GbR vor jeder Abstimmung über die Stimmabgabe einigen. 

12 Aus kommunalrechtlicher Sicht ist anzumerken, dass die Beteiligung von Kommunen an einer GbR z. T. von vorn-

herein mit Blick auf die gemäß § 108 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GO NRW notwendigen Wahl einer Rechtsform, welche die 

Haftung der Gemeinde auf einen bestimmten Betrag begrenzt, ausgeschlossen wird (Wellmann, in: Rehn/Cron-

auge/von Lennep/Knirsch, GO NRW, Loseblatt, Stand: Mai 2024, § 108, Rn. 44); Benler, in: Kleerbaum/Palmen, GO 

NRW, 4. Aufl., § 108, II., 3..; etwas weniger restriktiv:: Gaß, Wurzel/Schraml/Gaß, Rechtspraxis der kommunalen 

Unternehmen 

4. Auflage, C., Rn. 195: „Auch die GbR scheidet aufgrund der rechtlichen Schwierigkeiten, die ein notwendig ein-

zelvertraglich mit dem jeweiligen Vertragspartner zu vereinbarender Haftungsausschluss mit sich bringt.“). Die 

zuletzt zitierte Fundstelle mag insofern eine Möglichkeit eröffnen, ist doch bei einer gemischt-öffentlichen GbR 

der Gemeinde der Abschluss eine andere Konstellation als im Falle einer gemischt-wirtschaftlichen GbR gegeben. 

Möglicherweise kann auch eine lokale Genossenschaft (statt einer GbR) gegründet werden, die dann wiederum 

an der interkommunalen Genossenschaft beteiligt wird. Bei der lokalen Genossenschaft kann die Haftung von 

vorherein beschränkt werden, siehe hierzu die entsprechenden Ausführungen zu der interkommunalen Genos-

senschaft. 

Generalversammlung der Genossenschaftsmitglieder

Vorstand

Aufsichtsrat

Interkommunale Entwicklungsgesellschaft 

(Service-/Dienstleistungsgesellschaft)

B
e
a
u

ft
ra

g
u

n
g

 v
o

n
 

D
ie

n
st

le
is

tu
n

g
e
n

Kommune CKommune BKommune A

Kommunale 

Gesellschaft

Kommune A

Kommunale 

Gesellschaft

Kommune B

Kommunale 

Gesellschaft

Kommune C

z. B. Bürger-

meister:in

z. B. Kämmer:in

M
it

g
li
e
d

sc
h

a
ft

W
a
h

l



 

 3   Konstruktion der Kooperation 

 

40 

 

Geschäftsführender Vorstand: Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen, 

kann per Satzung bei bis zu 20 Mitgliedern jedoch auf eine Person beschränkt werden. 

Der Vorstand hat folgende Rolle bzw. Aufgaben: 

 Leitungsorgan der regionalen/interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft 

 Wird von der Generalversammlung gewählt und abberufen. Die Satzung kann 

auch regeln, dass diese Aufgabe dem Aufsichtsrat obliegt. 

 Der Vorstand ist alleiniger gesetzlicher Vertreter und Repräsentant der Genossen-

schaft nach innen und nach außen 

 Er ist für die Organisation und die Geschäftspolitik der Genossenschaft verant-

wortlich. Er führt die Geschäfte der Genossenschaft gemäß den gesetzlichen Vor-

schriften, der Satzung der Genossenschaft und der Geschäftsordnung für den Vor-

stand. Dazu gehören 

 Strategische Planung/Unternehmensführung 

 Operative Leitung und Überwachung des täglichen Geschäftsbetriebs 

 Personalwesen 

 Finanzplanung und Controlling 

 Berichterstattung: Lagebericht, Jahresabschluss  

 Kommunikation: Berichtet regelmäßig dem Aufsichtsrat und erteilt Auskunft 

 

Aufsichtsrat: Ein Aufsichtsrat ist bei Genossenschaften mit mehr als 20 Mitgliedern ein-

zurichten und muss aus mindestens drei Mitgliedern bestehen13. Sofern ein Aufsichts-

rat hiernach nicht zu bestellen ist, übernimmt im Grundsatz die Generalversammlung 

seine Rechte und Pflichten. Der Aufsichtsrat hat folgende Rolle bzw. Aufgaben: 

 Wird von der Generalversammlung gewählt und abberufen  

 Berät und beaufsichtigt den Vorstand im Interesse der Mitglieder 

 
13 Aus vergaberechtlicher Sicht muss hier aufgrund der neueren Rechtsprechung der VK Bund aufgepasst werden. 

Für den Erhalt der Inhouse-Fähigkeit ist elementar, dass die öffentlichen Auftraggeber einen ausschlaggebenden 

Einfluss auf die strategischen und wesentlichen Entscheidungen des kontrollierten Unternehmens ausüben. Wird 

ein Aufsichtsrat eingerichtet, kann dies über zwei Stellschrauben gewährleistet werden: 

1. Die Ausgestaltung der Befugnisse des Aufsichtsrates kann dahingehend erfolgen, dass dieser keine wesentli-

chen Entscheidungen der Gesellschaft übernimmt. Dies ist aber ein „weiches“ Kriterium, da es hier immer auf die 

Gesamtschau der Befugnisse ankommt und wie sich diese im Verhältnis zu den weiteren Befugnissen der anderen 

Organe der Gesellschaft verhalten. 

2. Die Zusammensetzung des Aufsichtsrates erfolgt dergestalt, dass im Wesentlichen nur weisungsgebundene 

Mitglieder der öffentlichen Auftraggeber dort vertreten sind, sodass über diese die ausreichende Kontrolle über 

die wesentlichen Entscheidungen gewährleistet ist. Geringfüge Abweichungen sind in Ordnung, sollten sich aber 

in einem Bereich bewegen, die keine Beeinflussung der Entscheidungen ermöglichen.  

Aus gutachterlicher Perspektive wird Variante 2 vorgeschlagen, da dies der rechtssichere Weg ist und keine Zweifel 

über die Kontrolle aufkommen lässt. 
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 Kann vom Vorstand jederzeit Auskünfte über alle Angelegenheiten der Genossen-

schaft verlangen und die Bücher und Schriften einsehen und prüfen 

 Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts und Bericht an die General-

versammlung über das Prüfergebnis 

 Weitere Aufgaben des Aufsichtsrats werden durch die Satzung bestimmt, z.B. die 

Einführung eines Zustimmungskatalogs für die Vornahme bestimmter (außerge-

wöhnlicher) Geschäfte und Maßnahmen der Genossenschaft 

 

Generalversammlung: In der Generalversammlung sind die Kommunen und die betei-

ligten kommunalen Gesellschaften mit je einer Person und einer Stimme (sofern keine 

Mehrstimmrechte bestehen oder GbRs errichtet werden) vertreten. Sie befinden insbe-

sondere über: 

 Satzungsbeschluss und Verabschiedung von erforderlichen Satzungsänderungen  

 Wahl und Abberufung des Vorstandes, sofern dies per Satzung nicht dem Auf-

sichtsrat zugeordnet wird 

 Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates 

 Verabschiedung des jährlichen Wirtschaftsplanes sowie Beschlussfassung zum 

Jahresabschluss  

 Feststellung des Jahresabschlusses, 

 Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresüberschusses oder die Deckung 

eines Jahresfehlbetrages 

 Genehmigung von Entscheidungen des geschäftsführenden Vorstands von be-

sonderer Bedeutung für die Genossenschaft (z. B. strategische und operative Ziele)  

 die Verrechnungspreise für die Dienstleistungen gegenüber der lokalen Ebene 

 Aufnahme und Aufgabe von Tätigkeiten 

3.3 Lokale Ebene 

3.3.1 Ansätze auf der lokalen Ebene 

 Heterogenität der Bedarfe muss sich in individuellen Lösungen niederschlagen  

 

Als Auftraggeberin der dargestellten interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft fungiert die lokale Ebene. Auf dieser Ebene sind unterschiedliche Ansätze not-

wendig, die sich aus folgenden Punkten ergeben: 

 

 Die Projektkommunen weisen sehr unterschiedliche lokale Bedarfe, Anforderun-

gen und Wünsche auf, beispielsweise hinsichtlich der Geschäftsbereiche. 

 Absehbar ist, dass sich der Umfang von Projekten in einzelnen Geschäftsbereichen 

zwischen den Projektkommunen deutlich unterscheidet (Kommune A mit 20 pri-

oritären Objekten im Geschäftsbereich kleinteilige Grundstücksaktivierung, Kom-

mune B nur 3 Objekte etc.). 
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 Vergabe- und steuerrechtliche Erwägungen (siehe Kapitel 3.3.3). Dazu gehören die 

Trennung in gewerbliche und nichtgewerbliche Tätigkeiten i. S. des Vergaberechts, 

die Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber, die Herstellung und Erhaltung der 

Inhouse-Fähigkeit (vgl. Kapitel 3.1.2) sowie steuerliche Optimierungsaspekte. 

 Drei Geschäftsbereiche mit Trennung von Gewerblichkeit und Nichtgewerblichkeit 

 

Vor diesem Hintergrund wird eine organisatorische/institutionelle Trennung der loka-

len Aktivitäten empfohlen. Dies sind erstens die Aktivitäten der sozialen Wohnraum-

versorgung (Geschäftsbereich öffentlich geförderter Wohnungsbau), die besonders 

privilegiert sind. Zweitens sind dies die Tätigkeiten, für die eine Gewerblichkeit im Sinne 

des Vergaberechts anzunehmen ist (Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau). 

Das kann dazu führen, dass auf der lokalen Ebene – bei entsprechendem Bedarf – zwei 

komplett voneinander getrennte Gesellschaften (eine nichtgewerbliche und eine ge-

werbliche Gesellschaft) gegründet werden. Als drittes ist dies der Geschäftsbereich 

kleinteilige Grundstücksaktivierung. 

 

 Geschäftsbereich öffentlich geförderter Mietwohnungsbau: In den Geschäftsbe-

reich fällt ausschließlich der öffentlich geförderte Mietwohnungsneubau bzw. 

diesbezügliche Aktivitäten bezogen auf bereits vorhandenen Wohnraum sowie die 

Bestandsbewirtschaftung. Dieser Bereich sieht vor, den Wohnraum bzw. die 

Grundstücke langfristig mittelbar oder unmittelbar im kommunalen Eigentum zu 

halten. Punktuelle Veräußerungen sind möglich (Drei-Objekt-Grenze).  

Der öffentlich geförderte Wohnungsbau ist dabei eine im Allgemeininteresse lie-

gende Aufgabe, die mit sehr großer Wahrscheinlichkeit auch für lokale Woh-

nungsbaugesellschaften zur Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber nach § 99 

Nr. 2 GWB führt, sodass diese die interkommunale Gesellschaft im Wege der In-

house-Vergabe vergabefrei mit Dienstleistungen beauftragen können. Vorausset-

zung ist wiederum, dass die lokale Gesellschaft die interkommunale Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft mit den anderen öffentlichen Auftraggebern kontrol-

liert. Zudem muss auch hier das Wesentlichkeitsmerkmal erfüllt sein (80 %/20 %). 

Um die Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber nach § 99 Nr. 2 GWB nicht zu 

gefährden, sollte die lokale Gesellschaft ausschließlich nichtgewerblich tätig wer-

den. Dies ist – wie bereits angeführt – auch bei der Einbringung von kommunalen 

Grundstücken in diese Gesellschaften aus beihilfenrechtlicher Sicht vorteilhaft. 

 Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau: In den zweiten Geschäftsbereich 

fallen die potenziellen Aktivitäten im freifinanzierten Mietwohnungsbau inkl. der 

Bestandsbewirtschaftung, der Bau und Vertrieb von Eigentumswohnungen sowie 

die Entwicklung von Bauland. Für diese Tätigkeiten ist von einer Gewerblichkeit 

der Tätigkeit auszugehen. Entsprechend klar sollte die Trennung zu allen anderen 

Aktivitäten sein. ACHTUNG: Alle Aufträge aus dem gewerblichen Bereich müssen 

für die Gewährleistung der Inhouse-Fähigkeit der Interkommunalen Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft weniger als 20 % der Gesamtumsätze pro Jahr ausma-

chen. ACHTUNG: Aus beihilfenrechtlicher Sicht findet im gewerblichen Bereich 

keine Privilegierung statt. Es muss in jeden Einzelfall geprüft werden, ob in der 

Ausstattung mit Finanzmitteln oder kommunalen Grundstücken an die gewerbli-

che kommunale Gesellschaft eine unzulässige Beihilfe zu sehen ist. 
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 Geschäftsbereich kleinräumige Grundstücksaktivierung: Dieser Bereich umfasst 

die Aktivitäten der kleinteiligen Grundstücksaktivierung für die ein Durchgangser-

werb beabsichtigt ist (Erwerb einer Immobilie, Durchführung aktivierender Maß-

nahmen, Veräußerung). Für diese Tätigkeiten wird davon ausgegangen, dass es 

sich um Aufgaben nichtgewerblicher Art im Sinne des Vergaberechts handelt (die 

Begründung erfolgt in Kapitel 3.3.3). Im steuerlichen Sinn gilt dies nicht. Zusam-

men mit dem Geschäftsbereich öffentlich geförderter Wohnungsbau sollten die 

Aktivitäten mindestens 80 % der Tätigkeiten der interkommunalen Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft ausmachen. Prämisse ist hier allerdings, dass es sich 

tatsächlich im Einzelfall um nichtgewerbliche Tätigkeiten handelt. Sollten hier Be-

denken bestehen, sollte der Anteil eher in das inhouse-schädliche 20 %-Kontin-

gent des Wesentlichkeitskriteriums verschoben werden. Ansonsten droht der Ver-

lust der Inhouse-Fähigkeit der interkommunalen Gesellschaft mit den bereits ge-

schilderten Folgen (De-facto-Vergabe, etc.). 

 Unterschiedliche Lösungsansätze je Geschäftsbereich 

 

Innerhalb der drei Geschäftsbereiche wurden in Abstimmung mit der Steuerungs-

gruppe unterschiedliche Handlungsansätze herausgearbeitet.  

Im nichtgewerblichen Geschäftsbereich öffentlich geförderter Mietwohnungsbau kön-

nen folgende Möglichkeiten durch die Kommunen gewählt werden: 

 Die Gründung einer lokalen Wohnungsbaugesellschaft, die Eigentümerin der 

Grundstücke, Gebäude und Wohnungen der Kommune bezogen auf den öffent-

lich geförderten Wohnungsbau ist. 

 Das Halten der Grundstücke, Gebäude und Wohnungen im kommunalen Haus-

halt (z. B. Eigenbetrieb). Die Leistungserbringung durch die interkommunalen Ser-

vice-/ Dienstleistungsgesellschaft kann auf Basis eines Geschäftsbesorgungsver-

trags (§ 675 BGB) erfolgen. Damit verpflichtet sich der Leistungsschuldner/Ge-

schäftsbesorger (interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft) gegen-

über dem Leistungsgläubiger/Geschäftsherr (Projektkommune) zur Durchführung 

übertragener Tätigkeiten. Als Gegenleistung zahlt die Projektkommune ein Ent-

gelt. 

 

Im Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau gibt es folgende Möglichkeiten: 

 Die Gründung einer lokalen Entwicklungsgesellschaft, die (z. T. temporär) Ei-

gentümerin von Grundstücken und Gebäuden wird/werden. Die Institutionalisie-

rung mit einer Gesellschaft wird aufgrund der potenziellen Größe der Vorhaben 

(Mietwohnungsbau, Bau von Eigentumswohnungen) sowie der möglichen Beteili-

gung sonstiger Gesellschafter vorgeschlagen.  

 Prinzipiell ist es auch möglich, diese Dienstleistungen mit Hilfe eines Geschäfts-

besorgungsvertrages zu beschaffen. 

Im Geschäftsbereich kleinteilige Grundstücksaktivierung werden ebenfalls zwei Ausge-

staltungsmöglichkeiten vorgeschlagen: 
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 Dies ist einerseits eine Treuhandschaft, die ausschließlich die (voraussichtlich) 

nichtgewerblichen Tätigkeiten der kleinteiligen Grundstückaktivierung umfasst. 

Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft wird im Auftrag (gegen 

Honorar) und stellvertretend für die jeweils treugebende Kommune (Treuhand-

)Eigentümerin der Grundstücke und Gebäude und übernimmt die mit dem Ankauf 

und der Aktivierung verbundenen Tätigkeiten. Die Abwicklung erfolgt auf Grund-

lage eines Treuhandvertrags und einem Treuhandkonto. Die Treuhandschaft bie-

tet in Abgrenzung vom Geschäftsbesorgungsvertrag die Möglichkeit einer klare-

ren Trennung vom kommunalen Haushalt. 

 Die Abwicklung der kleinteiligen Grundstücksaktivierung kann alternativ mit ei-

nem Geschäftsbesorgungsvertrag (§ 675 BGB) erfolgen. Im konkreten Fall über-

nimmt die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft die mit dem An-

kauf und der Aktivierung verbundenen Tätigkeiten. Eigentümerin der Gebäude 

und Grundstücke bleibt jedoch die Kommune. Zu prüfen ist (auch im Falle der 

Treuhandschaft und sonstigen Fremdgeschäftsführungen) eine Erlaubnispflicht 

(Makler und Bauträger Gewerbeerlaubnis) nach § 34 c GewO. Nach aktueller Ein-

schätzung dürfte die regionale/interkommunale Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft eine solche Erlaubnis benötigen. 

 Individuelle Lösungen in jeder Kommune möglich 

 

Mit den skizzierten Ansätzen auf der lokalen Ebene besteht für die Projektkommunen 

die Möglichkeit individueller Lösungen, die sich an der lokalen Bedarfslage und Wün-

schen orientieren. In dieser Konstruktion bestehen beispielhaft folgende Möglichkei-

ten: 

 Nutzung nur des Geschäftsbereichs öffentlich geförderter Wohnungsbau. Das Ei-

gentum an Grundstücken und Wohnungen liegt bei der lokalen Wohnungsbau-

gesellschaft. 

 

 Nutzung nur des Geschäftsbereichs öffentlich geförderter Wohnungsbau. Grund-

stücke und Wohnungen bleiben in unmittelbarem Eigentum der Stadt (kommu-

naler Haushalt, Eigenbetrieb). 

 Nutzung nur des Geschäftsbereichs gewerblicher Wohnungsbau. Eigentümer der 

Grundstücke und Gebäude wird eine lokale Entwicklungsgesellschaft. 

 Nutzung nur des Geschäftsbereichs kleinteilige Grundstücksaktivierung. Eigentü-

mer der Grundstücke und Gebäude wird die Kommune (Sonderstellung der Treu-

handschaft), die Aufgabenerledigung erfolgt mit Hilfe eines Treuhandvertrags 

oder Geschäftsbesorgungsvertrages. 

 Nutzung von zwei oder auch drei Geschäftsbereichen mit den gleichen Ausgestal-

tungsmöglichkeiten. 

 Ferner bietet das vorgeschlagene in zwei Ebenen getrennte Modell die Möglich-

keit „Gemeinschaftsunternehmen“ auf lokaler Ebene zu nutzen (z. B. zwei benach-

barte Kommunen). Die Kommunen gründen etwa eine gemeinsame lokale Woh-

nungsbaugesellschaft.  
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 Die Einbindung privaten Kapitels oder sonstiger Gesellschafter (Banken, Unterneh-

men, Privatpersonen) ist prinzipiell möglich. Dies sollte sich jedoch ausschließlich 

auf die gewerblichen Tätigkeiten und damit auf die gewerbliche lokale Gesell-

schaft beschränken. Ansonsten droht der zwingende Verlust der Inhouse-Fähig-

keit sowohl der interkommunalen Gesellschaft als auch der nichtgewerblichen lo-

kalen Gesellschaft.  

 Weiterhin ist Letzteres auch Mithilfe von spezifischen Projektgesellschaften ange-

dockt an die lokale Ebene möglich. Auch dies sollte sich insbesondere auf gewerb-

liche Tätigkeiten beziehen. 

3.3.2 Aufgaben 

 Wesentliche Aufgabe: Bündelung des Eigentums 

 

Die lokale Ebene fungiert in ihren unterschiedlichen Ausgestaltungsmöglichkeiten (vgl. 

Kapitel 3.3.1) als Auftraggeber der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft. 

Wie aus den vorhergehenden Überlegungen hervorgeht, verfügen diese lokalen Ebe-

nen – neben der benannten Geschäftsführung (nur bei der Gründung einer lokalen 

Wohnungsbau- oder Entwicklungsgesellschaft) – nicht über eigenes Personal. Sie sind 

lediglich (z. T. nur temporär) Eigentümerin 

 der für eine Bebauung mit öffentlich gefördertem Wohnungsbau vorgesehenen 

Grundstücke und der kommunalen Wohnungen (lokale Wohnungsbaugesell-

schaft). Diese werden entweder selbst errichtet oder von der Kommune (z. B. bis-

lang im Haushalt geführter Wohnungsbestand) auf eine eigens zu diesem Zweck 

errichtete Gesellschaft übertragen, 

 der für eine Bebauung mit freifinanziertem Mietwohnungsbau oder Eigentums-

wohnungen vorgesehenen Grundstücke, die von der lokalen Gesellschaft (lokale 

Entwicklungsgesellschaft) erworben werden. Die Übertragung/die Veräußerung 

von Grundstücken von der Kommune an die gewerbliche lokale Gesellschaft ist 

beihilferechtlich problematisch und deren Zulässigkeit muss im Einzelfall geprüft 

werden. 

 der für die Aktivierung vorgesehenen Grundstücke und Gebäude, die erworben 

werden oder von der Kommune auf eine eigens zu diesem Zweck errichtete Ge-

sellschaft übertragen/veräußert werden. Dabei gelten die gleichen Rahmenbedin-

gungen, wie vorhergehenden Punkt. 

Insofern bündelt die lokale Ebene (z. T. temporär) im Wesentlichen das Immobilienei-

gentum der beteiligten Kommunen. Ohne die Gründung einer lokaler Wohnungsbau- 

oder Entwicklungsgesellschaft können alle Aktivitäten innerhalb des Haushalts geführt 

und die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft als Dienstleister unter 

Wahrung und Beibehaltung des Inhouse-Privilegs beauftragt werden. Es ist vorgese-

hen, dass die interkommunale Service-/ Dienstleistungsgesellschaft in keinem Fall Ei-

gentümerin von Immobilien wird. Einen Sonderfall stellt lediglich die Treuhandschaft 

dar.  
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Der zentrale Zweck des Geschäftsbereiches öffentlich geförderter Wohnungsbau 

ist der Bau und die Bewirtschaftung kommunaler Wohnungen im öffentlich geförder-

ten Mietwohnungsbau. Die Bewirtschaftung (z. B. Mietpreisgestaltung, Grundsätze der 

Mieterauswahl, Sanierungs-/Modernisierungsinvestitionen) erfolgt in Abstimmung mit 

der jeweiligen Kommune. 

Insofern ist sicherzustellen, dass die Geschäftsführung der regionalen/interkommuna-

len Service-/Dienstleistungsgesellschaft (als Dienstleister) die wesentlichen Investiti-

ons- und Bewirtschaftungsentscheidungen in Abstimmung mit der jeweiligen Kom-

mune zur Entscheidung durch die lokale Geschäftsführung vorlegt. Eine Einflussnahme 

durch die anderen Kommunen ist dabei ausgeschlossen.  

 

Vorstehendes bedeutet auch, dass über die Verwendung von Überschüssen jeweils die 

einzelne Kommune entscheidet. Ebenso bedeutet dies, dass Verluste der lokalen Woh-

nungsbaugesellschaft – sofern zur Sicherung der Geschäftstätigkeit erforderlich – von 

der jeweiligen Kommune auszugleichen sind.  

Zur Finanzierung der Investitionen (insbesondere Bauleistungen) nehmen die lokalen 

Wohnungsgesellschaften Kredite bei Geschäftsbanken oder bei Förderbanken auf – für 

den geförderten Wohnungsbau insbesondere entsprechende Förderdarlehen bei der 

NRW.Bank. Das erforderliche Eigenkapitel kann auf folgenden Wegen generiert wer-

den: 

 

 Übertragung von voll- oder teilentschuldeten Bestandsimmobilien aus dem kom-

munalen Haushalt oder anderen kommunalen Gesellschaften  

 Übertragung von kommunalen Grundstücken für den vorgesehenen öffentlich ge-

förderten Wohnungsneubau  

 Übertragung liquider Mittel aus dem kommunalen Haushalt (Hinweis: Haushalts-

mittel werden insbesondere nötig, wenn das durch Grundstücke oder Bestandsim-

mobilien gesicherte Eigenkapital nicht 20 % des geplanten Investitionsvolumens 

erreicht)  

Die lokalen Wohnungsbaugesellschaften werden verpflichtet, mit der Geschäftsbesor-

gung die regionale/interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft zu beauftra-

gen.  

 

Wenn eine an der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft beteiligte 

Kommune keine lokale Wohnungsbaugesellschaft gründet und stattdessen den loka-

len Wohnungsbau über den kommunalen Haushalt realisieren möchte, kann sie hierzu 

ebenfalls die Dienstleistungen des Gemeinschaftsunternehmens in Anspruch nehmen. 

Für eine ausschreibungsfreie Beauftragung der interkommunalen Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaft ist dabei sicherzustellen, dass ein wirksames Inhouse-Geschäft zwi-

schen der Kommune und der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft 

vorliegt. Innerhalb des gewählten Konzeptes mit der klaren Trennung von Gewerblich-

keit und Nichtgewerblichkeit muss dies im Einzelfall überwacht und kontrolliert wer-

den. 
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Im Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau gelten mit der Gründung einer lo-

kalen Entwicklungsgesellschaft die gleichen oben dargestellten Prinzipien. Abweichend 

ist bezogen auf die Eigenkapitalbereitstellung durch die Übertragung von Grundstü-

cken und Gebäuden zu berücksichtigen, dass diese beihilferechtliche Schwierigkeiten 

erzeugen können. Vielfach ist dies zwar gelebte Praxis, einer gerichtlichen Auseinan-

dersetzung würde dies jedoch voraussichtlich nicht standhalten. 

Im Geschäftsbereich kleinteilige Grundstücksaktivierung besteht die Möglichkeit 

im Rahmen einer Treuhandschaft tätig zu sein. In diesem Fall wird lediglich eine tem-

poräres Halten von Grundstücken und Gebäuden durch die interkommunale Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft beabsichtigt, die nach der Umsetzung von aktivierenden 

Maßnahmen wieder veräußert werden sollen. 

Zwischen der Projektkommune (Treugeber) und der interkommunalen Service-/Dienst-

leistungsgesellschaft (Treuhänder) wird auf Basis eines Treuhandvertrags die Wahrneh-

mung der Interessen des Treugebers vereinbart. Insofern nimmt die interkommunale 

Service-/Dienstleistungsgesellschaft in Abstimmung mit der Kommune die Aufgaben 

in diesem Geschäftsbereich war. Für ihre Tätigkeit erhält die regionale/interkommunale 

Service-/Dienstleistungsgesellschaft ein Honorar. 

Die Finanzierung wird über ein Treuhandkonto abgewickelt, in welches die Kommune 

liquide Mittel einlegt. Die erworbenen Immobilien werden (grundbuchrechtlich) im Au-

ßenverhältnis Eigentum der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft. Sie 

hat damit im Außenverhältnis mehr Rechte, als die, die sie nach der schuldrechtlichen 

Vereinbarung im Innenverhältnis mit dem Treugeber tatsächlich hat. Sämtliche Um-

sätze mit den Grundstücksgeschäften fließen dem Treuhandkonto zurück. Gewinne 

und Verluste aus dieser Tätigkeit werden ausschließlich der treugebenden Kommune 

zugerechnet. 

Als Alternative zur Treuhandschaft kann ein Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen der 

interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft und der jeweiligen Kommune 

geschlossen werden. Dieser verpflichtet die interkommunale Service-/Dienstleistungs-

gesellschaft (Leistungsschuldner, Geschäftsbesorger) zur Besorgung des von der Pro-

jektkommune (Leistungsgläubiger, Geschäftsherr) übertragenen Geschäfts. Als Gegen-

leistung zahlt der Leistungsgläubiger dem Leistungsschuldner ein Entgelt. Es wird also 

im Auftrag der Projektkommune durch eine Dienstleistung eine Tätigkeit besorgt, um 

die Vermögensinteressen des Gläubigers wahrzunehmen. 

Damit kann die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft frei darüber ent-

scheiden, wie die Geschäftsbesorgung durchführt wird. Die Tätigkeit bezieht sich auf 

das Vermögen der Projektkommune. Der Geschäftsbesorger übernimmt eine Aufgabe, 

für die der Geschäftsherr ursprünglich zuständig war.  
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 Abb. 9: Schema lokale Ebene 

 

 

 Darstellung: ALP 

3.3.3 Rechtliche Umsetzung 

 

Die beschriebene Lösung mit einer interkommunalen und einer lokalen Ebene hat nach 

Ansicht der in den Beratungsprozess einbezogenen juristischen Fachberater bei ent-

sprechender Ausgestaltung keine rechtlichen Nachteile.  

Die kommunalrechtliche Zulässigkeit ist davon ebenso wenig tangiert wie die wesent-

lichen vergaberechtlichen, beihilferechtlichen und schließlich auch die meisten steuer-

rechtlichen Belange.  

In allen berücksichtigten juristischen Rechtsgebieten gibt es jedoch Themen, die bei 

der weiteren Konzeption und späteren Ausgestaltung im Gründungsprozess unbedingt 

beachtet bzw. geprüft werden sollten. 
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 Gesellschaftsrechtliche Aspekte 

 

Mit der Beteiligung/Mitgliedschaft an der interkommunalen Service-/ Dienstleistungs-

gesellschaft geht keine Verpflichtung zur Gründung einer lokalen Wohnungsbauge-

sellschaft (Geschäftsbereich öffentlich geförderter Mietwohnungsbau) oder einer loka-

len Entwicklungsgesellschaft (Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau) einher. 

Grundlage für eine Beteiligung/Mitgliedschaft ist es, Unterstützung bei der Umsetzung 

der kommunalen Interessen (z. B. Ausweitung des geförderten, kommunalen Woh-

nungsbestandes, Aktivierung von Schlüsselimmobilien) zu erhalten. Der öffentlich ge-

förderte Wohnungsbau wie auch die Grundstücks- und Wohnungsgeschäfte können 

ebenso im Haushalt der jeweiligen Kommune geführt werden. 

Aus aktueller Perspektive wird für die Mehrzahl der Projektkommunen davon ausge-

gangen, dass sie sich mindestens einer lokalen Wohnungsbau- oder Entwicklungsge-

sellschaft für die Institutionalisierung der Tätigkeiten bedienen werden. 

Für diesen Fall spricht sich die Steuerungsgruppe für die Rechtsform einer GmbH & Co. 

KG aus, was sich insbesondere aus vergabe- und steuerrechtlichen Überlegungen her-

aus empfiehlt (siehe unten).  

Dies impliziert, dass eine so agierende Kommune zusätzlich zur Kommanditgesellschaft 

eine Komplementär-GmbH gründet und als Kommanditist das Eigenkapital in die ei-

gene, lokale Wohnungsbau- oder Entwicklungsgesellschaft einlegt. 

Ferner beteiligt sich die lokale (nichtgewerbliche) Wohnungsbau- und Entwicklungs-

gesellschaft – ggf. gemeinsam mit der sie gründenden Kommune in Gesellschaft bür-

gerlichen Rechts – an der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft (wird 

somit Genossenschaftsmitglied) und ist wie auch die Kommune ein Teilnehmender der 

Generalversammlung. Das erwartete Ungleichgewicht kann durch Einräumung von 

Mehrstimmrechten und/oder der Regelung von Einstimmigkeitserfordernissen in be-

stimmten Fällen oder durch eine Beteiligung als Gesellschaft bürgerlichen Rechts be-

gegnet werden. 

Entscheidend ist, dass jede Kommune in vollem Umfang juristisch und wirtschaftlich 

zuständig für ihre eigene(n) Gesellschaft(en), Wohnungsbestände und Aktivitäten 

bleibt und somit auch in vollem Umfang haftet.  

 Kommunalrechtliche Aspekte 

 

Hinsichtlich der für die Gesellschaften auf lokaler Ebene durch die Steuerungsgruppe 

avisierte Rechtsform der GmbH & Co. KG gilt zur Abgrenzung zwischen wirtschaftlicher 

und nicht wirtschaftlicher Betätigung (i.S.v. § 107 Abs. 1 und Abs. 2 GO NRW) das oben 

zu der Genossenschaft dargestellte (vgl. Kapitel 3.2.2).  

Auch soweit eine nicht wirtschaftliche Betätigung gemäß § 107 Abs. 2 GO NRW vorliegt, 

darf die Gemeinde sich einer privaten Rechtsform bedienen, wenn hierfür ein wichtiges 

Interesse (i.S.v. § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO NRW) vorliegt. Hierbei kommt der Kom-

mune bei der Frage, ob ein solches wichtiges Interesse vorliegt, eine 
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kommunalpolitische Einschätzungsprärogative zu.14 Auch muss wiederum sicherge-

stellt werden, dass die Gemeinde sich nicht zur Übernahme von Verlusten in unbe-

stimmter oder unangemessener Höhe verpflichtet (gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 GO 

NRW). Dem ist durch entsprechende Rechtsgestaltung Rechnung zu tragen.  

Schließlich ist hinsichtlich der Einbringung von Grundstücken zu bedenken, dass die 

Kommune nur solche Vermögensgegenstände veräußern darf, derer sie gemäß in ab-

sehbarer Zeit nicht mehr bedarf (§ 90 Abs. 3 Sätze 1 und 2 GO NRW). Auch wenn das 

Grundstück als gemeindlicher Vermögensgegenstand an einen Betrieb der Kommune 

selbst veräußert oder abgegeben wird, ist dies für sich nicht ausreichend, um einen 

Vermögensgegenstand unter seinem Wert abzugeben.15 Dabei entspricht bei Grund-

stücken der volle Wert (i.S.v. § 90 Abs. 3 Satz 2 GO NRW) dem Verkehrswert (gemäß § 

194 BauGB).16  

Nach § 90 Abs. 3 Sätze 3 und 4 GO NRW können Ausnahmen vom Erfordernis zur 

Veräußerung nur zum vollen Wert dann angenommen werden, wenn ein entsprechen-

des öffentliches Interesse vorliegt, wobei hier auch der soziale Wohnungsbau (heißt, 

öffentlich geförderter Wohnungsbau) als Beispiel genannt wird.17  

 Steuerrechtliche Aspekte 

 

Aus steuerrechtlicher Perspektive geht mit der gewählten Rechtsform im Geschäftsbe-

reich öffentlich geförderter Wohnungsbau mit anschließender dauerhaften Vermie-

tung einher, dass 

 keine Grunderwerbsteuerpflicht beim Erwerb kommunaler Grundstücke besteht, 

sofern die Grundstücke der Kommune gehörten, von ihr eingelegt werden und 

sich am Gesellschafterbestand für die Dauer von 10 Jahren nichts ändert, 

 keine Gewerbesteuer fällig wird 

 und keine Körperschaftsteuer anfällt. 

Im Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau ist die lokale Entwicklungsgesell-

schaft sowohl aus steuerrechtlicher als auch vergaberechtlicher Perspektive gewerblich 

tätig und ist damit ein steuerpflichtiger Betrieb gewerblicher Art. Auf die erzielten Ge-

winne fallen somit Gewerbesteuer und Körperschaftsteuer an. 

Die Treuhandlösung im Geschäftsbereich kleinteilige Grundstücksaktivierung birgt das 

Risiko einer ggf. doppelten Grunderwerbsteuer.18 Es sind vorliegend zwei Sachver-

haltsgestaltungen denkbar, die jeweils zu einer zweifachen Grunderwerbsteuer führen: 

 
14 OLG Düsseldorf, Urteil v. 28.10.1999 – 2 U 7/99 – 

15 NKF – Handreichung für Kommunen, herausgegeben durch das Land NRW, 7. Aufl., S. 1111 

16 siehe RegE zum 2. NKFWG NRW, LT-Drs. 17/3570, S. 84 

17 RegE zum 2. NKFWG NRW, ebenda 

18 (vgl. im einzelnen gelichlautende Ländererlasse der Finanzverwaltung „zu grundstücksbezogenen Treuhandge-

schäften sowie zu Grundstückserwerben durch Auftragnehmer bzw. Geschäftsbesorger“ v. 12. 10. 2007 (BStBl. I 

2007, 757) 
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 Die Kommune überträgt das Eigentum eines bisher im Eigentum stehenden 

Grundstücks auf die Entwicklungsgesellschaft – dieser Fall ist so jedoch nicht be-

absichtigt – als Treuhänder:  

 im Fall der eigennützigen (Verwaltungs-)Treuhand (z. B. im Zusammenhang 

mit einer Sicherungsübereignung) führt das zu einem grunderwerbsteuer-

pflichtigen Erwerbsvorgang nach § 1 I Nr. 1 GrEStG oder ggf. nach § 1 Abs. 1 

Nr. 2:  Der Treuhänder hat einen rechtsgeschäftlichen Anspruch auf Übereig-

nung des Volleigentums am Grundstück. 

 Im Fall der uneigennützigen Treuhand (sog. Verwaltungstreuhand) liegt der 

Übereignung des Grundstücks regelmäßig kein Übereignungsanspruch des 

Treuhänders zugrunde. Steuerbar ist aber die Auflassung des Grundstücks an 

den Treuhänder gem. § 1 I Nr. 2 GrErStG.  

 Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft (der Treuhänder) er-

wirbt das Eigentum für den Auftraggeber (Projektkommune): Damit erlangt der 

Treugeber (Projektkommune) kraft Treuhandvertrag die Verwertungsmöglichkeit 

(§ 1 II GrEStG) am Grundstück. In diesem Fall unterliegen somit a) der Erwerb des 

Grundstücks von dem Dritten und b) die Erlangung der Erwerbsmöglichkeit durch 

die Kommune der Grunderwerbsteuer (vgl. FG Niedersachsen, Urt. v. 12.3.2020 – 

7 K 263/19, rkr.) Es fällt also auf einen Erwerb zweifach Grunderwerbsteuer an! 

Unter dem Aspekt der Grunderwerbsteuer kann die Treuhandlösung daher nachteilig 

sein.  

 Vergabe- und beihilferechtliche Aspekte 

 

 

Besonders wichtig ist die Prüfung vergaberechtlicher Aspekte. In diesem Zusammen-

hang sollen im Folgenden die wichtigsten Stellschrauben rechtlich näher eingeordnet 

werden, die für eine vergaberechtssicher Umsetzung elementar sind. 

Damit eine Beauftragung der verschiedenen Dienstleistungen vergaberechtsfrei bleibt, 

muss die Inhouse-Fähigkeit sowohl der interkommunalen Service-/ Dienstleistungs-

gesellschaften als auch der kommunalen nichtgewerblichen Gesellschaften bestehen. 

Diese richtet sich nach § 108 Abs. 1 und Abs. 4 GWB. Danach muss kumulativ 

 ein öffentlicher Auftrag von einem öffentlichen Auftraggeber nach § 99 Nr. 1 – 3 

GWB an eine juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts vergeben 

werden, 

 der öffentliche Auftraggeber gemeinsam mit anderen öffentlichen Auftraggebern 

über diese juristische Person eine ähnliche Kontrolle wie jeder der öffentlichen 

Auftraggeber über seine eigene Dienststelle ausüben (sog. Kontrollkriterium), 

 mehr als 80% der Tätigkeiten der juristischen Person der Ausführung von Aufga-

ben dienen, mit denen sie von den öffentlichen Auftraggebern betraut wurde (sog. 

Wesentlichkeitskriterium) und 

 an der juristischen Person keine direkte private Kapitalbeteiligung besteht (sog. 

Beteiligungskriterium) 
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Da die Kommunen selbst immer nach § 99 Nr. 1 GWB öffentliche Auftraggeber sind 

und durch die genossenschaftliche Struktur die Kontrolle im obigen Sinne gewährleis-

tet ist, ist Dreh- und Angelpunkt die Sicherstellung des Wesentlichkeitskriteriums sowie 

die Ausgestaltung der lokalen Gesellschaftseben, um auch hier zumindest teilweise 

eine vergaberechtsfreie Beauftragung zu ermöglichen. 

Damit die lokalen (nichtgewerblichen) Gesellschaften (im konkreten Fall die lokalen 

Wohnungsbaugesellschaften) die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft ebenfalls vergaberechtsfrei im Wege der Inhouse-Vergabe beauftragen können, 

müssen diese wiederum öffentliche Auftraggeber sein. Für privatrechtlich organi-

sierte Gesellschaften kann dies über § 99 Nr. 2 GWB erreicht werden. Danach kann eine 

privatrechtliche Gesellschaft öffentlicher Auftraggeber sein, wenn sie kumulativ 

 zu dem besonderen Zweck gegründet wurde, im Allgemeininteresse liegenden 

Aufgaben nichtgewerblicher Art zu erfüllen und 

 sie überwiegend von Gebietskörperschaften, deren Sondervermögen oder Ver-

bänden finanziert wird oder 

 ihre Leitung der Aufsicht durch Gebietskörperschaften, deren Sondervermögen 

oder Verbänden unterliegt oder 

 mehr als die Hälfte der Mitglieder eines ihrer zur Geschäftsführung oder zur Auf-

sicht berufenen Organe durch die Gebietskörperschaften, deren Sondervermögen 

oder Verbänden bestimmt worden ist. 

Aufgrund der oben dargestellten gesellschaftlichen Strukturen ist hier relevant, dass im 

allgemeininteresse liegende Aufgaben auf nichtgewerbliche Art ausgeführt werden. 

Für die hier angedachten Geschäftsfelder wird dies nur für den sozialen Wohnungsbau 

bzw. dessen Bestandsbewirtschaftung und die kleinteilige Grundstücksaktivierung 

möglich sein. Die Nichtgewerblichkeit ist gewährleistet, wenn die Aufgabenerfüllung 

 außerhalb eines entwickelten Wettbewerbs, 

 ohne Gewinnerzielungsabsicht und 

 ohne Übernahme eines eigenen wirtschaftlichen und finanziellen Risikos 

stattfindet. Für den sozialen Wohnungsbau sicher und für die kleinteilige Grundstücks-

aktivierung im Einzelfall dürfte es aus den in der Einleitung beschriebenen Gründen 

mangels privatwirtschaftlicher Tätigkeit keinen oder nur geringen Wettbewerb geben. 

Darüber hinaus muss jedoch dann gewährleistet werden, dass die Gesellschaft ohne 

Gewinnerzielungsabsicht tätig wird und ihr eigenes wirtschaftliches und finanzielles Ri-

siko nicht tragen muss. Nicht allein das Streben nach Gewinn, sondern erst die Über-

nahme des aus der Tätigkeit folgenden Risikos führt dazu, dass das Verhalten eines 

Unternehmens tatsächlich von wirtschaftlichen (und damit gewerblichen) Überlegun-

gen geleitet wird. 

Hier ist elementar, dass dies auch während der Umsetzungsphase dauerhaft gewähr-

leistet wird, da auch immer der tatsächliche Ist-Zustand Bewertungsgrundlage ist und 

die Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber nachträglich wieder entfallen kann. 



 

 3   Konstruktion der Kooperation 

 

53 

Abschließend muss für das Wesentlichkeitskriterium im Rahmen der Inhouse-Fähigkeit 

gewährleistet sein, dass 80 % der Umsätze mit Tätigkeiten generiert werden, mit denen 

die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft von den öffentlichen Auf-

traggebern betraut wurden. Maßgeblich sind damit zunächst sämtliche, konkreten Auf-

gaben, die auf die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft übertragen 

wurden. Ausreichend ist die Festschreibung der übertragenen Aufgaben im Gesell-

schaftsvertrag. Da der Begriff „betrauen“ in der vergaberechtlichen Literatur und Recht-

sprechung aber nicht einheitlich verstanden wird und es keine aktuelle obergerichtliche 

oder europäische Rechtsprechung zu diesem gibt, sollten nur nichtgewerbliche Aufga-

ben, die im Allgemeininteresse liegen, übertragen werden. In das 80%-Kontingent kön-

nen daher sämtliche Umsätze gezählt werden, die für den sozialen Wohnungsbau und 

ggf. die kleinteilige Grundstücksaktivierung anfallen. Soweit gewerbliche Tätigkeiten 

oder Tätigkeiten von gewerblichen Gesellschaften auf der lokalen Ebene ausgeführt 

werden (z. B. im Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungsbau), sind diese in das 20%-

Kontingent zu zählen. 

Hier muss also zum Erhalt der Inhouse-Fähigkeit gewährleistet sein, dass der gewerb-

liche (bzw. der außerhalb der Betrauung liegende) Teil der Tätigkeiten immer unter der 

20 % Grenze liegt, da ansonsten der Verlust der Inhouse-Fähigkeit droht.19 

Diese Ausführungen gelten für die Beziehung zwischen interkommunaler Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft und lokaler Gesellschaft, wie auch für die Beziehung zwi-

schen Kommune und kommunaler nichtgewerblicher Gesellschaft. 

Die vorgeschlagene Lösung ermöglicht es im Geschäftsbereich öffentlich geförderter 

Wohnungsbau bei entsprechender Ausgestaltung z. B. der Satzungen und Gesellschaf-

terverträge insbesondere, dass die Projektkommunen ihre Grundstücke, ohne dem öf-

fentlichen Vergaberecht und insbesondere dem europäischen Primärrecht (und einer 

Grunderwerbssteuerpflicht) zu unterliegen, in die eigene lokale Wohnungsbaugesell-

schaft einbringen können. 

  

 
19 Restrisiko für die Inhouse-Fähigkeit: Es besteht ein gewisses Restrisiko, da die Bewertung von Mieteinnahmen als 

sogenannte Drittumsätze für die Inhouse-Fähigkeit umstritten sind. Die letzte dazu ergangene nationale Recht-

sprechung stammt aus den Jahren 2010 bzw. 2011 und damit vor der Vergaberechtsmodernisierung. Auch die 

letzte dazu ergangene Rechtsprechung des EuGH von 2006 bzw. 2014 ist vor Vergaberechtsmodernisierung er-

gangen. Erschwerend ist, dass sich diese Fälle auf die Energieversorgung und nicht auf die (soziale) Wohnraum-

versorgung bezogen. Maßgeblich ist für die Bewertung die Frage, ob eine Kausalität zwischen den generierten 

Umsätzen und der betrauten Aufgabe besteht. 

Die nationale Rechtsprechung hat darauf abgestellt, inwieweit das durch den öffentlichen Auftraggeber kontrol-

lierte Unternehmen an einem liberalisierten Markt tätig wird, sprich, ob dem Bürger eine Wahlmöglichkeit zur 

Verfügung steht oder er nur mit dem durch den öffentlichen Auftraggeber kontrollierten Unternehmen kontra-

hieren kann. Besteht eine Wahlmöglichkeit, so gibt es nach der nationalen Rechtsprechung keine ausreichende 

Kausalität zwischen der Übertragung der Aufgaben und der Entscheidung des Bürgers, sodass diese Umsätze 

inhouse-schädlich sind. Für den hiesigen Fall bedeutet dies nach Auffassung der beteiligten Juristen, dass zumin-

dest für den Bereich des öffentlich geförderten sozialen Wohnraums keine Inhouse-Schädlichkeit vorliegen dürfte, 

da die kommunalen Gesellschaften gerade in diesem Bereich tätig werden sollen, indem andere Unternehmen 

keinen Wohnraum anbieten. Entsprechend dürften diese Drittumsätze nicht inhouse-schädlich sein. Dabei handelt 

es sich jedoch um eine Einschätzung, die nicht abschließend sein kann. 
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Ferner können die lokalen nichtgewerblichen Wohnungsbaugesellschaften die inter-

kommunale Service-/ Dienstleistungsgesellschaft ohne öffentliche Ausschreibung mit 

den Bewirtschaftungsleistungen und der Geschäftsführung beauftragen, soweit die Vo-

raussetzungen des sogenannten Inhouse-Geschäfts bei der jeweiligen Beauftragung 

vorliegen. 

Aus der Einhaltung der Voraussetzungen für das Inhouse-Privileg folgt, dass sowohl 

die interkommunale Service-/ Dienstleistungsgesellschaft als auch die kommunalen 

nichtgewerblichen Wohnungsbaugesellschaften als öffentliche Auftraggeber im Sinne 

des § 99 GWB ausgestaltet werden sollten. Um die Inhouse-Fähigkeit der Gesellschaf-

ten zu garantieren, sollte daher die Qualifizierung der Gesellschaften als öffentliche 

Auftraggeber dauerhaft sichergestellt werden. 

Entscheidend für die Qualifizierung ist u. a., dass die interkommunale Service-/Dienst-

leistungsgesellschaft und die lokalen Wohnungsbaugesellschaften ohne Gewinnerzie-

lungsabsicht begrenzt auf einen nichtgewerblichen Bereich tätig (Aufgaben im Allge-

meininteresse durch beide Ebenen) sind. Daher muss insbesondere bei der Festlegung 

des Gründungszwecks der Gesellschaften größte Sorgfalt auf die Festlegung von nicht-

gewerblichen Aufgaben im Allgemeininteresse gelegt werden (Dienstleitungen im öf-

fentlichen Interesse/Erreichung eines öffentlichen Zwecks). 

Ferner sollte eine Insolvenzfestigkeit vorliegen, was eine Nachschusspflicht der Gesell-

schafter (=Kommunen) impliziert. Dies ist in den Satzungen bzw. Gesellschafterverträ-

gen zu regeln. Weiter muss gewährleistet sein, dass die lokale Wohnungsbaugesell-

schaft das eigene wirtschaftliche und finanzielle Risiko nicht tragen muss. Hier gibt es 

verschiedene Ausgestaltungsmöglichkeiten. Soweit das entsprechende Kommunal- 

oder Länderrecht nicht entgegensteht, kann als sicherste Variante im Gesellschaftsver-

trag eine Nachschusspflicht der Gesellschafter implementiert werden. Daraus ist zwin-

gend zu schließen, dass eine eigene Risikotragung nicht vorliegt. Alternativ kann sich 

dies auch aus den Begleitumständen ergeben. So hat das OLG Karlsruhe z. B. darauf 

abgestellt, dass es genügend Anhaltspunkte dafür gab, die es als ausgeschlossen er-

scheinen lassen, dass die Kommune bzw. das Land ihre eigene soziale Wohnungsbau-

gesellschaft insolvent gehen lassen. 

Die aus der Rechtslage entstehenden Anforderungen lassen sich laut Steuerungs-

gruppe mit den lokalpolitischen Erwägungen in Deckung bringen (Geschäftsbereich 

öffentlich geförderter Wohnungsbau). Die Beschränkung auf nichtgewerbliche Tätig-

keiten bedeutet im Kern, dass die lokalen Gesellschaften nur Aufgaben übernehmen, 

die nicht in gleicher Weise von gewerblichen Anbietern übernommen werden könnten 

bzw. bei denen kein konkreter Wettbewerb herrscht. 

Dies korrespondiert unmittelbar mit dem Verzicht auf Gewinnerzielungsabsichten. So 

ist die kommunale wohnungswirtschaftliche Betätigung primär dadurch motiviert und 

definiert, dass durch reduzierte Renditeerwartungen bezahlbares soziales Wohnen so-

wie die Unterbringung von Haushalten mit Marktzugangsproblemen auf Dauer gesi-

chert wird. Sie bedeutet lediglich, dass die Kommunen für eingegangene Verpflichtun-

gen gegenüber Dritten geradestehen, wenn die eigene lokale Wohnungsbaugesell-

schaft aufgrund von wirtschaftlichen Schwierigkeiten nicht kann (z. B. Bezahlung offe-

ner Handwerkerrechnungen). 
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Eine Folge der Einordnung der lokalen nichtgewerblichen Wohnungsbaugesellschaften 

als öffentliche Auftraggeber ist, dass zumindest die ausschreibungsfreie Vergabe von 

Bau- und Planleistungen zum Beispiel für den Neubau von Wohnungen an ein regio-

nales Bauunternehmen oberhalb des einschlägigen Schwellenwertes unzulässig ist. 

Beispielsweise ist oberhalb des Schwellenwertes für Bauleistungen (derzeit bis zu 

5.538.000 Euro netto) zwingend ein europaweites Vergabeverfahren durchzuführen. 

Bei der Vergabe unterhalb dieser Schwellenwerte (sog. Unterschwellenvergabe) ist kein 

Vergaberecht zu beachten, da öffentliche Auftraggeber i.S.d. § 99 Nr. 2 GWB nicht vom 

haushaltsrechtlichen Anwendungsbefehl des nationalen Vergaberechts erfasst werden. 

Die Vergabe von „unterschwelligen“ Bau- und Planungsaufträgen (derzeit bis zu 

5.538.000 Euro netto für Bauleistungen und bis zu 221.000 Euro netto für Planungslei-

tungen/Dienst- und Lieferleistungen) kann ohne Beachtung des nationalen und euro-

päischen Vergaberechts erfolgen. Sollten diese unterschwelligen Aufträge allerdings 

mit öffentlichen Fördermitteln gefördert werden, muss der jeweilige Zuwendungsbe-

scheid genau geprüft werden. In nahezu allen Fällen der Förderung wird die Anwen-

dung zumindest des Unterschwellenvergaberechts angeordnet und muss dann dem-

entsprechend auch eingehalten werden. Soll eine unterschwellige Beauftragung durch 

die Kommunen erfolgen, so greift diese Ausnahme natürlich nicht, da Gebietskörper-

schaften, wie Kommunen, vom Anwendungsbefehl des nationalen Vergaberechts er-

fasst werden. 

Dass Wert auf eine unterschwellige Planungs- und Bauleistungsvergabe außerhalb des 

öffentlichen Vergaberechts gelegt wird, bedeutet nicht gleichzeitig, dass eine Vergabe 

ohne faire Ausschreibung bzw. Vergleichsangebot erfolgen soll. Es wird vielmehrange-

strebt, gezielt leistungsfähige (regionale) Unternehmen zur Abgabe von Angeboten 

auffordern und in der Folge über die Angebotspreise verhandeln zu können. Eine der-

artige Vergabe ist in der Durchführung deutlich unaufwendiger und führt erfahrungs-

gemäß zu günstigeren Preisen. Auch dies dient der Sicherung bezahlbaren sozialen 

Wohnens. Ob sich eine Kommune vergaberechtlichen Risiken bei der Bauleistungsver-

gabe aussetzen will, obliegt im Übrigen der lokalen Risikoabwägung und Entschei-

dungsfindung. 

Neben dem Vergaberecht sollte vor der eigentlichen Gründung der jeweiligen Gesell-

schaft insbesondere das Beihilferecht in jedem Einzelfall geprüft werden. Solange sich 

die Gesellschaften allerdings in einem nichtgewerblichen Umfeld zur Wahrnehmung 

von Aufgaben im Allgemeininteresse bewegen, ist das Risiko einer unzulässigen Bei-

hilfe als eher gering einzustufen. 

Aus heutiger Perspektive haben sowohl die Projektkommunen selbst als auch die in-

terkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft die Eigenschaft als öffentliche Auf-

traggeber und sind somit bezogen auf den Geschäftsbereich öffentlich geförderter 

Wohnungsbau inhousefähig. Bedingung dafür bleibt, dass sicherheitshalber höchstens 

20 % der Tätigkeiten vergaberechtlich als gewerblich zu bewerten sind. 

 

Eine lokale Entwicklungsgesellschaft im Geschäftsbereich gewerblicher Wohnungs-

bau, die im Bereich des freifinanzierten Mietwohnungsbaus, der Entwicklung von Ei-

gentumswohnungen und der Baulandentwicklung tätig sein kann, dürfte vergabe-

rechtlich als gewerbliche Tätigkeit eingeordnet werden. 
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Daraus ergibt sich, dass diese Gesellschaft kein Inhouse-Privileg geltend machen kann 

und diese Gesellschaft auch keine Eigenschaft als öffentlicher Auftraggeber hat. Die 

Aufträge, die diese Gesellschaften an die regionale/interkommunale Service-/Dienst-

leistungsgesellschaft vergibt, dürfen damit nur 20 %20 ausmachen. 

Beihilferechtlich bestehen – anders als bei der nichtgewerblichen lokalen Wohnungs-

baugesellschaft – bei der die Übertragung von Grundstücken der Kommune an die 

Gesellschaft Risiken, sofern man nicht die Ausnahme der De-Minimis-Regel (ggf. für 

Schrottimmobilien) geltend machen kann.  

Einer gerichtlichen Prüfung würde vermutlich zu dem Ergebnis kommen, dass dies – 

ggf. mit einzelnen Ausnahmen – nicht zulässig ist. In der Regel bezieht sich diese Be-

urteilung nur auf den konkreten Fall. Eine Rückabwicklung ist mit einer Frist von sechs 

Monaten ab Vertragsabschluss notwendig. 

Anders als bei den öffentlichen Auftraggebern ist die gewerblich tätige lokale Entwick-

lungsgesellschaft nicht an das Vergaberecht gebunden. Sie kann Dienstleistungsauf-

träge direkt an die regionalen/interkommunalen Service-/ Dienstleistungsgesellschaft 

vergeben. 

Für die Tätigkeit im Geschäftsbereich kleinteilige Grundstücksaktivierung außer-

halb einer lokalen Entwicklungsgesellschaft werden eine Treuhandschaft bzw. ein Ge-

schäftsbesorgungsvertrag für die Durchführung vorgeschlagen. 

Bei diesen Tätigkeiten handelt es sich um den Erwerb von Immobilien in einem schlech-

ten Allgemeinzustand mit geringer Marktgängigkeit und um städtebauliche Schlüs-

selimmobilien, welche das Ortsbild und die Entwicklung etwa der Ortskerne beein-

trächtigen. In diesem Geschäftsbereich ist – sofern kein Investitionsinteresse des Eigen-

tümers besteht – der Erwerb der Immobilien vorgesehen. Anknüpfend werden aktivie-

rende Maßnahmen (Rückbau, Sicherung des Gebäudes, etc.) durchgeführt, um eine 

Marktfähigkeit herzustellen. Abschließend ist beabsichtigt, die Immobilien zu veräu-

ßern.  

Diese Tätigkeit ist aus gutachterlicher Sicht eher nicht als eine gewerbliche Tätigkeit im 

Sinne des Vergaberechts zu verstehen. Dafür sprechen folgende Aspekte: 

 Es besteht kein entwickelter Wettbewerb zum Erwerb und der Entwicklung dieser 

Art von Immobilien. Den Anstoß für den Prozess zur Gründung einer interkommu-

nalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft hat überhaupt erst die Situation ge-

führt, dass es kaum Akteure gibt, die sich engagieren. In der Regel stehen die Im-

mobilien bereits seit Jahren leer oder befinden sich seit langer Zeit in einem 

schlechten Zustand. Sofern ein Investitionsinteresse oder ein Wettbewerbsumfeld 

bestehen würde, hätten die Kommunen kein Interesse in diesem Bereich aktiv zu 

sein. 

 
20 Hinweis: Das 20%-Kontigent gilt für sämtliche gewerbliche Tätigkeiten zusammen. D. h. für die inhouse-schädli-

chen Umsätze sind sowohl die Aufträge der gewerblichen Gesellschaft als auch Drittumsätze, die evtl. inHouse-

schädlich sind als auch alle anderen eventuell anfallenden Leistungen, die nicht von den betrauten Aufgaben um-

fasst sind, einzurechnen. In der Folge sollte das 20 %-Kontigent in keinem Fall nur mit Leistungen der gewerblichen 

Gesellschaft ausgeschöpft werden. 
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 Es gibt keine Absicht und aus heutiger Sicht nur ein geringes Potenzial der Kom-

munen mit der Tätigkeit Gewinne zu erzielen. In der Regel dürften die Maßnahmen 

in diesem Geschäftsfeld defizitär sein. Dafür spricht auch, dass in vielen Fällen – 

insbesondere bezogen auf die Ortskerne – Fördermittel der Städtebauförderung 

eingesetzt werden, um Objekte anzukaufen, zu beräumen und herzurichten sowie 

um kommunale Defizite zu begrenzen. Die erwartete Rendite ist eine städtebauli-

che und stadtentwicklungspolitische für die Kommunen durch die Aktivierung der 

Immobilien und der Attraktivierung des Ortskerns. 

Die Tätigkeiten der interkommunalen Service-/ Dienstleistungsgesellschaft dürften da-

mit nichtgewerblicher Art sein und damit nicht das 20 % Kontingent für gewerbliche 

Tätigkeiten betreffen. Die Umsatzverteilung in dem Verhältnis 80/20 muss laufend 

überwacht werden, da es für das Inhouse-Privileg immer nur auf den Zeitpunkt einer 

möglicherweise erfolgenden Überprüfung ankommt. Es ist irrelevant, ob die Inhouse-

Fähigkeit zu einem früheren Zeitpunkt bestand oder ob die Umsätze mal in diesem 

Verhältnis standen. Es dürfte somit auch eine Inhouse-Fähigkeit zur interkommunalen 

Service-/ Dienstleistungsgesellschaft bestehen und damit eine vergaberechtsfreie Be-

auftragung ermöglichen. Eine Beachtung des Vergaberechts kann sich aber auch aus 

Auflagen durch einen Fördermittelgeber ergeben, wenn dieser konkrete Projekte för-

dert und in seinem Zuwendungsbescheid die Beachtung des Vergaberechts vorsieht. 

In den Fällen, in denen die Kommune auf die Gründung einer lokalen (im öffentlich 

geförderten Wohnungsbau tätigen) vermögensverwaltenden oder gewerblich tätigen 

Gesellschaft verzichtet, kann die interkommunale Service-/ Dienstleistungsgesellschaft 

entweder als Geschäftsbesorger für die Kommune auftreten mit der Folge, dass es ei-

nen unmittelbaren Bezug zur Kommune (im Rahmen ihres kommunalen Haushalts) 

gibt, oder aber als Treunehmer fungiert, bei die interkommunalen Service-/ Dienstleis-

tungsgesellschaft (treuhänderisch) die Immobilien für die Kommune erwirbt, aktiviert 

und veräußert, und bei der sodann das Handeln des Treuhänders (interkommunale 

Service-/ Dienstleistungsgesellschaft) der Kommune selbst zugerechnet wird. 

Wesentlich für die Inhouse-Fähigkeit im Rahmen der Treuhandschaft (wie auch beim 

Geschäftsbesorgungsvertrag) ist, wem Erlöse und Umsätze aus der Tätigkeit zugerech-

net werden. Es ist nicht prinzipiell davon auszugehen, dass dem Treugeber (im konkre-

ten Fall der Kommune) automatisch auch die Einkünfte aus der Verwaltung/Verwertung 

des Treuguts zugerechnet werden. Dies sollte jedoch das Ziel sein. Es ist nur dann der 

Fall, wenn der Treugeber eine so starke Einflussnahme auf die Verwaltung/Verwertung 

des Treuguts (die Grundstücke/die Immobilien) hat, dass das rechtliche Eigentum bzw. 

die rechtliche Inhaberschaft des Treuhänders (hier: der interkommunalen Entwick-

lungsgesellschaft) als "leere Hülle" erscheint.21 

  

 
21 (so BFH,  Urteil vom 20.01.1999 (I R 69/97, BStBl. II 1999, 514) für Kapitaleinkünfte, BFH, Urteil vom 27. 1. 1993, 

IX R 269/87 für Vermietungseinkünfte). 
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Damit eine Zurechnung der Einkünfte (ertragsteuerlich) bei dem Treugeber (den Kom-

munen) erfolgen kann, ist somit erforderlich:  

 dass dem Treugeber (den Projektkommunen) im Innenverhältnis die Rechte an 

und aus dem Treugut (den Grundstücken und ihrer Verwertung) zustehen und 

 der Treugeber (die Projektkommunen) das Marktgeschehen jederzeit beherrscht 

und wirtschaftlich die Rechte und Pflichten aus den von dem Treuhänder (der in-

terkommunalen Service.-/Dienstleistungsgesellschaft) in Bezug auf die betreffen-

den Grundstücke vereinbarten Verträge trägt.22 

Das heißt konkret: Aus ertragsteuerlicher Sicht ist es für den Fall, dass die Treuhandlö-

sung umgesetzt wird, erforderlich, dass in den jeweils zu vereinbaren Treuhandverträ-

gen zu Gunsten des Treugebers (der Projektkommune) weitreichende Mitentschei-

dungs- und Weisungsrechte geregelt werden, die sicherstellen, dass die jeweilige Kom-

mune die konkreten Entscheidungen über die Vermarktung/Verwertung der Immobilie 

trifft, und dass ihr zugleich das Recht eingeräumt wird, die (Rück-)Übertragung der 

Grundstücke jederzeit verlangen zu können. 

Wesentliche Inhalte eines Treuhandvertrags sind: Zweck, Beginn und Ende der Treu-

handschaft, Abgrenzung und Verwahrung des Treuguts, Aufgaben und Pflichten des 

Treuhänders, Rechtsstellung des Treuhänders im Innen- und Außenverhältnis, Wei-

sungsrechte des Treugebers, Vergütung und Aufwendungsersatz, Art und Umfang der 

Rechenschaftslegung, Haftung. 

Der Geschäftsbesorgungsvertrag beinhaltet folgende Angaben: Pflichten des Leis-

tungsschuldners, Pflichten des Leistungsgläubigers, Angaben zur Laufzeit, Vollmach-

ten, die der Leistungsgläubiger dem Leistungsschuldner erteilt, Bestimmungen zum 

Rücktritt (Kündigung). 

3.2.4 Gremien und deren Kompetenzen 

 

Der Einsatz von Organen bzw. Gremien der Projektkommunen zur Steuerung der loka-

len Wohnungsbau- oder Entwicklungsgesellschaften und die Entscheidungsbefugnisse 

der lokal beauftragten Geschäftsführung sind aus interkommunaler Perspektive uner-

heblich. Die Möglichkeiten sind vielfältig und müssen im Gründungsprozess – anschlie-

ßend an eine politische Grundsatzentscheidung – mit jeder Kommune einzeln abge-

stimmt werden. Im Folgenden werden kompakt mögliche Organe, Gremien und Kom-

petenzen beschrieben: 

 Geschäftsführung und Gesellschafterversammlung als wesentliche Organe 

 

Geschäftsführer: Er führt die Geschäfte der kommunalen Gesellschaft. Die operativen 

Aufgaben werden durch die interkommunale Service-/ Dienstleistungsgesellschaft er-

bracht. 

  

 
22 (so in Bezug auf Mietverhältnisse: BMF Schreiben vom 01.09.1994 IV B 3–S 2253a–15/94) 

https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/treugut-47664
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Gesellschafterversammlung (Aufsichtsrat): Gesellschafter ist zu 100 % die Kommune. 

Die Gesellschafterversammlung kann durch gewählte Vertreter der Politik, qua Amt 

(Bürgermeister:in) oder Bedienstete der Stadt (z. B. Kämmerer:in, Planungsamtsleiter:in) 

besetzt werden. Die Aufgaben der Gesellschafterversammlung sind folgende: 

 Förderung, Beratung und Überwachung die Geschäftsführung 

 Einstellung/Entnahme Gewinnrücklagen 

 Geschäftsanweisungen an den Geschäftsführer 

 Wahl/Abberufung Aufsichtsrat, sofern vorhanden 

 Feststellung Jahresabschluss 

 Verwendung Bilanzgewinn 

 Ausgleich Bilanzverlust 

 Einziehung Geschäftsanteile 

 Entlastung Geschäftsführer und Aufsichtsrat 

 Änderung Gesellschaftsvertrag/Auflösung/Liquidation 

 Abb. 10: Schema lokale Ebene 

 

 

 Darstellung: ALP 

  

 Zustimmungsvorbehalte als Steuerungsinstrument der Kommune 

 

Die Intensität des „Einwirkens“ der Kommune auf die Tätigkeit der lokalen Gesellschaft 

kann unterschiedlich ausgestaltet werden. Wesentliche Möglichkeit dazu bieten Zu-

stimmungsvorbehalte. Die Gesellschafterversammlung ist befugt, Zustimmungsvorbe-

halte festzulegen. Es liegt im Ermessen der Gesellschafterversammlung auszuwählen, 

welche (bedeutsamen) Geschäfte dem Zustimmungsvorbehalt unterliegen. Zustim-

mungsvorbehalte können nur für „bestimmte Arten von Geschäften“ festgelegt wer-

den. Praxisbeispiele für Zustimmungsvorbehalte sind: 

Kommune A

Geschäftsbereich

Öffentlich geförderter Mietwohnungsbau

Geschäftsbereich 

Gewerblicher Wohnungsbau

Lokale Entwicklungsgesellschaft A

100%

Gesellschafterversammlung

Politik Verwaltung

Lokale Wohnungsbaugesellschaft A

100%

Gesellschafterversammlung

Politik Verwaltung
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 Jahresplanung (Erfolgs-, Finanz- und Investitionsplan) inkl. Änderungen/Über-

schreitungen, 

 Gründung von Tochtergesellschaften 

 Erwerb und Veräußerungen von Unternehmen und Unternehmensteilen  

 Aufnahme und Aufgabe von Tätigkeiten, 

 Erwerb und Veräußerung von Grundbesitz (ggf. Grenze in Euro) 

 Aufnahme und Gewährung von Krediten (ggf. Grenze in Euro) 
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4.1 Rahmenbedingungen einer wirtschaftlichen Betrachtung 

 
Projektbezogene Wirtschaftlichkeit und Tragfähigkeit der interkommunalen Entwick-

lungsgesellschaft 

 

Ein wichtiger Bestandteil im Erarbeitungsprozess des Umsetzungsmodells war die wie-

derholte Auseinandersetzung mit potenziellen immobilienwirtschaftlichen Projekten, 

die durch die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft umgesetzt werden 

können. Dies diente zum einen dazu, die Abgrenzung der Geschäftszwecke der Gesell-

schaft (vgl. Kapitel 2.3) mit konkreten und realitätsnahen Beispielen zu hinterlegen. 

Zum anderen bietet die Gesamtschau der vorläufig von den Kommunen genannten 

Projekte23 auch einen Anhaltspunkt für die Wirtschaftlichkeit auf Ebene der Beispiel-

projekte und die Tragfähigkeit und Auslastung auf Ebene der Gesamtgesellschaft. 

 (Vorläufige) Projektpipeline in der Konzeptphase mit Unsicherheiten 

 

Klar ist auch, dass die vorläufige Projektpipeline der interkommunalen Service-/Dienst-

leistungsgesellschaft nur eine grobe, mit Unsicherheiten behaftete Größenordnung 

geben kann. Dies ist nicht zuletzt den Projekttypen geschuldet, die eine Vielzahl von 

Unsicherheiten mit sich bringen. Diese können auf unterschiedlichen Ebenen bestehen: 

 Grundstücksverfügbarkeit: Viele der vorläufig von den Kommunen genannten 

Projekte setzen den Grunderwerb von privaten Grundstückseigentümern voraus. 

Deren Motivation zur Mitwirkung kann von vielfältigen persönlichen, wirtschaftli-

chen, emotionalen Umständen beeinflusst werden. Einige der beteiligten Kommu-

nen haben hier bereits eindrückliche Erfahrungen gesammelt. Immobilien, deren 

Erwerb durch die Kommune unmittelbar bevorzustehen schien, konnten durch ei-

nen (spontanen) Sinneswandel der Eigentümer im letzten Moment doch nicht er-

worben werden oder die Preiserwartungen haben sich erheblich verändert. Auf 

der anderen Seite kann sich bei Immobilien, bei denen sich über Jahre keine Ver-

kaufsbereitschaft abzeichnete, durch einen Eigentümerwechsel (z. B. Erbe) plötz-

lich ein Handlungsfenster öffnen. 

 Risikobewertung und Kapitalbereitstellung: Bei einigen von den Kommunen ge-

nannten Projekten können sich die mit der Entwicklung verbundenen Risiken, z. B. 

durch Schäden an der Bausubstanz, Altlasten oder baurechtliche Anforderungen, 

als so erheblich herausstellen, dass eine Umsetzung – selbst mit reduzierten oder 

gar negativen Ertragserwartungen – nicht machbar ist bzw. eine entsprechend 

hohe öffentliche Investition nicht als gerechtfertigt erscheint. 

 Entwicklungszeitraum: Selbst, wenn die Grundstücksbereitstellung und die mit der 

Entwicklung verbundenen Risiken einer Umsetzung durch die interkommunale 

Service-/Dienstleistungsgesellschaft nicht grundsätzlich im Wege stehen, können 

sie die Umsetzung der Projekte um mehrere Jahre verzögern. In vielen Fällen sind 

deshalb die angesetzten Umsetzungszeiträume noch nicht belastbar. 

 
23  Im Erarbeitungsprozess des vorliegenden Umsetzungsprozess wurden die beteiligten Kommunen gebeten, 

immobilienwirtschaftliche Projekte zu nennen, die potenziell für die Realisierung über eine Interkommunale 

Entwicklungsgesellschaft in Frage kommen. Hierdurch erfolgte keinerlei Festlegung oder Verpflichtung. 
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 Vorläufige Projektpipeline als Orientierungsrahmen für grundsätzliche Mechanismen 

 

Aufgrund der beschriebenen Unsicherheiten und der teilweise sensiblen Ausgangslage 

in einzelnen Beispielprojekten (z. B. laufende Ankaufsverhandlungen; noch nicht infor-

mierte Grundstückseigentümer) werden die zusammengetragenen potenziellen Pro-

jekte im Folgenden nicht konkret benannt, sondern anonymisiert zusammengefasst. 

Für die folgenden Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen der interkommunalen Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft Entwicklungsgesellschaft bedeuten die beschriebenen Un-

sicherheiten vor allem, dass deren Auslastung bzw. der für die Aufgabenerfüllung er-

forderliche Personalbedarf derzeit nur in Bandbreiten zu kalkulieren ist. In Kapitel 4.4 

werden deshalb verschiedene Auslastungsszenarien betrachtet, um die in den Unsi-

cherheiten auf Projektebene begründeten finanziellen Risiken auf Ebene der Gesamt-

gesellschaft abschätzen zu können. Zum jetzigen Zeitpunkt ist eine genauere Betrach-

tung nicht möglich. In einem anzustrebenden Gründungsprozess sollten dann Projekte 

konkret von den Kommunen benannt werden, um auf dieser Basis einen Businessplan 

zu erarbeiten, der Grundlage für die ersten Geschäftsjahre der Interkommunalen Ent-

wicklungsgesellschaft sein kann. 

 Abb. 11:  Übersicht der potenziellen Projekte 

 

 

 Darstellung: Quaestio 

 

  

2034203320322031203020292028202720262025WEProjekttyp

16Neubau

5Abriss/Neubau

4Abriss/Neubau

9Bestandsentwicklung

4Bestandsentwicklung

8Neubau

12Abriss/Neubau

9Abriss/Neubau

9Abriss/Neubau

8Abriss/Neubau

5Bestandsentwicklung

150Neubau

33Neubau

42Neubau

5Bestandsentwicklung

6Bestandsentwicklung

12Bestandsentwicklung

337Summe

Vermietung

oder
UmsetzungSondierungProjektphasen:

Verkaufentspricht ungefähr den 

LP 4-8 nach HOAI

z.B. Verhandlungen, Grund-

erwerb, LP 1-3 nach HOAI
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4.2 Wohnungswirtschaftliche Berechnungen auf Projektebene 

 Kalkulatorische Ansätze: Vollständiger Finanzplan und Projektentwicklerkalkulationen 

 

Mit Blick auf wohnungswirtschaftliche Kalkulationen ergeben sich zwei grundsätzlich 

verschiedene Berechnungsansätze, welche sich aus der Verwertungsabsicht der Immo-

bilie ergeben. Für Vorhaben, die langfristig bewirtschaftet werden sollen, wird üblicher-

weise ein sogenannter Vollständiger Finanzplan (VoFi) aufgestellt, in der laufende Kos-

tenpositionen und Einnahmen auf der Zeitachse abgebildet werden. Hieraus lassen sich 

wirtschaftliche Kennzahlen wie die Eigenkapitalrendite oder der Kapitalwert der Inves-

tition ableiten. Für Vorhaben, bei denen die Immobilie im Anschluss an die bauliche 

oder konzeptionelle Umsetzung verkauft werden soll, werden i. d. R. in sogenannten 

Projektentwicklerkalkulationen angestellt. Diese sind in ihrer Komplexität deutlich re-

duziert und zielen im Wesentlichen auf die Berechnung der bei den Investierenden 

verbleibenden Marge ab.  

4.2.1 Kurzfristige Projektentwicklung: Die Projektentwicklerkalkulation 

 Gegenüberstellung von Kosten und Einnahmen 

 

In der Projektentwicklerkalkulation werden alle Kosten zusammengetragen und bezif-

fert, die im Zusammenhang mit der Projektentwicklung entstehen. Die DIN 276 schlüs-

selt diese nach Kostengruppen auf: 

 KG 100 Grundstück: Neben dem Kaufpreis für das Grundstück zählen hierzu auch 

die Erwerbsnebenkosten (Notar, Grundbuch, ggf. Makler) 

 KG 200 Vorbereitende Maßnahmen: Herrichten und Erschließen des Grundstücks  

 KG 300 - 600: Baukosten für das Bauwerk, die Außenanlagen/Freiflächen und Aus-

stattung 

 KG 700 Baunebenkosten: Planungs- und Gutachterkosten 

 KG 800 Finanzierung: Kosten, die für die Zwischenfinanzierung der Kosten zwi-

schen Projektstart und Projektabschluss (Verkauf) entstehen  

Diesen Kosten werden die möglichen Einnahmen gegenübergestellt, die durch einen 

Verkauf nach Fertigstellung erzielt werden können. Die verbleibende Differenz ist die 

Marge, also der potenzielle Gewinn für den Projektentwickler. Dieser erwartete Gewinn 

muss für einen privaten Investor in einem positiven Verhältnis zu den eingegangenen 

Risiken stehen. Teilweise werden über die Marge auch die Anbahnungskosten (Ver-

handlungen mit Grundstückseigentümern und Verwaltung) oder die Bauherrenaufga-

ben (eigentlich Bestandteil der KG 700) abgedeckt. 
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 Abb. 12:  Beispiel einer Projektentwicklerkalkulation für ein fiktives Beispielprojekt mit typi-

scher Kostenstruktur der Projektkommunen 

 

 

 Die Annahmen zu dem Beispielprojekt basieren auf den von den beteiligten Kommunen benannten Projekten und bilden 

ein realitätsnahes Bild für wohnbauliche Investitionen in den Projektkommunen ab. 

Darstellung: Quaestio 

  

 

In der obenstehenden Beispielberechnung, die sich an der typischen Marktlage und 

Kostenstruktur der beteiligten Projektkommunen orientiert, kann mit der Wohnungs-

bauinvestition eine Marge von rund 9 % erwirtschaftet werden. Wichtigste Setzung 

unter den getroffenen Berechnungsannahmen sind die Baukosten. In obenstehendem 

Beispiel wurden diese mit 60 % der Neubaukosten angesetzt. In anderen Fällen kann 

es durchaus sein, dass dieser Wert deutlich höher anzusetzen ist. So ergäbe sich bei 

Baukosten, die 75 % eines Neubaus entsprächen (3.000 €/m²), bereits ein Verlust von 

rund 340 €/m² Wohnfläche bzw. rund 220.000 € bezogen auf das Beispielprojekt. Noch 

nicht berücksichtigt ist an dieser Stelle die kompensatorische Wirkung verfügbarer För-

dermittel, welche ggf. bestehende Defizite unter Umständen ausgleichen können, so 

dass das Erreichen einer „schwarzen Null“ in den meisten Fällen wahrscheinlich ist. Im 

Sinne eines kommunalen Engagements, welches neben der immobilienwirtschaftlichen 

v. a. auch die stadtentwicklungs- und wohnungspolitische Perspektive in der Entschei-

dungsfindung berücksichtigen sollte, können aber natürlich auch solch rechnerisch ne-

gative Projekte umgesetzt werden. Voraussetzung sollte jedoch sein, dass die Entschei-

dungen für ein solches Engagement unter Kenntnis der finanziellen Risiken erfolgt und 

entsprechende Mittel bereitgestellt werden (siehe auch Kap. 4.3). 

 

 

BestandsentwicklungProjekttyp

1.000 m²Grundstück

800 m²Geschossfläche

640 m²Wohnfläche

8Wohnungen

230.000 €KG 100 Grundstück

10.000 €Anbahnung

200.000 €Ankaufspreis

20.000 €des Ankaufspreis10%Erwerbsnebenkosten

10.000 €KG 200 Vorbereitende Maßnahmen

10.000 €Abriss Scheune

1.536.000 €pro m² Wohnfläche2.400 €KG 300 - 700 Bau- und Baunebenkosten

eines Neubaus (4.000 €/m²)60%

200.600 €KG 800 Finanzierung

46.000 €für 4 Jahre5%der KG 100

154.600 €für 2 Jahre5%der KG 200 - 700

60.000 €pro Wohnung7.500 €Beitrag an die IEG

2.036.600 €pro m² Wohnfläche3.182 €Gesamtkosten

2.240.000 €pro m² Wohnfläche3.500 €

Einnahmen (marktgängiger 

Verkaufspreis)

203.400 €des Verkaufspreises9,1%Verbleibende Marge
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4.2.2 Langfristiger Bestandsaufbau: Der Vollständige Finanzplan 

 Abbildung aller Zahlungsströme im Betrachtungszeitraum 

 

Im vollständigen Finanzplan werden alle mit den Investitionen in den Wohnungsbau 

und der Bewirtschaftung der Wohnungen verbundenen Zahlungsströme abgebildet 

und saldiert. Dies sind – wie die nachfolgende Abbildung zeigt - insbesondere:  

 alle mit dem Bau der Wohnungen verbundenen Kosten (KG 100 - 700),  

 alle mit der langfristigen Finanzierung der Wohnungsbauinvestition verbundenen 

Kosten (Eigenkapital, Fremdkapital),  

 alle mit der Bewirtschaftung verbundenen Ausgaben (insbesondere Wohnungsver-

waltung, Instandhaltung, Mietausfallwagnis) und Einnahmen (Mieten); inkl. der Ver-

zinsung von Soll und Haben 

 die laufende Veränderung der Vermögensbestände, die sich aus dem Wert der Im-

mobilien unter Berücksichtigung der Tilgung bzw. der Restschuld ergibt. 

 Abb. 13:  Aufbau des vollständigen Finanzplans 

 

 

 Darstellung: Quaestio 

  

 Eingehende Kennwerte 

 

Die vorgenommenen Berechnungen setzen auf den aktuell verfügbaren Werten an. Im 

Bereich der Baukosten sind dies die Kostenkennwerte des Baukosteninformationszent-

rums (BKI) für 2024, die durchschnittliche Herstellungskosten von rund 4.000 €/m² 

Wohnfläche für den Neubau eines Mehrfamilienhauses ausweisen.  

Wesentliche andere Größen auf der Kosten- und Ertragsseite werden für den geförder-

ten und den freifinanzierten Wohnungsbau gesondert gesetzt. Die Mieteinnahmen für 

den geförderten Wohnungsbau ergeben sich aus der Landeswohnraumförderung, 
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Einkommensgruppe A (Mietenstufe 1-3: 6,50 €/m² nettokalt). Eine kompensatorische 

Entlastung für die im Vergleich zum freifinanzierten Wohnungsbau geringeren Mietein-

nahmen im geförderten Wohnungsbau entsteht vor allem aus den günstigeren Finan-

zierungsbedingungen. Durchschnittlich 80 % der Investitionssumme können über das 

Förderdarlehen finanziert werden, das in den ersten 5 Jahren mit 0 % und danach bis 

zum Laufzeitende mit 0,5 % verzinst wird (zusätzlich 0,5 % p.a. Verwaltungsgebühr), 

was gegenüber dem Marktzins (ca. 3,5 %) eine erhebliche Erleichterung ist. Ferner muss 

das Förderdarlehen nur zu 65 % bzw. 70 % zurückgezahlt werden (30 % Tilgungsnach-

lass bei einer Bindungsdauer von 25 Jahren, 35 % bei 30 Jahren).  

Da es sich beim Bau von Wohnungen um eine langfristige Investition handelt, muss 

sich auch die Analyse der Wirtschaftlichkeit auf einen langen Zeitraum erstrecken. Hier 

wurde der mit der Wohnungsbauförderung verbundene Bindungszeitraum von 30 Jah-

ren gewählt. Derartig langfristige Betrachtungen sind mit zahlreichen Annahmen zu 

verbinden. Dies betrifft sowohl die Einnahmen- als auch die Ausgabenseite. Auf der 

Einnahmenseite orientieren sich die Annahmen für den geförderten Wohnungsbau an 

den vorgegebenen Mietpfaden der Wohnraumförderung. Auf der Kostenseite werden 

jährliche Steigerungen von 2 % unterstellt. Gleichsam nur eingeschränkt vorhersehbar 

sind die zukünftigen Vermögens- bzw. Immobilienwerte. Diese hängen nicht nur von 

der Bewirtschaftung durch die kommunalen Gesellschaften ab, sondern werden maß-

geblich von der künftigen Marktsituation beeinflusst. Auswirkungen haben dabei u. a. 

das künftige Zinsniveau und insbesondere das künftige Wirtschaftswachstum bzw. das 

regionale Wohlstandniveau im Zieljahr der Betrachtung. Da dies nicht exakt prognos-

tizierbar ist, wird der Immobilienwert im Zieljahr nach einem gebräuchlichen Verviel-

fältigerverfahren berechnet. Demnach ergibt sich der Immobilienwert aus dem 20-fa-

chen des dann voraussichtlich erzielbaren Jahresmietertrags. 

 
Eigenkapitalrendite von 3,0 % - Vergütung der interkommunalen Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaft berücksichtigt  

 

Das in Abb. 14 dargestellte Beispiel weist die typische Kosten- und Einnahmenstruktur 

eines Neubauvorhabens im geförderten Wohnungsbau innerhalb der Beispielkommu-

nen auf. Neben den reinen Grundstücks- und Baukosten wurden auch separate Kosten 

für die Bauherrenaufgabe durch die Interkommunale Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft (7.500 € pro Wohnung) und den Abriss eines Altgebäudes (50.000 €) angesetzt. 

Die Finanzierung der Gesamtkosten setzen sich aus dem Eigenkapital (eingebrachtes 

Grundstück + 10 % aller weiteren Kosten), dem Förderdarlehen der NRW-Bank und 

einem Bankendarlehen für den verbleibenden Kostenanteil zusammen. 

In dem Betrachtungszeitraum von 30 Jahren ergibt sich für das Beispiel ein VoFi-End-

wert von rund 1.750 €/m² Wohnfläche. Bei einem eingesetzten Eigenkapital von 730 

€/m² ergibt dies eine jährliche Eigenkapitalrendite von 3,0 %. In einer ähnlichen Grö-

ßenordnung liegen auch die Ergebnisse für die Pilotprojekte, die im Erarbeitungspro-

zess des vorliegenden Umsetzungsmodells konkret analysiert und durchgerechnet 

wurden. Eine langfristige Eigenkapitalrendite von 3,0 % ist eine übliche Rentabilität für 

Investitionen von bestandshaltenden Wohnungsunternehmen ohne starke Gewinner-

zielungsabsichten, wie kommunale Wohnungsbaugesellschaften oder Genossenschaf-

ten. Im freifinanzierten – nicht mietpreisgebundenen – Wohnungsbau waren in den 
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Jahren bis 2022 Eigenkapitalrenditen von über 5,0 % möglich. Durch die Inflation (v. a. 

auch Baukosten) in Folge des Kriegs in der Ukraine und den darauffolgenden Zinsstei-

gerungen (u. a. für die Baufinanzierung) sind die Renditen in diesem Marktsegment 

eingebrochen und rangieren derzeit teilweise deutlich unter dem geförderten Woh-

nungsbau. Mit Blick auf das Engagement der beteiligten Kommunen hat dies auch zur 

Konsequenz, dass im Neubau voraussichtlich hauptsächlich geförderter Wohnungsbau 

umgesetzt werden wird. Dies trifft insbesondere auf die hier betrachteten Projektkom-

munen zu, in denen nicht die in den Metropolkernen erzielbaren Spitzenmieten von 

über 15,00 €/m² angesetzt werden können. 

 Abb. 14:  Beispiel einer Ergebnisübersicht eines Vollständigen Finanzplans (VoFi) für ein fiktives 

Beispielprojekt mit typischer Kostenstruktur der Projektkommunen 

 

 

 Die in der Berechnung angesetzten Kosten für die Bauherrenaufgabe entsprechen dem Serviceentgelt der kommunalen 

Gesellschaften an die Interkommunale Entwicklungsgesellschaft. 

Darstellung: Quaestio 

 

  

Abriss/NeubauArt der Investition

1.000 m²Grundstück

800 m²Geschossfläche

640 m²Wohnfläche

8Wohnungen

m²-Wohnfl.Vorhaben

4.484 €2.870.000 €Gesamtkosten der Investition

313 €200.000 €1.000 m²x    Grundstücksfläche:200 €Bodenrichtwert:davon eingebrachtes Grundstück

4.000 €2.560.000 €640 m²x    Wohnfläche:4.000 €Baukosten:davon Herstellungskosten

78 €50.000 €davon weitere Investitionskosten (Abrisskosten)

94 €60.000 €8x    Wohnungen:7.500 €Pauschale:davon Bauherrenaufgabe*

4.172 €2.670.000 €Finanzierungsbedarf

417 €267.000 €10%davon Eigenkapital

3.110 €1.990.400 €640 m²x    Wohnfläche:3.110 €Obergrenze:davon Förderdarlehen

645 €412.600 €davon Bankdarlehen

730 €467.000 €Eigenkapital (inkl. eingebrachtes Grundstück)

16,3%16,3%Eigenkapitalanteil (Gesamtwert der Investition)

309 €198.016 €Guthaben 30 J. nach Fertigstellung (kummulierte Jahresergebnisse inkl. Tilgung zu t32)

1.197 €766.109 €Summe der Jahresergebnisse ohne Tilgung

944 €604.114 €getilgtes Fremdkapital (ohne Tilgungsnachlass des Förderdarlehens)

56 €36.020 €Verzinsung des Guthabens

1.445 €924.757 €Vermögenswert 30 J. nach Fertigstellung

3.206 €2.052.046 €über den korrigierten Ertrag

1.761 €1.127.289 €Restschulden

1.754 €
1.122.773 

€
VoFi-Endwert

3,0%3,0%inkl. GrundstückVoFi-Eigenkapitalrendite
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4.3 Wirtschaftlichkeit und Kapitalbedarf auf kommunaler Ebene 

 Kapitalbereitstellung und -bindung auf kommunaler Ebene  

 

Die oben angestellte Unterscheidung zwischen – vergleichsweise – kurzfristigen Pro-

jektentwicklungen in einem bestehenden Gebäudebestand und dem langfristigen Auf-

bau eines (öffentlich geförderten und mietpreisgebundenen) Wohnungsbestands ist 

auch deswegen entscheidend, da sich hieraus unterschiedliche Anforderungen an die 

erforderliche Kapitalbereitstellung der Kommunen ergeben. Während in der Projekt-

entwicklung das Kapital der Kommunen nur für den Entwicklungszeitraum gebunden 

ist und nach dem Verkauf wieder zurückfließt (siehe Abb. 15), wird beim Aufbau eines 

kommunalen Wohnungsbestands das Kapital langfristig gebunden und der Rückfluss 

erfolgt erst über Jahrzehnte in Form der Mieteinnahmen. Gleichzeitig erfolgt mit dem 

Aufbau eines kommunalen Wohnungsbestands auch der Aufbau von Vermögen (siehe 

Abb. 16). 

 Abb. 15:  Kommunaler Kapitalbedarf im fiktiven Beispiel einer Bestandsentwicklung (Vgl. Abb. 

12, S. 65) 

 

 

 Hinweis: Im Falle einer (deutlich) positiven Marge würde sich mit hoher Wahrscheinlichkeit ein privater Investor finden, 

der den Wohnungsbau umsetzt. In diesem Fall würde die Kommune das anentwickelte Grundstück (nach abgeschlosse-

ner Klärung möglicher baulicher Risiken) an einen privaten Partner veräußern. 

Darstellung: Quaestio 

  

Verkauf
AnkaufBestandsentwicklungProjekttyp

Planung/BauSondierung1.000 m²Grundstück

800 m²Geschossfläche
entspricht ungefähr den 

Leistungsphasen 4-8 nach HOAI

Ankaufsverhandlungen, Grund-

erwerb, Leistungsphasen 1-3 nach 

HOAI

640 m²Wohnfläche

8Wohnungen

Kommunale Geldmitel in den JahrenFremd-

kapital

Kosten 

insgesamt 4321

230.000 €KG 100 Grundstück

5.000 €5.000 €0%10.000 €Anbahnung

200.000 €0%200.000 €Ankaufspreis

20.000 €0%20.000 €Erwerbsnebenkosten

10.000 €KG 200 Vorbereitende Maßnahmen

2.000 €80%10.000 €Abriss Scheune

1.536.000 €KG 300 - 700 Bau- und Baunebenkosten

122.900 €122.900 €80%1.228.800 €KG 300 - 600 Baukosten (80%)

15.400 €15.400 €30.700 €80%*307.200 €KG 700 Baunebenkosten (20%)

112.300 €67.000 €21.000 €300 €0%200.600 €KG 800 Finanzierung

30.000 €30.000 €0%60.000 €Beitrag an die IEG

280.600 €237.300 €276.700 €5.300 €Anteil kommunale Mittel, Einzeljahr

799.900 €519.300 €282.000 €5.300 €Anteil kommunale Mittel, kummuliert

1.236.700 €561.200 €0 €0 €Anteil Fremdmittel, kummuliert

2.036.600 €1.080.500 €282.000 €5.300 €2.036.600 €Gesamtkosten

2.240.000 €
2.240.000 €

Einnahmen (marktgängiger 

Verkaufspreis)

203.400 €203.400 €Verbleibende Marge

* Die in der Sondierungsphase anfallenden Baunebenkosten (10% der gesamten Baunebenkosten) werden zu 100% über kommunale Geldmittel finanziert. Der in 

der Planungs- und Bauphase über Fremdkapital zu finanzierende Anteil wird entsprechend erhöht, so dass sich in der Summe ein Fremdkapitalanteil von 80% 

ergibt.
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 Abb. 16:  Kommunaler Kapitalbedarf im fiktiven Beispiel für den geförderten Wohnungsneu-

bau (Vgl. Abb. 14, S. 68) 

 

 

 Darstellung: Quaestio 

  

 Projektphasen  

 

Für beide Projekttypen gehen in den zu durchlaufenden Projektphasen unterschiedli-

che Anforderungen an die Kapitalbereitstellung einher. 

 Sondierungsphase: Die Sondierungsphase fasst den Zeitraum von der ersten Pro-

jektidee bis zum Grunderwerb zusammen. Dies umfasst z. B. Verhandlungen mit 

dem Alteigentümer des Grundstücks, ggf. erste planerische oder gutachterliche 

Vorleistungen (ungefähr Leistungsphasen 1-3 nach HOAI) und den Grunderwerb 

an sich. Den Grunderwerb ausgeschlossen, sind die anfallenden Kosten in dieser 

frühen Phase im Vergleich zur planerischen und baulichen Umsetzung relativ ge-

ring. Allerdings besteht in dieser Phase ein hohes Risiko für einen Projektabbruch 

(siehe Kapitel 4.1). Dies bedeutet, dass die bis zum Projektabbruch angefallenen 

Kosten (im Beispiel maximal ca. 40.000 €) bei der Kommune bzw. bei der kommu-

nalen Gesellschaft verbleiben. Für die Betrachtung auf kommunaler Ebene gehen 
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wir im Folgenden davon aus, dass auf jedes durchgeführte Projekt in der Be-

standsentwicklung eine gescheiterte Projektidee kommt, für welche im Durch-

schnitt bereits 20.000 € aufgewendet wurden. 

Bei den Beispielprojekten für den geförderten Wohnungsneubau gehen wir von 

klareren Ausgangsbedingungen aus. Aus diesem Grund wird hier die Sondie-

rungsphase nicht gesondert aufgeführt und mit Kosten hinterlegt. 

 Umsetzungsphase (Planung/Bau): In der Umsetzungsphase entsteht der Kapital-

bedarf der Kommune v. a. in der Erbringung des Eigenkapitalanteils zur Finanzie-

rung der Bau- und Baunebenkosten. Bei den Projekten der Bestandsentwicklung 

spielen zudem die Zinszahlungen für das aufgenommene Fremdkapital zur Zwi-

schenfinanzierung eine größere Rolle, welche im geförderten Wohnungsneubau 

aufgrund der nach Baufortschritt auszahlbaren Fördermittel nicht im selben Aus-

maß erforderlich sind. Hinzu kommen in beiden Fällen die Beiträge an die inter-

kommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft für die Erbringung der Bauher-

renaufgabe. 

 Vermarktungsphase: Der entscheidende Unterschied der beiden Geschäftsmo-

delle liegt in der Vermarktung der fertiggestellten Wohnungen. Im Projektent-

wicklermodell, welches im Beispiel auf eine Bestandsentwicklung angewendet 

wurde, erfolgt nach der Baufertigstellung der Verkauf der Immobilie. Das wirt-

schaftliche Ergebnis des Vorhabens ist maßgeblich von dem erzielbaren Verkaufs-

preis abhängig. Liegt dieser über den Gesamtkosten (im Beispiel rund 2 Mio. €), 

so kann eine Marge erwirtschaftet werden. Liegt er darunter, so verbleibt der 

Kommune ein Verlust. Aus wohnungs- und stadtentwicklungspolitischer Sicht ist 

auch ein solch wirtschaftlich negatives Ergebnis kein Ausschlusskriterium für ein 

immobilienwirtschaftliches Engagement der Kommune. Ganz im Gegenteil belegt 

ein negatives wirtschaftliches Ergebnis die Erforderlichkeit öffentlichen Handelns, 

da der finanzielle Anreiz für eine private Initiative fehlt.24 Hier ist eine Abwägung 

zwischen den kommunal entstehenden Kosten und den mit der immobilienwirt-

schaftlichen Investition verbundenen Gemeinwohleffekten („Stadtrendite“ oder 

„politische Rendite“) erforderlich. 

Im Segment des geförderten Wohnungsneubaus kann das wohnungspolitische 

Ziel des bezahlbaren Wohnraums durch die günstigen Konditionen der Wohn-

raumförderung und damit durch Landesmittel erreicht werden. Diese Konditionen 

sind derzeit so attraktiv, dass Vorhaben i. d. R. wirtschaftlich umsetzbar sind. Die-

ses positive wirtschaftliche Ergebnis erfordert jedoch eine langfristige Betrachtung 

und geht mit einer ebenso langfristigen Bindung des eingebrachten Eigenkapitals 

einher. 

 
 

 

 

 
24  Im Gegenzug würde sich im Falle einer positiven Marge mit hoher Wahrscheinlichkeit ein privater Investor fin-

den, der den Wohnungsbau umsetzt. In diesem Fall würde die Kommune das anentwickelte Grundstück (nach 

abgeschlossener Klärung möglicher baulicher Risiken) an einen privaten Partner veräußern. 
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4.4 Wirtschaftlichkeit und Kostendeckung in der Gemeinschaftsgesellschaft 

 Personalkosten als zentrale Größe auf der Ausgabenseite  

 

Während auf der Projektebene Unsicherheiten sowohl hinsichtlich der Umsetzung der 

Vorhaben als auch die Risiken verortet bleiben, ergeben sich auch auf Ebene der inter-

kommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft hauptsächlich Unsicherheiten hin-

sichtlich der Auslastung des aufgebauten Personalstocks.  

Die interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft ist ein Bürobetrieb, dessen 

Kosten sich im Wesentlichen aus dem Personalaufwand, den sonstigen Betriebskosten 

(Büromiete, Büroausstattung, Reisekosten) und anderweitigen Geschäftsführungskos-

ten (z. B. Versicherungen, Buchhaltung, Jahresabschlüsse) ergeben. Aus der Statistik 

der wohnungswirtschaftlichen Verbände ergibt sich, dass sich die Betriebskosten aus 

einem Aufschlag von 30 bis 40 % auf die Personalkosten ableiten lassen.25 Vorliegend 

wird mit 35 % Aufschlag gerechnet.  

Wesentliche personalwirtschaftliche Annahmen für die Ermittlung der Betriebskosten 

sind:  

 Ab dem ersten Jahr werden ein Geschäftsführer (anfängliche Lohn- und Lohnne-

benkosten: 150.000 € p. a.) und ein Bautechniker (anfänglich 100.000 € p. a.) mit 

je einer Vollzeitstelle eingestellt. Zwar kann im ersten Jahr nicht mit einer vollen 

Auslastung gerechnet werden. Mit Blick auf den Arbeitsmarkt, die Attraktivität der 

Stellen und die Auslastungsperspektive erscheint dies jedoch als gerechtfertigt.  

 Ab dem dritten Jahr könnten die ersten Wohnungen vermietet werden und somit 

in die Bewirtschaftung übernommen werden. In diesem Fall wäre zunächst eine 

Vollzeitstelle in der Wohnungsverwaltung zu schaffen. Selbst wenn damit in den 

ersten Jahren die Quote der Wohnungen pro Verwaltungsstelle verhältnismäßig 

niedrig ist, ist durch den erhöhten Aufwand der Neuvermietungen mit einer hohen 

Auslastung zu rechnen. Mit einem wachsenden Wohnungsbestand, der durch die 

interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft verwaltet werden soll, müss-

ten in den Folgejahren ggf. weitere Verwaltungsstellen geschaffen werden. Die 

anfänglichen Lohn- und Lohnnebenkosten (Gründungsjahr) werden mit 50.000 € 

p. a. veranschlagt.  

 Die derzeit zugrunde gelegte Projektpipeline sieht Umsetzungsprojekte in den 

ersten fünf bis sieben Jahren der Geschäftstätigkeit. Aus diesem Grund wird in der 

untenstehenden Berechnung der Stellenumfang in der Bautechnik anschließend 

reduziert. Bei einer fortlaufenden Umsetzung von (derzeit noch nicht bekannten) 

Projekten ist von einer weitergehenden Beschäftigung auszugehen. 

 

 

 

 

 
25  Somit ergibt sich, dass die Betriebskosten zu 75 % auf Personalkosten und 25 % auf sonstige Betriebskos-

ten zurückgehen. Dies deckt sich mit Erfahrungswerten aus anderen Büro-bzw. Dienstleistungsbetrieben.  
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 Einnahmen aus der Vergütung von Dienstleistungsaufträgen  

 

Auf der Gegenseite finanziert sich die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesell-

schaft aus der Vergütung der Dienstleistungen, die sie für die kommunale Ebene er-

bringt. Im Kern sind dies: 

 die Steuerung des Wohnungsneubaus (Bauherrnaufgabe als Dienstleistung), ins-

besondere die Vergabe von Planungs- und Bauleistungen, deren Abnahme und 

Abrechnung sowie die daraus resultierende Zusammenarbeit mit den Planern, Ar-

chitekten und den Genehmigungsbehörden, 

 die darüberhinausgehenden Entwicklungsaufgaben, insbesondere die Begleitung 

bei der Anbahnung von Grundstücksankäufen und die Betreuung erster Planungs-

leistungen im Vorfeld der Projektumsetzung (Projektskizzen, erste Kostenschät-

zungen), sowie die Vermarktung der fertiggestellten Immobilien, 

 die Wohnungsbewirtschaftung, insbesondere die Wohnungsverwaltung, Vermie-

tung, Beauftragung und Abrechnung von Pflege- und Instandsetzungsmaßnah-

men, Nebenkostenabrechnung. 

Die Einnahmen aus diesen Dienstleistungen sollen zudem eine vollständige Deckung 

der laufenden Arbeiten für die Geschäftsführung auf der Ebene der lokalen Wohnungs-

bau- und/oder Entwicklungsgesellschaften ermöglichen. Dies umfasst insbesondere 

die Buchhaltung, die Erstellung der Jahresabschlüsse bzw. die Zusammenarbeit mit den 

beauftragten Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern, ferner die Zusammenarbeit mit 

den jeweiligen Gremien.  

Die Preise für die Dienstleistungen sollen langfristig keine Gewinne, sondern auf der 

Ebene der Gemeinschaftsgesellschaft eine Kostendeckung ermöglichen. Für die vorlie-

genden Berechnungen wurde zunächst von folgenden Kostensätzen / Preisen ausge-

gangen:  

 Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft stellt der kommunalen 

Ebene für die Abwicklung der Neubauaufgaben 7.500 € pro Wohnung (netto) in 

Rechnung (auf zwei Jahre verteilt).26 

 Bei Vorhaben, bei denen neben der Bauherrenaufgabe auch Entwicklungsaufga-

ben übernommen werden sollen, werden vorerst zusätzlich 40.000 € pro Vorhaben 

gesetzt. Da hier Pauschalen aufgrund der sehr unterschiedlichen Aufgabenstellun-

gen ggf. nicht zielführend sind, könnten diese Leistungen auch stunden-/tages-

basiert abgerechnet werden.27 

 Die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft erhält für jede bewirt-

schaftete/verwaltete Wohnung pro 750 € (netto) jährlich. 

 
26  Die hier dargestellten Einnahmen der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft sind in den vorher-

gehenden Abschnitten der Kapitel 4.2 und 4.3 als Beiträge der kommunalen Ebene berücksichtigt. 

27  Die hier dargestellten Einnahmen der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft sind in den vorher-

gehenden Abschnitten der Kapitel 4.2 und 4.3 als Kosten der Sondierungsphase (ohne Grunderwerb) aufge-

schlüsselt dargestellt. Auf Ebene der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft wird die aus diesen 

Werten abgeleitete Pauschale verwendet. 
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 Szenarien 1 

 

Diese Preise sind aus Berechnungen abgeleitet, welche der Annahme folgen, dass alle 

während der Erarbeitung des Umsetzungsmodells genannten Projekte – oder andere 

Projekte in einer vergleichbaren Größenordnung – umgesetzt werden (im Folgenden 

Szenario 1). In diesem Szenario ergibt sich für die interkommunale Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaft in den ersten 7 Jahren ihrer Geschäftstätigkeit eine weitestgehend 

vollständige Auslastung. Die Einnahmen aus den Dienstleistungen übersteigen die lau-

fenden Kosten leicht, so dass in diesem Zeitraum ein Überschuss von rund 350.000 € 

erwirtschaftet werden könnte. Abb. 17 macht auch deutlich, dass nach Fertigstellung 

der letzten von den Kommunen genannten, die reine Bewirtschaftung der bis dahin 

fertiggestellten Wohnungen nicht ausreicht, um die laufenden Kosten zu decken. 

 Abb. 17:  Einnahmen und Ausgaben der interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft 

im Szenario 1 

 

 

 Darstellung: Quaestio 

 

 

 

 

 

 

 

Jahre nach Gründung
Positionen

10987654321

Einnahmen / Beiträge der lokalen 

Wohnungsbaugesellschaften

0005272973930203343138
Bauherrenaufgabe

7.500 €/WE

000045444304282
Entwicklungsaufgabe

40.000 €/Projekt

13112912611811434331500
Wohnungsverwaltung

750 €/WE

1311291261702311.0511.006218385220Summe

Ausgaben

366359352344338331324318260255Personalkosten

100%100%100%100%100%100%100%100%100%100%Geschäftsführung

183179176172169166162159156153150.000 € Jahresgehalt

50%50%50%50%50%100%100%100%100%100%Bautechnik

6160595756110108106104102100.000 € Jahresgehalt

200%200%200%200%200%100%100%100%Wohnungsverwaltung

1221201171151135554530050.000 € Jahresgehalt

1281251231211181161141119189

weitere laufende 

Kosten

35%

494484475465456447438429351344Summe

Jahresergebnis

-363-355-349-295-225+604+568-211+34-124Jahresergebnis

+351Jahre 1-7
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 Szenarien 2 

 

In einem zweiten Szenario wurde die Annahme getroffen, dass ein großes Einzelprojekt 

(150 WE) entfällt und die Projekte mit Entwicklungsaufgabe nur zu 50 % umgesetzt 

werden. In diesem Szenario können auch in den ersten Jahren die Einnahmen aus den 

Dienstleistungen die Personalkosten nicht vollständig decken. Durch eine Erhöhung 

des Preises für die Bauherrenaufgabe auf 10.000 € pro Wohneinheiten könnte das Er-

gebnis in den ersten 5 Jahren ausgeglichen werden. 

Grundsätzlich bestehen auf Ebene der interkommunalen Service-/Dienstleistungsge-

sellschaft verschiedene Optionen auf die Auslastungssituation zu reagieren. Zum einen 

können bewusst Überkapazitäten bereitgehalten werden, um die Handlungsfähigkeit 

der sicherzustellen. Dies würde einen Zuschussbedarf für die interkommunale Service-

/Dienstleistungsgesellschaft seitens der beteiligten Kommunen erzeugen. Die Alterna-

tive, den Personalstock entsprechend der Auslastung zu reduzieren geht mit dem Ri-

siko einher, dass bei einer kurzfristigen Verbesserung der Auftragslage schnell eine 

Überauslastung und in der Folge Verzögerungen bei der Projektumsetzung die Folge 

wären. Dies würde insbesondere in der Anfangsphase der interkommunalen Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit schmälern und 

den Erfolg des Vorhabens gefährden. 

 Abb. 18:  Einnahmen und Ausgaben der interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft 

im Szenario 2 

 

 

 Darstellung: Quaestio 

Jahre nach Gründung
Positionen

10987654321

Einnahmen / Beiträge der lokalen 

Wohnungsbaugesellschaften

000021331300203328122
Bauherrenaufgabe

7.500 €/WE

000045444304282
Entwicklungsaufgabe

40.000 €/Projekt

535251504632311400
Wohnungsverwaltung

750 €/WE

53525150112407374217370204Summe

Ausgaben

274269264258253304297292260255Personalkosten

100%100%100%100%100%100%100%100%100%100%Geschäftsführung

183179176172169166162159156153150.000 € Jahresgehalt

50%50%50%50%50%100%100%100%100%100%Bautechnik

6160595756110108106104102100.000 € Jahresgehalt

200%200%200%200%200%100%100%100%Wohnungsverwaltung

30302929282827270050.000 € Jahresgehalt

96949290891061041029189

weitere laufende 

Kosten

35%

370363356348342410401394351344Summe

Jahresergebnis

-317-311-305-298-230-3-27-177+19-140Jahresergebnis

-328Jahre 1-5
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4.5 Einordnung der wirtschaftlichen Betrachtungen 

 

Aus den vorgenommenen wirtschaftlichen Betrachtungen des Umsetzungsmodells las-

sen sich folgende wesentliche Erkenntnisse ziehen. 

Die zentralen Geschäftsbereichen der interkommunalen Service-/Dienstleistungsge-

sellschaft, der kleinteiligen Grundstücksaktivierung von (stadtentwicklungspolitisch be-

deutsamen) Bestandsobjekten einerseits und der geförderte Wohnungsneubau ande-

rerseits sind hinsichtlich ihrer Unsicherheiten in der Umsetzung und den wirtschaftli-

chen Risiken unterschiedlich zu bewerten. Die Entwicklung von Bestandsimmobilien ist 

in ihrer Anbahnung von zahlreichen Unwägbarkeiten geprägt und kann im Einzelfall 

auch zu einem wirtschaftlich negativen Ergebnis führen. Unter Einbezug von Förder-

mitteln ist eine „schwarze Null“ anzustreben. Die Kapitalrendite sollte bei diesen Pro-

jekten jedoch auch nicht das alleinige Entscheidungskriterium sein, sondern gegen eine 

durch das Projekt erzeugte Stadtrendite abgewogen werden. 

Für das Geschäftsfeld des geförderten Wohnungsneubaus konnte eine schwache Ren-

tierlichkeit nachgewiesen werden. Durch die Konditionen der Landeswohnraumförde-

rung und der preiswerten Vermarktung durch die Mietpreisbindung, verbindet sich die 

immobilienwirtschaftliche Investition in dieses Wohnungsbausegment mit geringen Ri-

siken. Mit der Bereitstellung von kommunalem Eigenkapital für dieses Geschäftsfeld 

kann das Wohnungsangebot vor Ort um preiswerten Wohnraum zu modernen Aus-

führungsstandards bereichert werden.  

Auf Ebene der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft entsteht kaum 

Kapitalbedarf. Der kleine Bürobetrieb bleibt flexibel steuerbar und soll sich mittelfristig 

durch die Entgelte finanzieren, welche die kommunale Ebene zur Erbringung der 

Dienstleistungen (z. B. Bauherrenaufgabe, Entwicklergeschäft, Wohnungsbewirtschaf-

tung) an die interkommunale Service-/Dienstleistungsgesellschaft entrichten. Es ver-

bleiben kleine Unterauslastungsrisiken, deren finanzielle Auswirkungen – aufgeteilt auf 

alle beteiligten Kommunen – jedoch sehr gering sind. 
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Im Folgenden werden die Aufgaben und Arbeitsschritte für den weiteren Prozess zur 

Gründung der Interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft wie auch zur lo-

kalspezifischen Ausgestaltung der Tätigkeiten dargestellt. 

 Ende 2024: Abschluss der Konzeptphase – Übergabe des Exposés an die Kommunen 

 

Der Prozess der Erarbeitung des Konzepts „Interkommunale Entwicklungsgesellschaft 

– Erarbeitung eines entscheidungsreifen Umsetzungsmodells“ wird Ende 2024 mit der 

Übergabe des Exposés an die Projektkommunen abgeschlossen. 

 Anfang 2025: Grundsatzbeschlüsse in den Projektkommunen herbeiführen 

 

Die Räte der Projektkommunen wurden in der Konzeptphase durch die jeweiligen kom-

munalen Vertreter über den Fortgang in der Steuerungsgruppe informiert. Mit der In-

formationsveranstaltung der Räte am 30.10.2024 in Barntrup sowie dem vorab über-

mittelten Konzeptpapier wurde ein einheitlicher Informationsstand hergestellt: Die 

Handlungsbedarfe, das erarbeitete Umsetzungsmodell sowie die städtebaulichen, fi-

nanziellen und haushalterischen Chancen und Risiken in der weiteren Projektumset-

zung wurden umfassend dargestellt. 

Als zentraler nächster Schritt sollten Beratungen der Projektkommunen erfolgen, und 

es sollten zumindest Absichtsbeschlüsse der Räte erfolgen, um die Gründung zu initi-

ieren. Diesbezüglich haben sich die Teilnehmer der Steuerungsgruppe auf eine gleich-

lautende Beschlussformulierung verständigt: 

„Der Rat beschließt auf Basis des vorliegenden Konzeptes  

1. die Bereitschaft zu einer aktiven Beteiligung der Kommune an der Gründung 

der Interkommunalen Entwicklungsgesellschaft in der Rechtsform einer Genos-

senschaft sowie 

2. die Ausarbeitung eines geeigneten kommunenspezifischen Modells.  

3. Die ausgearbeiteten Gründungsdokumente sind dem Rat zur Diskussion und 

Beschlussfassung vorzulegen.“ 

Diese Absichtsbeschlüsse sind die wesentliche Grundlage für die Einleitung der nächs-

ten Phase (Einleitung der Gründung). Vor diesem Hintergrund ist eine zeitnahe Befas-

sung aller Kommunen (z. B. bis Ende des 1. Quartals 2025) und nach Möglichkeit die 

Beschlussfassung wünschenswert. 

Sofern die Beratungen in einzelnen Kommunen eine längere Zeit in Anspruch nehmen, 

können die nächsten Schritte auch mit weniger Kommunen eingeleitet werden. Die 

weiteren Kommunen können dann später in den Prozess einsteigen. Für die Beantra-

gung von Fördermitteln ist es jedoch wünschenswert, dass möglichst viele Kommunen 

frühzeitig die weitere Bereitschaft signalisieren. Denn – je nach Programm – hängt der 

Fördermittelumfang von der Anzahl der beteiligten Kommunen ab.  

Die Finanzierung des weiteren Prozesses und die Beantragung der Fördermittel können 

erst nach dem Grundsatzbeschluss der Kommunen erfolgen. Um unabhängig von För-

dermittelzusagen in 2025 handlungsfähig zu sein, ist es wünschenswert, wenn jede be-

teiligte Kommune Mittel, z. B. in Höhe von 20.000 Euro, in den Haushalt einstellt. 
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 Beteiligung von Kommunalaufsicht und Fördermittelgebern 

 

Innerhalb der Erarbeitungsprozesses konnte nur eine erste – sehr rudimentäre – Ab-

stimmung mit weiteren Stellen erfolgen, deren Begutachtung des Umsetzungsmodells 

im Gründungsprozess und in der operativen Tätigkeit relevant sein werden. 

Dazu gehören die Kommunalaufsicht auf Ebene der Kreise bzw. des Regierungsbezirks 

sowie die für die Geschäftstätigkeit relevanten Fördermittelgeber. Mit Letzteren muss 

insbesondere eruiert werden, ob im Rahmen des Umsetzungsmodells schädliche Wir-

kungen für die Bereitstellung und Nutzung der notwendigen Fördermittel (Städtebau- 

und Wohnraumförderung) zu erwarten sind. 

 Frühjahr 2025: Vorbereitung der Gründung einleiten 

 

Mit dem Grundsatzbeschluss stehen die folgenden wesentlichen Arbeitsschritte an: 

1. Finanzierungsbedarfe klären: 

Zunächst sind die Finanzierungsbedarfe zu klären. Dabei sollten sowohl die Phase der 

Vorbereitung der Gründung als auch die Gründungs-/Anlaufphase (Jahr 1 und 2 des 

Bestehens der interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft) in die Planun-

gen einbezogen werden: 

 In der Phase der Vorbereitung der Gründung sind mindestens folgende Positionen 

zu berücksichtigen: 

 Kosten für juristische Beratung und Begleitung 

 Kosten des Genossenschaftsverbands als Prüfer für die Gründung der genos-

senschaftlichen Interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft 

 Kosten für weitere begleitende/beratende Büros (z. B. OWL GmbH) 

 In der Gründungs- und Anlaufphase sind folgende Positionen anzudenken: 

 Finanzierung bzw. Sicherung der notwendigen Einlagen (z. B. Geschäfts-, Kom-

mandit-, Genossenschaftsanteile, „Eintrittsgeld“) durch die Kommunen 

 Personalkosten für die möglichst frühzeitige Anstellung des Geschäftsführers 

(Vorstand der Genossenschaft) 

 Personalkosten für die weiteren Mitarbeiter in der Anlaufphase 

 Kosten für Anmietung von Büroflächen sowie Kauf von Mobiliar, Technik 

 Sonstiges Kosten (z. B. Versicherungen, Steuerberatungsleistungen) 

2. Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten ausloten  

Nach Erstellung des Finanzplans sind bestehende Finanzierungs- und Fördermöglich-

keiten zu prüfen. Diesbezüglich sollte unter Vorlage von Konzept und Grundsatzbe-

schlüssen die Bezirksregierung und das Land Nordrhein-Westfalen angesprochen wer-

den. In Frage kommen beispielsweise die Programme GRW - Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (Bundesministerium für Wirtschaft 

und Klimaschutz) sowie IKZ – Förderung interkommunaler Zusammenarbeit (MHKBD 

NRW). 
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3. Einleitung Personalsuche 

Ferner sollte bereits in dieser Phase die Personalsuche, insbesondere des Geschäfts-

führers bzw. Vorstands der Interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft, ein-

geleitet werden. Neben dem notwendigen fachlichen Know-how dürften insbesondere 

ein glaubwürdiges Auftreten und langjährige Erfahrung wichtige Kriterien sein. Wün-

schenswert ist ferner, den zukünftigen Vorstand frühzeitig – im Rahmen des Grün-

dungsprozesses – einbinden zu können und diesen damit bereits vor der eigentlichen 

Gründung anzustellen.  

4. Ausschreibung/Vergabe von juristischen Leistungen 

Mit dem Grundsatzbeschluss der Kommunen sollte zeitnah die Ausschreibung und 

Vergabe der notwendigen juristischen Beratungsleistungen erfolgen. Neben der inhalt-

lichen Beratung gehört dazu auch die Zeitplanung, das Aufzeigen der erforderlichen 

Schritte und damit die Steuerung des Gesamtverfahrens bis zur Aufnahme der opera-

tiven Tätigkeit.  

5. Klärung sonstiger Begleitungsbedarf  

Weiterhin ist frühzeitig in dieser Phase zu klären, ob weitere begleitende Büros benö-

tigt werden, deren Einbindung ebenfalls auszuschreiben sein dürfte, bzw. in welcher 

Form die OWL GmbH den weiteren Prozess begleitet. 

6. Namen und Geschäftssitz abstimmen 

Ferner sollten sich die beteiligten Kommunen mit den weiteren grundlegenden Frage-

stellungen, etwa der Namensgebung (der Interkommunalen Service-/Dienstleistungs-

gesellschaft) und dem Sitz der Interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft 

befassen. 

 Vorbereitung der Gründung  

 

In der anschließenden Phase sind im Schwerpunkt die Satzungen und Gesellschafts-

verträge auszuarbeiten. Für die vorgesehene Genossenschaftsgründung sollte ferner 

frühzeitig ein Genossenschaftsverband/Prüfverband ausgewählt und zur Zusammen-

arbeit eingeladen werden.  

Ansonsten ist davon auszugehen, dass das beauftragte Konsortium bzw. die beauf-

tragte Kanzlei den diesbezüglichen Arbeits- und Beratungsprozess zielgerichtet struk-

turiert und terminiert. 

 

Folgende Schritte sind für die Gründung der Interkommunalen Service-/ Dienstleis-

tungsgesellschaft gemeinsam zu gehen: 

 Die Gründung der Genossenschaft ist vergleichbar mit der einer Kapitalgesellschaft. 

Erforderlich sind die Vorbereitung einer Satzung, die Bestimmung der Personen der 

Organe (Vorstand und ggf. Aufsichtsrat) und ihre Bestellung, die Beauftragung ei-

nes Prüfungsverbands mit den Vorprüfungen und sodann Anmeldung zum und Ein-

tragung in das Genossenschaftsregister.  

 Die Schritte im Einzelnen: 
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1. Schaffung kommunalrechtlicher Voraussetzungen zur Gründung der Genos-

senschaft, der Beteiligung daran und Umsetzung der Empfehlungen (Ratsbe-

schluss) 

2. Gründung der interkommunalen (Wohnungs-)Entwicklungsgenossenschaft 

3. Bestellung der Vorstände/des Vorstands der Genossenschaft 

4. Ggf. Bestellung der Aufsichtsräte der Genossenschaft 

5. Prüfungsauftrag an Prüfungsverband 

6. Handelsregisteranmeldung/Anmeldung Genossenschaftsregister 

7. Abschluss der Anstellungsverträge mit den Vorständen der Genossenschaft 

8. Abschluss der Geschäftsbesorgungsverträge mit den einzelnen Kommunen 

Auf lokaler Ebene sind neben dem Grundsatzbeschluss weitere Vorarbeiten notwendig, 

wenn einer lokale Wohnungsbau- und/oder Entwicklungsgesellschaft genutzt werden 

soll. Folgende Schritte sind dabei zu gehen:  

 Die lokalen Wohnungsbau- und/oder Entwicklungsgesellschaften werden nach der 

vorgesehenen Konzeption von den beteiligten Kommune in der Rechtsform einer 

GmbH & Co. KG errichtet.  

 Daher sind die Gründung einerseits einer GmbH (die Komplementär-GmbH) und 

andererseits einer Kommanditgesellschaft erforderlich.  

 Die Schritte im Einzelnen: 

1. Schaffung kommunalrechtlicher Voraussetzungen zur Gründung der Gesell-

schaft/der Gesellschaften und Umsetzung der Empfehlungen (Ratsbeschluss) 

2. Errichtung kommunaler (gewerblicher und/oder vermögensverwaltender) 

Kommanditgesellschaften in der Rechtsform der GmbH & Co. 

a. Errichtung der künftigen Komplementär-GmbH 

b. Bestellung eines Geschäftsführers für die Komplementär-GmbH 

c. (optional) Abschluss Anstellungsverträge mit Geschäftsführer 

d. Errichtung der GmbH & C. KG 

e. Handelsregisteranmeldungen 

2. (optional:) Einbringung von kommunalem Grundbesitz in die neu errichtete 

GmbH & Co. KG 

3. Abschluss Geschäftsbesorgungsvertrag mit der Interkommunalen Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft  

 Zentraler Schritt: Ausarbeitung Satzungen – lokale Bedarfe/Wünsche berücksichtigen 

 

Die wesentlichen nächsten Schritte liegen darin, die notwendigen Satzungen und Ge-

sellschaftsverträge auszuarbeiten und diese durch einen politischen Beschluss zu be-

stätigen. 
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Vorbereitung der Satzung der Genossenschaft Interkommunale Service-/Dienstleis-

tungsgesellschaft:  

Die Satzung einer Genossenschaft enthält zum Teil zwingende, im Genossenschaftsge-

setz vorgegebene Regelungen und muss im Übrigen an den Stellen, in denen von der 

gesetzlichen Vorgabe abgewichen werden soll, Regelungen treffen. 

 Zwingende Regelungen sind zu treffen über  

 Firma (= Name) 

 Sitz 

 Gegenstand 

 Bestimmung über etwaige (oder keine) Nachschusspflichten im Falle eines In-

solvenzverfahrens 

 Bestimmungen über die Form der Einberufung der Generalversammlung der 

Mitglieder sowie der Beurkundung ihrer Beschlüsse und über den Vorsitz der 

Versammlung 

 Bestimmungen über die Form der Bekanntmachungen der Genossenschaft 

 den Betrag der Einlage der Mitglieder (Geschäftsanteil) und der hierauf von den 

Mitgliedern zu erbringenden Einzahlungen 

 Regelungen zur Bildung einer gesetzlichen Rücklage (Art der Bildung und ggf. 

Mindestbetrag) 

 Regelungen zum Quorum bei der Beschlussfassung des Aufsichtsrats 

 Kommunalrechtliche Erfordernisse (§§ 108 GO-NRW) einschl. Regelungen zur 

Frauenquote bei der Besetzung des (ggf. ) Aufsichtsrats. 

 Fakultativ kann bzw. muss eine Satzung zur Wirksamkeit folgende Regelungen tref-

fen:  

 Beschränkung der Zeitdauer der Genossenschaft 

 Knüpfung von Erwerb und Fortdauer der Mitgliedschaft an Wohnsitz 

 Festlegung eines vom Kalenderjahr abweichenden Geschäftsjahres 

 Festlegung von qualifizierten Mehrheitserfordernissen bei bestimmten Be-

schlussgegenständen  

 Ausdehnung des Geschäftsbetriebs auf Personen, die nicht Mitglieder der Ge-

nossenschaft sind 

 Zulassung sog. investierender Mitglieder 

 Festlegung eines Mindestkapitals 

 Verzicht auf einen Aufsichtsrat (nur bei Genossenschaften mit höchstens 20 

Mitgliedern) 

 Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder, wenn mehr als die gesetzliche Min-

destanzahl (3) gewünscht ist. 
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 Anzahl der Vorstandsmitglieder, wenn von der gesetzlichen Regelzahl (2) ab-

weichend (bei Genossenschaften mit höchstens 20 Mitgliedern kann vorgese-

hen werden, dass nur eine Person ausreicht) 

 Vertretungsberechtigung der Vorstandsmitglieder, wenn von der gesetzli-

chen Regel (gemeinschaftliche Vertretung) abgewichen werden soll 

Kontaktaufnahme zu einem Prüfungsverband 

Zur Anmeldung einer Genossenschaft beim Amtsgericht zur Eintragung in das Genos-

senschaftsregister ist  

 eine Bescheinigung vorzulegen, dass die Genossenschaft zum Beitritt zugelassen 

ist,  

 eine gutachterliche Äußerung darüber vorzulegen, dass nach den persönlichen 

und wirtschaftlichen Verhältnissen, insbesondere der Vermögenslage der Genos-

senschaft eine Gefährdung der Belange der Mitglieder oder der Gläubiger der Ge-

nossenschaft nicht zu besorgen ist. 

Daher ist möglichst frühzeitig mit einem geeigneten Prüfungsverband Kontakt aufzu-

nehmen, um die Vorbereitungen der Unterlagen in Auftrag zu geben. 

Vorbereitung der Satzung der GmbH bzw. des Gesellschaftsvertrags der Kommandit-

gesellschaft:  

Die Satzung einer GmbH enthält nur wenige zwingende, im GmbH-Gesetz vorgege-

bene Regelungen und kann im übrigen – weil sie nur einen Gesellschafter hat (die 

Kommune) – knapp gehalten werden. Zwingende Regelungen sind zu treffen über  

 Firma (= Name) 

 Sitz 

 Gegenstand 

 Betrag des Stammkapitals 

 Zahl und Nennbeträge der Geschäftsanteile, die jeder Gesellschafter gegen Einlage 

übernimmt. 

 Weitere Regelungen, die kommunalrechtlich erforderlich sind. 

Der Gesellschaftsvertrag der Kommanditgesellschaft wird ebenfalls knapp gehalten 

und u. a. (nicht abschließend) Regelungen enthalten zu  

 Firma (= Name) 

 Sitz 

 Gegenstand 

 Betrag des Gesellschaftskapitals/der Einlagen 

 kommunalrechtlich erforderliche Regelungen. 
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Lokalspezifische Ausgestaltung und Satzungsbeschluss 

Anknüpfend an die Vorlage von Mustersatzungen/-verträgen sind die Kommunen ge-

fordert, sich mit der spezifischen lokalen Ausgestaltung, etwa der Gremienstrukturen 

und der Zustimmungserfordernisse/-vorbehalte für die unterschiedlichen Geschäfts-

bereiche auf kommunaler Ebene auseinanderzusetzen. 

Daran anschließend dürfte ein weiterer politischer Beschluss, die Satzungen/die Ver-

träge betreffend, sowie zur Einleitung der nächsten Phase vorzubereiten und zu fassen 

sein. 

Ausarbeitung/Konkretisierung der Projekte 

Darüber hinaus sollte – spätestens mit der absehbaren Einleitung der eigentlichen 

Gründungsphase – die Ausarbeitung und Konkretisierung der Projekte erfolgen, die 

mindestens in den Jahren 1 und 2 des Bestehens der Interkommunalen Service-

/Dienstleistungsgesellschaft durch die lokale Ebene beauftragt werden sollen. 

 
Gründung der Interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft und (bedarfsori-

entiert) der lokalen Wohnungsbau- und/oder Entwicklungsgesellschaften 

 

In der anschließenden Gründungsphase sind folgende Schritte zu durchlaufen sein: 

Auswahl der Mitglieder des Vorstands der Interkommunalen Service-/Dienstleistungs-

gesellschaft 

Der Vorstand einer Genossenschaft besteht grundsätzlich aus 2 Personen. Hat die Ge-

nossenschaft nicht mehr als 20 Mitglieder, ist eine Person ausreichend, wenn dies in 

der Satzung so vorgesehen ist. Auf die Person(en) des Vorstands müssen sich die Mit-

glieder verständigen. 

Auswahl und Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder der Interkommunalen Service-/ 

Dienstleistungsgesellschaft 

Bei Genossenschaften mit nicht mehr als 20 Mitgliedern kann auf einen Aufsichtsrat 

verzichtet werden. Das ist dann in der Satzung zu regeln.  

Wird nicht auf die Einsetzung eines Aufsichtsrats verzichtet, besteht der Aufsichtsrat – 

sofern die Satzung nichts anderes regelt – aus 3 Personen (§ 36 Abs. 1 GenG). Die An-

zahl kann – was vorliegend zur repräsentativen Beteiligung der an der Interkommuna-

len Service-/Dienstleistungsgesellschaft beteiligten Kommunen sinnvoll wäre – in der 

Satzung erhöht werden.  

Bei der Besetzung des Aufsichtsrats sind die kommunalrechtlichen Vorgaben und et-

waige landesrechtliche Vorgaben (Frauenquote) zu beachten.  

 

Gründung der Genossenschaft 

Die Gründung der Genossenschaft erfolgt wie folgt:  

a) Unterzeichnung der Satzung 
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Nachdem sich die Gründungsgenossen auf die Fassung der Satzung geeinigt ha-

ben, wird die Satzung von den Gründungsgenossen (mindestens 3) unterzeichnet. 

Notarielle Beurkundung ist nicht erforderlich. 

Mit der Unterzeichnung der Satzung und vor Eintragung in das Genossenschafts-

register entsteht die noch nicht rechtsfähige Vor-Genossenschaft. Ähnlich zur Ka-

pitalgesellschaft haften die Mitglieder bis zu Eintragung im Genossenschaftsregis-

ter persönlich für Verbindlichkeiten der Genossenschaft. Mit Eintragung ins Ge-

nossenschaftsregister erlangt die Genossenschaft als juristische Person ihre 

Rechtsfähigkeit (§ 13 GenG). Ab diesem Zeitpunkt ist die Haftung der Genossen-

schaft auf ihr Vermögen beschränkt und eine Haftung der Genossen ausgeschlos-

sen (§ 2 GenG). 

b) Bestellung der Vorstandsmitglieder 

Die Vorstandsmitglieder werden bestellt (Schriftform). 

c) Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder 

Die Aufsichtsratsmitglieder werden bestellt (Schriftform) 

d) Anmeldung  

Die Genossenschaft wird sodann – über einen Notar (Beglaubigung) – beim Amts-

gericht zur Eintragung in das Genossenschaftsregister angemeldet.  

Der Anmeldung müssen beigefügt sein: 

 von mindestens drei Mitgliedern unterzeichnete Satzung 

 Abschrift der Urkunden zur Bestellung von Vorstand und ggf. Aufsichtsrat 

 Bescheinigung sowie gutachterliche Äußerung des Prüfungsverbands 

e) Eintragung 

Nach Prüfung durch das Amtsgericht wird die Genossenschaft in das Genossen-

schaftsregister eingetragen. Damit ist sie entstanden. 

Gründung lokaler Wohnungsbau- und/oder Entwicklungsgesellschaften 

Die Gründung der lokalen Wohnungsbau- und/oder Entwicklungsgesellschaften er-

folgt wie folgt:  

a) Bestellung des Geschäftsführers der GmbH 

Der/die Geschäftsführer der Komplementär-GmbH wird in der Gründungsurkunde 

bestellt.  

In der Kommanditgesellschaft ist eine Bestellung nicht erforderlich, weil der Kom-

plementär (also die Komplementär-GmbH) der gesetzlich vorgesehene Geschäfts-

führer ist.  

b) Gründung und Anmeldung zum Handelsregister 

Die GmbH wird in einer notariell zu beurkundenden Gründungsurkunde errichtet 

und unter Beifügung der Satzung zum Handelsregister angemeldet.  
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Die Gründung der Kommanditgesellschaft kann (muss aber nicht) notariell beur-

kundet werden; die Gesellschaft wird sodann (über einen Notar) beim Handelsre-

gister zur Eintragung angemeldet.  

c) Eintragung 

Nach Prüfung durch das Amtsgericht wird die GmbH in das Handelsregister ein-

getragen. Damit ist sie entstanden. 

Die Eintragung der Kommanditgesellschaft ist rein deklaratorisch, entsteht also 

unabhängig von ihrer Eintragung.  

 Beginn der operativen Tätigkeit 

 

Mit der Gründung der Interkommunalen Service-/Dienstleistungsgesellschaft als Ge-

nossenschaft sowie (sofern politisch gewollt) lokaler Wohnungsbau- und /oder Ent-

wicklungsgesellschaften kann die eigentliche operative Arbeit aufgenommen werden. 

Dies erfolgt mit der Beauftragung der Interkommunalen Service-/Dienstleistungsge-

sellschaft durch die Kommune selbst bzw. der lokaler Wohnungsbau- und/oder Ent-

wicklungsgesellschaften mithilfe eines Geschäftsbesorgungs- und/oder Treuhandver-

trages. In ihnen sind zu regeln:  

Geschäftsbesorgungsvertrag: (Kommune bleibt bzw. wird Eigentümer des Grund-

stücks) 

 Art und Umfang und Zeit der Dienstleistung 

 Gegenleistungen  

 Ggf. Zeitplanung 

 Ggf. eingesetztes Personal 

Treuhandvertrag: (Treuhänder erwirbt das Eigentum an Grundstücken als Treuhänder 

für die Kommune) 

 - Art und Inhalt des Treuhandauftrags 

 Angabe zum Treugut (welche(s) Grundstück(e) ist/sind erfasst; Inhalt des Treuhand-

auftrags) 

 Gegenleistung 

 ggf. zeitliche oder sonstige Vorgaben. 
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 Acht Projektkommunen in drei Landkreisen der Region Ostwestfalen-Lippe 

 

Am Prozess „Interkommunale Entwicklungsgesellschaft – Erarbeitung eines entschei-

dungsreifen Umsetzungsmodells“ in der Region Ostwestfalen-Lippe, deckungsgleich 

mit dem Regierungsbezirk Detmold, im Nordosten Nordrhein-Westfalens gelegen, 

sind insgesamt acht Kommunen (Projektkommunen) in drei Landkreisen beteiligt: 

 Kreis Lippe: Barntrup, Dörentrup, Extertal, Lage, Leopoldshöhe, Lügde,  

 Kreis Herford: Vlotho 

 Kreis Höxter: Warburg 

 

Im Folgenden erfolgt eine kompakte Charakterisierung der Projektkommunen hinsicht-

lich der Wohnungsmarktsituation und – mit Blick auf die potenzielle Tätigkeit einer 

Interkommunalen Entwicklungsgesellschaft – der lokalen städtebaulichen, stadtent-

wicklungs- und wohnungspolitischen Bedarfslage. Einführend erfolgt zunächst eine da-

tenbasierte Einordnung der Gruppe der Projektkommunen in den regionalen Kontext 

und im Vergleich zum Land Nordrhein-Westfalen. Daran schließen die kommunenspe-

zifischen Darstellungen an. Die Ergebnisse resultieren aus den Handlungskonzepten 

Wohnen der Kreise, aus Sekundärdaten von it.nrw und der NRW.Bank sowie den Ge-

sprächen mit den Projektkommunen. 

Überblick Projektkommunen insgesamt 

 Projektkommunen im Vergleich zur Region und zum Land 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In den beteiligten Projektkommunen lebten nach Angaben des Zensus am 15. Mai 

2022 130.658 Einwohner. Das entspricht rund 6,3 % aller in der Region lebenden Per-

sonen. 

Seit Zensus 2011 ist die Zahl der Einwohner in den Projektkommunen um durchschnitt-

lich 1,7 % (-2.201 Personen) zurückgegangen. Im Vergleich dazu war in der Region 

Ostwestfalen-Lippe (+1,7 %) und im Land Nordrhein-Westfalen (+2,0 %) ein Bevölke-

rungswachstum zu verzeichnen. 

Mit einem Anteil von 19,2 % an der Gesamtbevölkerung gibt es vergleichbar viele Kin-

der und Jugendliche (unter 19-Jährige) wie in der Region (18,7 %), gegenüber dem 

Landesdurchschnitt (17,9 %) ist dieser sogar höher. 

Demgegenüber ist der Anteil von Senioren (67 Jahre und älter) in den Projektkommu-

nen mit 20,0 % höher als in Ostwestfalen-Lippe insgesamt (18,9 %) und in Nordrhein-

Westfalen (19,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte ausgehend vom Basisjahr 

2020 einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 7,1 % bis 2040. Ausgehend von der 

Stabilisierung der Bevölkerungsentwicklung seit Beginn der Corona-Pandemie und im 

Zuge des stärkeren Flüchtlingszuzug seit 2022 dürfte diese Einschätzung mittlerweile 

positiver ausfallen. 
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 Tab. 1: Projektkommunen – demografische Rahmenbedingungen 

 

 

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 

  

 

Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

Innerhalb der Projektkommunen gab es 2022 37.185 sozialversicherungspflichtige Ar-

beitsplätze (4,2 % der Arbeitsplätze in der Region). Seit 2011 ist die Zahl der sozialver-

sicherungspflichtigen Arbeitsplätze um 4.132 gestiegen, was einem Zuwachs von 

12,5 % entspricht. Im Vergleich zur Region Ostwestfalen-Lippe (+21,8 %) und zum 

Land (+21,3 %) war der Anstieg jedoch deutlich geringer. 

Die Zahl der in den Projektkommunen lebenden Beschäftigten (sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigte am Wohnort) betrug 2022 53.446 Personen. Gegenüber 2011 lag 

der Zuwachs bei 6.983 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Wohnort bzw. 

15,0 %. Insofern ist in Relation zur Entwicklung der Arbeitsplätze ein stärkerer Bedeu-

tungsgewinn der Projektkommunen als Wohnstandort für Beschäftigte erkennbar.  

Die Beschäftigungsquote (Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 

Wohnort an allen Einwohnern zwischen 18 und 64 Jahren) ist in den Projektkommunen 

mit 69,9 % im Vergleich zur Region (68,2 %) und insbesondere zum Land (64,3 %) über-

durchschnittlich hoch. 

Insgesamt ist damit auch erkennbar, dass die Projektkommunen weniger Arbeitsplätze 

vorhalten als vor Ort sozialversicherungspflichtige Beschäftigte leben (Arbeitsplatz-

zentralität). Diese liegt für die Projektkommunen bei 0,70. Das bedeutet quantitativ 

gibt es für rund 70 % der Beschäftigten am Wohnort einen Arbeitsplatz vor Ort. Zum 

Vergleich: In der Region insgesamt (1,02) und im Land (1,01) ist eine deutlich höhere 

Arbeitsplatzzentralität zu verzeichnen. 

In der Folge pendeln vergleichsweise viele Personen zur Arbeit. Von den Beschäftigten 

am Wohnort haben 74,2 % einen Arbeitsplatz in einer anderen Stadt bzw. Gemeinde. 

Demgegenüber sind 62,8 % der Arbeitsplätze vor Ort von Personen besetzt, die außer-

halb der Projektkommunen leben. 

  

Nordrhein-

Westfalen

Ostwestfalen-

Lippe

Projekt-

kommunen
Indikatoren

17.890.489 2.062.686 130.658Einwohner 2022

D
e
m

o
g

ra
fi

e +2,0%+1,7%-1,7%Bevölkerungsentwicklung 2011-2022

17,9%18,7%19,2%Anteil unter 19-Jährige 2022

19,0%18,9%20,0%Anteil ab 67-Jährige 2022

-0,9%-1,7%-7,1%Bevölkerungsprognose 2020-2040 
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Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen28 an allen Einwoh-

nern liegt bei 7,2 % und damit niedriger als in der Region (9,0 %) und im Land (11,0 %). 

Demgegenüber ist in den Projektkommunen jedoch auch eine niedrigere durchschnitt-

lich Kaufkraft pro Haushalt (49.333 Euro) im Vergleich zu Ostwestfalen-Lippe (50.550 

Euro) und zum Land (49.930 Euro) zu verzeichnen. 

 Tab. 2: Projektkommunen – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

 

 

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Die acht Projektkommunen verfügen über einen Wohnungsbestand von 62.954 Ein-

heiten. Dieser ist zu einem bedeutenden Teil durch das Ein- und Zweifamilienhausseg-

ment (66,8 %) geprägt (Region: 53,7 %, NRW: 40,7 %). Damit einhergehend ist die 

Wohneigentumsquote (55,0 %) gegenüber den Vergleichsräumen Ostwestfalen-Lippe 

(46,5 %) und Nordrhein-Westfalen (38,6 %) überdurchschnittlich hoch. 

Bezogen auf das Mietwohnungsangebot in den Förderkommunen ist festzustellen, 

dass dieses überwiegend durch private Kleinvermieter geprägt wird (90,5 %) und damit 

deutlich stärker als in der Region (77,9 %) und im Land (69,5 %). Demgegenüber gibt 

es kaum Wohnungsbestände der öffentlichen Hand (0,3 %) oder von Wohnungsge-

nossenschaften (0,6 %). Der Anteil eher sozial orientierter Vermieter ist damit deutlich 

niedriger als in der Region (5,6 % bzw. 5,2 %) und im Land (5,9 % bzw. 6,1 %). Gleiches 

gilt für privatwirtschaftlich organisierte Akteure auf dem Mietwohnungsmarkt (Projekt-

kommunen: 8,6 %, Region: 11,2 %; NRW: 18,5 %). Der Anteil institutioneller Akteure 

auf den Wohnungsmärkten der Projektkommunen ist im Ergebnis relativ gering und 

damit auch das potenzielle Engagement in die Weiterentwicklung des Gebäudebestan-

des und in den Wohnungsneubau vor Ort. 

 
28 Leistungen der Mindestsicherungssysteme zur Sicherung des grundlegenden Lebensunterhaltes. Dazu zählen: 

  Regelleistungen nach SGB II (Arbeitslosengeld II, Grundsicherung für Arbeitslose, „Hartz IV/Bürgergeld“)  

 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (SGB XII) 

 Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen (SGB XII) 

 Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

Nordrhein-

Westfalen

Ostwestfalen-

Lippe

Projekt-

kommunen
Indikatoren

7.232.841 875.534 37.185 
Sv-pflichtig Beschäftigte                              

am Arbeitsort 2022
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+21,3%+21,8%+12,5%
Sv-pflichtig Beschäftigte                                    

am Arbeitsort 2011-2022

7.142.854 862.428 53.446 
Sv-pflichtig Beschäftigte                              

am Wohnort 2022

+21,6%+21,6%+15,0%
Sv-pflichtig Beschäftigte                             

am Wohnort 2011-2022

64,3%68,2%69,9%
Beschäftigtenquote (SvB am Wohnort                

an Personen im Erwerbsalter)

1,011,020,70Arbeitsplatzzentralität

11,0%9,0%7,2%
Mindestsicherungsquote 2022                        

(Anteil der Personen)

49.930 50.547 49.333 Kaufkraft je Haushalt 2022
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Weiterhin verfügen die Projektkommunen mit einem Anteil von 3,4 % über ein ver-

gleichsweise kleines Angebot an öffentlich geförderten Mietwohnungen. Dieser liegt 

in der Region Ostwestfalen-Lippe (4,1 %) und im Land (4,8 %) etwas höher. 

Einhergehend mit der längerfristig schwächeren Nachfrageentwicklung befindet sich 

der Wohnungsleerstand mit 5,0 % auf einem höheren Niveau als Region (3,9 %) und 

Land (3,4 %). Zur Einordnung: Für die Funktionsfähigkeit des Wohnungsmarktes wird 

eine Fluktuationsreserve zwischen 2,0 % und 4,0 % des Wohnungsbestandes benötigt. 

Die Neubautätigkeit in den Projektkommunen bewegte sich in den letzten elf Jahren 

auf einem eher moderaten Niveau. Zwischen 2011 und 2022 wurden durchschnittlich 

1,59 Wohnungen je 1.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt. Demgegenüber lag die 

Neubauintensität in der Region Ostwestfalen-Lippe mit 2,48 Wohneinheiten je 1.000 

Einwohnern pro Jahr deutlich höher, gleiches gilt auch für Nordrhein-Westfalen insge-

samt (2,22 WE je 1.000 EW p. a.). 

 Tab. 3: Projektkommunen – Charakteristika des Wohnungsmarktes 

 

 

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 
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Stadt Barntrup 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Stadt Barntrup liegt im östlichen Teil des Kreises Lippe in relativer Distanz zu den 

größeren Städten der Region.  

Die Distanzen mit dem Pkw zu regionalen Arbeitsmarktzentren sind vergleichsweise 

groß. Durch die Lage an der B 1 bzw. B 66 ist die Erreichbarkeit jedoch besser als bei 

den anderen Kommunen im Osten des Kreises Lippe. Eine Bahnanbindung besteht nicht 

(Stilllegung in den 1980er Jahren). Barntrup profitiert jedoch von der Nähe zu und die 

Anbindung an Blomberg, wo ein breites und attraktives Arbeitsplatzangebot (u. a. Phoe-

nix Contact mit ca. 6.000 Beschäftigten) vorgehalten wird.  

Die Stadt ist mit 145 Einwohnern pro km² vergleichsweis dünn besiedelt und weist eine 

kleinteilige Siedlungsstruktur auf. Diese gliedert sich in 5 Ortsteile (Selbeck, Sommersell, 

Sonneborn, Alverdissen und den Kernort Barntrup). 

Der Kernort Barntrup bildet den räumlichen Einwohnerschwerpunkt (63 % der Bevölke-

rung) sowie das Zentrum der Stadt. Insbesondere für die Kernstadt besteht eine gute 

zielgruppenbezogenen Versorgungssituation mit Infrastruktur. In den kleineren Ortstei-

len ist das Angebot geringer. Mit dem ansässigen Gymnasium, Kurklinik und Fachärzten 

hat Barntrup auch eine überörtliche infrastrukturelle Bedeutung.  

Der historische Ortskern weist ein für die Region typisches Dreistraßensystem (Obere, 

Mittel und Untere Straße) auf.  

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Barntrup lebten am 15. Mai 2022 8.459 Einwohner, das sind rund 6,5 % aller Bewohner 

der Projektkommunen. 

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner in von Barntrup um 6,4 % (-583 Personen) und 

damit stärker als in den Projektkommunen (-1,7 %) insgesamt zurückgegangen 

18,4 % der Bevölkerung in Barntrup sind jünger als 19 Jahre. Der Anteil von Kindern 

und Jugendlichen ist damit etwas unterhalb des Niveaus der Projektkommunen 

(19,2 %). Der Anteil von Senioren (67 Jahre und älter) in Barntrup ist mit 20,7 % leicht 

höher als in den Projektkommunen insgesamt (20,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte ausgehend vom Basisjahr 

2020 einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 7,7 % bis 2040. Die Bevölkerungsvo-

rausberechnung fällt somit etwas negativer aus als in den Projektkommunen (-7,1 %) 

insgesamt. 
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 Tab. 4: Barntrup – demografische Rahmenbedingungen 

  

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 

  

 

Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Barntrup gab es 2022 2.400 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (6,4 % der 

Arbeitsplätze in den Projektkommunen). Seit 2011 ist die Zahl der sozialversicherungs-

pflichtigen Arbeitsplätze um knapp 200 gestiegen, was einem Zuwachs von 9,0 % ent-

spricht. Das Wachstum der Zahl der Arbeitsplätze fiel somit geringer aus als in den 

Projektkommunen insgesamt (+12,5 %). 

 

Die Zahl der in Barntrup lebenden Beschäftigten betrug 2022 3.550 Personen. Im Ver-

gleich zu 2011 lag der Zuwachs bei 450 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 

Wohnort bzw. bei 14,6 %. Somit ist auch für Barntrup eher eine höhere Bedeutung als 

Wohnstandort Beschäftigter festzustellen. Im Vergleich zu den Projektkommunen fällt 

die Entwicklung der Beschäftigten am Wohnort etwas geringer aus (15,0 %). 

Die Beschäftigungsquote liegt 2022 bei 70,1 % und somit leicht über dem Durchschnitt 

(69,9 %). Ferner ist somit auch für Barntrup (0,67) eine geringe Arbeitsplatzzentralität, 

etwa auf dem Niveau der Projektkommunen (0,70) gegeben.  

Dementsprechend ist die Zahl der Berufspendler hoch. Von den Beschäftigten am 

Wohnort haben 79,4 % einen Arbeitsplatz in einer anderen Stadt bzw. Gemeinde. Dem-

gegenüber sind 69,4 % der Arbeitsplätze von Personen besetzt, die außerhalb von 

Barntrup wohnen. 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt bei 9,3 % und damit in Bezug zu den Projektkommunen (7,2 %) am höchsten. Die 

durchschnittliche Kaufkraft pro Haushalt (49.050 Euro) liegt leicht unterhalb der Kauf-

kraft der Projektkommunen (49.330 Euro). 
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 Tab. 5: Barntrup – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

  

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Die Stadt Barntrup verfügt über einen Wohnungsbestand von 4.138 Einheiten. Dieser 

ist zu einem bedeutenden Teil durch das Ein- und Zweifamilienhaussegment (66,8 %) 

geprägt (Projektkommunen: 66,8 %). Die Wohneigentumsquote (52,3 %) ist gegenüber 

den Projektkommunen insgesamt (55,0 %) etwas geringer. 

Der Mietwohnungsmarkt wird auch in Barntrup durch private Kleinvermieter bestimmt 

(91,5 %). Der Anteil fällt im Vergleich zu den Projektkommunen insgesamt (90,5 %) 

leicht überdurchschnittlich aus. Demgegenüber befinden sich keine Wohnungsbestän-

den in öffentlicher Hand (0,0 %) und nur 0,2 % sind im Besitz von Wohnungsgenossen-

schaften. Der Anteil eher sozial orientierter Vermieter ist damit deutlich geringer als in 

den Projektkommunen (0,3 % bzw. 0,6 %). Privatwirtschaftlich organisierte Akteure ma-

chen 8,3 % des Barntrupper Mietwohnungsmarkts aus und besitzen damit anteilig we-

niger Mietwohnungen als in den Projektkommunen insgesamt (8,6 %). Der Anteil insti-

tutioneller Akteure auf dem Mietwohnungsmarkt in Barntrup ist im Ergebnis geringer 

als in den anderen Projektkommunen. 

Barntrup verfügt mit einem Anteil von 2,4 % über ein vergleichsweise kleines Angebot 

an öffentlich geförderten Mietwohnungen (Projektkommunen (3,4 %).  

Einhergehend mit der längeren eher schwachen Nachfrageentwicklung befindet sich 

der Wohnungsleerstand mit 5,1 % auf einem ähnlichen Niveau wie die Projektkommu-

nen insgesamt (5,0 %). 

Die Neubautätigkeit in Barntrup bewegte sich in den letzten elf Jahren auf einem sehr 

niedrigen Niveau. Zwischen 2011 und 2022 wurden durchschnittlich 0,65 Wohnungen 

je 1.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt. In den Projektkommunen insgesamt waren 

es mit 1,59 Wohneinheiten je 1.000 Einwohnern pro Jahr mehr als doppelt so viele.  
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1,020,700,67Arbeitsplatzzentralität
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(Anteil der Personen)

50.547 49.333 49.048 Kaufkraft je Haushalt 2022
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Die Mieten für Bestandswohnungen liegen mit durchschnittlich 5,21 Euro/m2 nettokalt 

auf einem niedrigen Niveau. Für neuerrichtete Miet- sowie für Eigentumswohnungen 

im Neubau gibt es kaum Angebote und damit keine Angaben. Bestandseigenheime 

werden in Barntrup durchschnittlich für 195.000 Euro veräußert. 

 Tab. 6: Barntrup – Charakteristika des Wohnungsmarktes 

  

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Handlungskonzeptes 

Wohnen, des Gespräches mit der Stadt und den Datenanalysen festgehalten werden: 

 Es gibt eine Reihe von Immobilien in einem schlechten Erhaltungszustand mit Sa-

nierungs- und Modernisierungsbedarfen, die sich in Schlüssellagen befinden und 

städtebauliche Missstände darstellen. Diesbezüglich werden zielgerichtete Auf-

wertungsimpulse benötigt, um den Ortskern zu stärken und einer negativen Ent-

wicklung entgegenzuwirken. 

 Über Wohn- und Geschäftshäuser hinaus gibt es eine Reihe von Industriebrachen, 

die einer Reaktivierung bedürfen. 

 Die Wohnungsnachfrage kann in qualitativer Hinsicht nicht gedeckt werden. Dies 

bezieht sich auf zeitgemäße, qualitätvolle Wohnungen im Geschosswohnungsbau 

(u. a. für Senioren und Starterhaushalte). Ferner besteht ein Bedarf an kleinen und 

bezahlbaren (öffentlich geförderten) Wohnungen sowie spezifischen Wohnraum-

angeboten für Senioren (barrierearm/-frei). 

 Letztere sollen auch als ein Alternativangebot für Senioren darstellen, die aktuell 

ein Einfamilienhaus bewohnen und sich einen Umzug wünschen. Damit soll auch 

der Generationenwechsel in älteren Ein- und Zweifamilienhausgebieten unter-

stützt werden und damit Wohnraum für Familien aktiviert. 
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Gemeinde Dörentrup 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Gemeinde Dörentrup befindet sich im östlichen Teil des Kreises Lippe und ist hin-

sichtlich der Einwohnerzahl die kleinste Kommune des Kreises. Das Gemeindegebiet ist 

mit 154 Einwohnern pro km² dünn besiedelt.  

Durch das Gemeindegebiet führt die B 66 in Richtung Lemgo. Die Stadt liegt ca. 8 km 

bzw. 10 Minuten mit dem Pkw westlich von Dörentrup. Die Erreichbarkeit in Bezug auf 

größere Versorgungs- und Arbeitsmarktzentren ist vergleichsweise gut. Eine Bahnstre-

cke ist vorhanden, die jedoch im Wesentlichen im Sommer für touristische Zwecke ge-

nutzt wird. 

Dörentrup weist eine kleinteilige Siedlungsstruktur mit insgesamt fünf ländlich gepräg-

ten Ortsteilen auf: Bega mit Sibbentrup, Hillentrup mit Dörentrup, Spork und Krubberg, 

Humfeld, Schwelentrup und Wendlinghausen. 

Einen „klassischen“ Ortskern gibt es in der Gemeinde nicht. Im Bereich Hamelner-

straße/Lemgoer Straße bzw. Mittelstraße/Hauptstraße konzentrieren sich jedoch di-

verse Versorgungsangebote (u. a. Supermärkte, Tankstelle, Bürgerhaus, Polizeit, Ärzte, 

Zahnarzt, Apotheke. Kita, Freibad, Schule, Rathaus). Insbesondere für diesen Bereich 

des Gemeindegebiets ist eine gute infrastrukturelle Versorgung für unterschiedlichen 

Zielgruppen gegeben. 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Dörentrup lebten am 15. Mai 2022 7.509 Einwohner, das sind rund 5,7 % Bewohner 

der Projektkommunen.  

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner in Dörentrup um 8,7 % (-720 Personen) und damit 

in den Projektkommunen (-1,7 %) am stärksten zurückgegangen.  

Der Anteil unter 19-Jähriger an der Gesamtbevölkerung ist mit 17,5 % niedriger als in 

den Projektkommunen (19,2 %). Demgegenüber ist der Anteil von Senioren (67 Jahre 

und älter) in Dörentrup mit 20,0 % der Gleiche wie in den Projektkommunen insgesamt 

(20,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte zwischen 2020 und 2040 ei-

nen Rückgang der Zahl der Einwohner um 4,7 %. Die Bevölkerungsvorausberechnung 

fiel für Dörentrup in Bezug zu allen Projektkommunen am moderatesten aus (insge-

samt -7,1 %). 
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 Tab. 7: Dörentrup – demografische Rahmenbedingungen 

  

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 

  

 

Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Dörentrup gab es 2022 2.330 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (6,3 % der 

Arbeitsplätze in den Projektkommunen). Seit 2011 ist die Zahl der sozialversicherungs-

pflichtigen Arbeitsplätze um 1.030 gestiegen, was einem Zuwachs von 78,9 % ent-

spricht (Projektkommunen +12,5 %). Damit verzeichnet die Kommune den mit Abstand 

stärksten Anstieg. 

Die Zahl der in den Dörentrup lebenden Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Be-

schäftigte am Wohnort) betrug 2022 3.270 Personen. Gegenüber 2011 lag der Zuwachs 

bei 250 Personen bzw. 8,3 % und damit niedriger als in den Projektkommunen (15,0 %). 

Ferner ist festzustellen, dass sich die zusätzlichen Arbeitsplätze nur in geringem Um-

fang in der Demografie und Nachfrageentwicklung vor Ort niedergeschlagen haben.  

Die Beschäftigungsquote (Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 

Wohnort an allen Einwohnern zwischen 18 und 64 Jahren) liegt 2022 bei 71,0 %. Im 

Vergleich zu den Projektkommunen insgesamt (69,9 %) ist diese überdurchschnittlich. 

Die Arbeitsplatzzentralität liegt mit 0,71 etwa auf dem Niveau der Projektkommunen 

insgesamt (0,70). Im Zusammenhang mit den zusätzlichen Arbeitsplätzen vor Ort ist 

jedoch eine sehr positive Entwicklung erkennbar. 2011 lag dieser Wert noch bei 0,43 

(Projektkommunen 0,71). 

Die Auspendlerquote bewegt sich bei 82,3 % bezogen auf die Beschäftigten am Woh-

nort Dörentrup. Demgegenüber sind 75,0 % der Arbeitsplätze vor Ort von Personen 

besetzt, die außerhalb von Dörentrup leben. Die Auspendler- und die Einpendlerquote 

sind für Dörentrup nach Leopoldshöhe die zweit höchsten der Projektkommunen 

(62,8 % bzw. 74,2 %). 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt bei 6,3 % und damit in Relation zu den Projektkommunen (7,2 %) auf niedrigem 

Niveau. Demgegenüber ist in Dörentrup eine unterdurchschnittliche Kaufkraft je Haus-

halt (48.380 Euro) im Vergleich zu den Projektkommunen (49.330 Euro) zu verzeichnen. 
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 Tab. 8: Dörentrup – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

  

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Dörentrup verfügt über einen Wohnungsbestand von 3.681 Einheiten. Der Anteil von 

Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern am Wohnungsbestand ist mit 74,8 % mit 

Abstand der höchste in den acht Projektkommunen (66,8 %). Damit einhergehend ist 

die Wohneigentumsquote (60,7 %) gegenüber den Projektkommunen (insgesamt: 

55,0 %) die höchste. 

Bezogen auf das Mietwohnungsangebot in Dörentrup ist festzustellen, dass dieses fast 

ausschließlich durch private Kleinvermieter bedient wird (94,0 %). Der Anteil privater 

Kleinvermieter fällt in der Gruppe der Projektkommunen (90,5 %) am dritt höchsten 

aus. Der Anteil institutioneller Vermieter bewegt sich bei 1,5 % (Projektkommunen 

0,9 %). In Dörentrup befindet sich keine Wohnungen in genossenschaftlichem Besitz. 

Mit einem Anteil von 1,3 % verfügt Dörentrup zusammen mit Leopoldshöhe über das 

kleinste Angebot an öffentlich geförderten Mietwohnungen innerhalb der Projektkom-

munen (insgesamt: 3,4 %). 

Der Wohnungsleerstand bewegt sich mit 5,1 % auf einem ähnlichen Niveau wie in den 

Projektkommunen insgesamt (5,0 %).  

Die Neubauintensität war in Dörentrup mit durchschnittlich 0,83 Wohnungen je 1.000 

Einwohnern und Jahr in den letzten elf Jahren (2011 bis 2022) deutlich niedriger als in 

den beteiligten Kommunen (1,59 WE je 1.000 EW p. a.). 

Das Mietniveau für Bestandswohnungen liegt mit 5,29 Euro/m2 auf einem sehr mode-

raten Niveau. Angebote für neue Mietwohnungen und Eigentumswohnungen gibt es 

kaum. Mit durchschnittlich 229.000 Euro bewegt sich das Kaufpreisniveau für Bestands-

einfamilienhäuser im Mittelfeld der acht Projektkommunen. 
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 Tab. 9: Dörentrup – Charakteristika des Wohnungsmarktes 

  

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Handlungskonzeptes 

Wohnen, des Gespräches mit der Gemeinde und den Datenanalysen festgehalten wer-

den: 

 In Dörentrup befinden sich vorherrschend ältere Siedlungsstrukturen aus den 

1950er und 1960er Jahren – d. h. Gebäude mit erhöhtem Sanierungs- und Moder-

nisierungsbedarf – Tendenz eher steigend, z. T. fehlende Nachnutzungsperspek-

tive aufgrund für heutige Standards zu großen Grundstücks- und Wohnflächen. 

Insgesamt gibt es jedoch kein Überangebot an Wohnraum. 

 Attraktive Mietwohnungen mit einem guten Standard, u. a. für Paare. Familien, 

Singles und Senioren, fehlen. Ferner besteht ein Bedarf an kleinen und bezahlba-

ren (öffentlich geförderten) Wohnungen sowie spezifischen Wohnraumangeboten 

für Senioren (barrierearm/-frei). 

 Letztere sollen auch ein Alternativangebot für Senioren darstellen, die aktuell ein 

Einfamilienhaus bewohnen und sich einen Umzug wünschen. Damit soll auch der 

Generationenwechsel in älteren Ein- und Zweifamilienhausgebieten unterstützt 

und Wohnraum für Familien aktiviert werden. 
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Zweifamilienhäusern 2022
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77,9%90,5%94,0%Anteil privater Kleinvermieter 
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Bestandswohnung (in €/m2 nettokalt)

---Miete Neubau (in €/m2 nettokalt)

---
Kaufpreis Eigentumswohnung

Bestand (in €/m2)

--229.000 Kaufpreis Eigenheime Bestand (in €)
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Gemeinde Extertal 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Gemeinde Extertal befindet sich im Osten des Kreises Lippe unmittelbar an der 

Grenze zu Niedersachsen. In Bezug auf größere Versorgungs- und Arbeitsmarktzentren 

liegt Extertal peripher. Eine Bundesstraßen- oder Autobahnanbindung besteht nicht. 

Die Extertalbahn wurde für den regulären Personenverkehr stillgelegt. 

Die Gemeinde ist sehr kleinteilig strukturiert und entstand aus zwölf ehemals selbst-

ständigen Gemeinden im Einzugsgebiet der Exter: Almena, Asmissen, Bösingfed, 

Bremke, Göstrup, Kükenbruch, Laßbruch, Meierberg, Nalhof, Rott, Schönhagen und Si-

lixen. Bösingfeld ist der Hauptort der Gemeinde (36 % der Einwohner). Die Einwohner-

dichte liegt bei 119 Personen pro km². Bezogen auf den Kernort besteht eine gute 

infrastrukturelle Versorgungssituation. Bösingfeld verfügt über einen historischen Orts-

kern mit einem regionaltypischen Dreistraßensystem (Süd-, Mittel-, Nordstraße). 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Extertal lebten am 15. Mai 2022 11.332 Einwohner, das sind rund 8,7 % Bewohner der 

acht Projektkommunen. 

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner in Extertal um 4,4 % (-522 Personen) und damit 

stärker als in den Projektkommunen (1,7 %) insgesamt zurückgegangen.  

Der Anteil von Kindern und Jugendlichen (unter 19 Jahre alt) an der Bevölkerung war 

mit 17,6 % niedriger als in den Projektkommunen (19,2 %). Demgegenüber lag der An-

teil von Senioren (67 Jahre und älter) in Extertal mit 21,5 % innerhalb der Gruppe der 

Projektkommunen (insgesamt: 20,0%) am höchsten. 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte ausgehend vom Basisjahr 

2020 einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 10,3 % bis 2040. Die Bevölkerungs-

vorausberechnung fiel somit für Extertal besonders negativ aus (Projektkommunen -

7,1 %).  

 Tab. 10: Extertal – demografische Rahmenbedingungen  

  

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 
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18,7%19,2%17,6%Anteil unter 19-Jährige 2022

18,9%20,0%21,5%Anteil ab 67-Jährige 2022

-1,7%-7,1%-10,3%Bevölkerungsprognose 2020-2040 
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Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Extertal gab es 2022 3.020 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (8,1 % der Ar-

beitsplätze in den Projektkommunen). Seit 2011 ist die Zahl der sozialversicherungs-

pflichtigen Arbeitsplätze um 20 gestiegen, was einem Zuwachs von 0,7 % entspricht. 

Die Zunahme der am Arbeitsort Beschäftigten fiel im Vergleich zu den Projektkommu-

nen (+12,5 %) am geringsten aus. 

Die Zahl der in den Extertal lebenden Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Be-

schäftigte am Wohnort) betrug 2022 4.660 Personen. Gegenüber 2011 lag der Zuwachs 

bei 420 Personen bzw. 10,0 %. Im Vergleich zu den Projektkommunen fällt die Entwick-

lung der Beschäftigten am Wohnort deutlich geringer aus (15,0 %). 

Die Beschäftigungsquote (Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 

Wohnort an allen Einwohnern zwischen 18 und 64 Jahren) liegt 2022 bei 72,9 % und ist 

die höchste der Projektkommunen (insgesamt: 69,9 %). 

Die Arbeitsplatzzentralität von Extertal liegt bei 0,65. Das bedeutet für rund 65 % der 

Beschäftigten am Wohnort gibt es einen Arbeitsplatz vor Ort. Dieser Wert bewegt sich 

leicht unter dem Durchschnitt der Projektkommunen (0,70). 

Die Ein- und Auspendlerquoten (56,4 % bzw. 71,8 %) Extertals bewegten sich unterhalb 

des Durchschnitts der Projektkommunen (62,8 % bzw. 74,2 %). 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt bei 8,0 % und damit in Bezug zu den Projektkommunen (7,2 %) etwas über dem 

Durchschnitt. Darüber hinaus ist für Extertal eine unterdurchschnittliche Kaufkraft pro 

Haushalt (48.320 Euro) im Vergleich zu den Projektkommunen (49.330 Euro) zu ver-

zeichnen. 

 Tab. 11: Extertal – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen  

  

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 
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+21,8%+12,5%+0,7%
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am Arbeitsort 2011-2022

862.428 53.446 4.661 
Sv-pflichtig Beschäftigte                              

am Wohnort 2022

+21,6%+15,0%+10,0%
Sv-pflichtig Beschäftigte                             

am Wohnort 2011-2022

68,2%69,9%72,9%
Beschäftigtenquote (SvB am Wohnort                

an Personen im Erwerbsalter)

1,020,700,65Arbeitsplatzzentralität

9,0%7,2%8,0%
Mindestsicherungsquote 2022                        

(Anteil der Personen)

50.547 49.333 48.318 Kaufkraft je Haushalt 2022
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Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Die Gemeinde Extertal verfügte 2022 über einen Wohnungsbestand von 5.860 Einhei-

ten. Dieser wird überdurchschnittlich stark durch das Ein- und Zweifamilienhausseg-

ment (69,6 %) geprägt (Projektkommunen: 66,8 %). Die Wohneigentumsquote (54,0 %) 

Extertals liegt dennoch unterhalb der Quote der Projektkommunen (55,0 %). 

Das lokale Mietwohnungsangebot wird im Wesentlichen durch private Kleinvermieter 

geprägt (97,3 %). Extertal weist im Vergleich zu den Projektkommunen (90,5 %) den 

höchsten Anteil privater Kleinvermieter am Mietwohnungsangebot auf. Die Stadt ver-

fügt über keine kommunalen Wohnungen. Der Anteil genossenschaftlicher Wohnun-

gen (0,1 %) ist sehr gering (Projektkommunen 0,6 %). Privatwirtschaftlich organisierte 

Akteure machen 2,6 % des Mietwohnungsmarkts in Extertal aus und besitzen anteilig 

die wenigsten Mietwohnungen in der Gruppe der Projektkommunen (8,6 %). 

Rund 3,5 % des Wohnungsbestandes in Extertal sind öffentlich geförderte Mietwoh-

nungen. Dieser Wert bewegt sich leicht oberhalb des Anteils der Projektkommunen 

(3,4 %). 

Einhergehend mit der längerfristig schwächeren demografischen Entwicklung befindet 

sich der Wohnungsleerstand mit 6,0 % auf dem zweit höchsten Niveau der Projekt-

kommunen (insgesamt: 5,0 %).  

Damit korrelierend war auch die Neubautätigkeit in Extertal zurückhaltend. Zwischen 

2011 und 2022 wurden durchschnittlich 0,83 Wohnungen je 1.000 Einwohner und Jahr 

fertiggestellt. Die Neubauintensität in den Projektkommunen war mit 1,59 Wohnein-

heiten je 1.000 Einwohnern und Jahr fast doppelt so hoch. 

Das Mietniveau für wiedervermietete Bestandswohnungen ist mit 5,00 Euro/m2 netto-

kalt das niedrigste aller beteiligten Kommunen. Bestandseinfamilienhäuser werden für 

durchschnittlich 194.500 Euro veräußert. Das Angebot an neuen Mietwohnungen sowie 

an Eigentumswohnungen ist gering.  
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 Tab. 12: Extertal – Charakteristika des Wohnungsmarktes  

  

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Handlungskonzeptes 

Wohnen, des Gespräches mit der Stadt und den Datenanalysen festgehalten werden: 

 Im Ortskern von Bösingfeld befinden sich Problemimmobilien und sanierungsbe-

dürftige Häuser, u. a. stehen viele Ladenlokale leer. Es ist insgesamt ein deutlicher 

Investitionsstau bei Immobilien erkennbar. Der Fokus liegt auf dem Kernort, die 

Ortsteile sind weniger betroffen. 

 Es fehlt an zeitgemäßen und ggf. höherwertigem Mietwohnungen insbesondere 

für kleine Haushalte und Familien sowie an barrierefreien Wohnungen für Senio-

ren. 
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77,9%90,5%97,3%Anteil privater Kleinvermieter 

4,1%3,4%3,5%Quote geförderter Mietwohnungen
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2,481,590,83
Neubau (fertiggestellte                                          

WE je 1.000 EW p. a. 2011-2022

--5,00
Miete Wiedervermietung 

Bestandswohnung (in €/m2 nettokalt)

---Miete Neubau (in €/m2 nettokalt)

---
Kaufpreis Eigentumswohnung

Bestand (in €/m2)

--194.500 Kaufpreis Eigenheime Bestand (in €)
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Stadt Lage 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Stadt Lage befindet sich im westlichen Teil des Kreises Lippe und damit räumlich 

in unmittelbarer Nähe zu den größeren Zentren der Region (Lemgo im Nordosten, 

Detmold im Südwesten und Bad Salzuflen im Norden). Das Zentrum von Bielefeld be-

findet sich ca. 20 km westlich von Lage. 

Zudem ist Lage verkehrsgünstig gelegen. Die B 66 und B 239 queren das Stadtgebiet. 

Der Bahnhof Lage bietet Anschluss an RB- und RE-Verbindungen, u. a. nach Herford, 

Detmold, Paderborn, Bielefeld und Lemgo. Die räumliche Lage und die Anbindung be-

dingen, dass die Stadt als Wohnstandort für Pendelnde in Richtung der größeren Ar-

beitsmarktzentren attraktiv ist. Die Stadt ist in 15 überwiegend ländlich geprägte Ort-

steile gegliedert (i. d. R. bis zu 3.000 Einwohner). In der Kernstadt von Lage leben ca. 

35 % der Einwohner. Vor allem hier gibt es für unterschiedliche Zielgruppen eine sehr 

gute Versorgungssituation mit Infrastruktur. 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Lage lebten am 15. Mai 2022 35.048 Einwohner, das sind rund 26,8 % Bewohner der 

Projektkommunen. Lage ist somit hinsichtlich der Einwohnerzahl die größte der acht 

Projektkommunen.  

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner von Lage um 0,6 % (+660 Personen) gewachsen. 

Lage ist eine von zwei Projektkommunen, in der die Bevölkerungsentwicklung zwischen 

2011 und 2022 positiv verlief (Durchschnitt der Projektkommunen: -1,7 %).  

Der Anteil der Einwohner, die jünger als 19 Jahre alt sind, ist mit 21,9 % im Vergleich 

der Projektkommunen (19,2 %) am höchsten. Der Anteil von Senioren (67 Jahre und 

älter) ist demgegenüber in Lage mit 18,9 % der niedrigste innerhalb der Projektkom-

munen (20,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte ausgehend vom Basisjahr 

2020 einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 5,8 % bis 2040. Die Bevölkerungsvo-

rausberechnung fiel für Lage im Vergleich zu allen Projektkommunen etwas optimisti-

scher aus (-7,1 %). 

 Tab. 13: Lage – demografische Rahmenbedingungen 

  

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 
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-1,7%-7,1%-5,8%Bevölkerungsprognose 2020-2040 
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Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Lage gab es 2022 7.460 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (20,1 % der Ar-

beitsplätze in den Projektkommunen). Lage stellt somit den zweitgrößten Arbeitsmarkt 

innerhalb der Projektkommunen. Seit 2011 ist die Zahl der sozialversicherungspflichti-

gen Arbeitsplätze um 1.560 gestiegen, was einem Zuwachs von 26,4 % entspricht. Der 

relative Anstieg war somit mehr als doppelt so hoch wie in den Projektkommunen ins-

gesamt (12,5 %). 

Die Zahl der in Lage lebenden Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte 

am Wohnort) betrug 2022 13.740 Personen. Gegenüber 2011 lag der Zuwachs bei 

1.880 Personen bzw. bei 15,8 %. Im Vergleich zu den Projektkommunen (15,0 %) fällt 

auch das Wachstum der Zahl der Beschäftigten am Wohnort überdurchschnittlich aus. 

Die Beschäftigungsquote liegt 2022 bei 68,3 % und damit etwas unterhalb des Durch-

schnitts der acht Kommunen (69,9 %). 

Insgesamt ist damit auch erkennbar, dass es in Lage deutlich weniger Arbeitsplätze gibt 

als vor Ort sozialversicherungspflichtige Beschäftigte leben (Arbeitsplatzzentralität). 

Ursächlich ist unter anderem der starke Arbeitsmarktbezug zu Detmold, Lemgo und 

Bielefeld infolge der räumlichen Nähe. Die Arbeitsplatzzentralität liegt bei 0,54. Das 

bedeutet für etwa die Hälfte (54 %) der Beschäftigten am Wohnort gibt es einen Ar-

beitsplatz vor Ort (Projektkommunen 0,70). 

Damit einhergehend pendeln viele Personen zur Arbeit. Von den in Lage wohnenden 

Beschäftigten pendeln 79,5 % zur Arbeit in eine andere Stadt oder Gemeinde. Demge-

genüber sind 62,2 % der Arbeitsplätze von Personen besetzt, die außerhalb von Lage 

leben. Die Auspendler- sowie die Einpendlerquote liegen für Lage höher als in den 

Projektkommunen insgesamt (74,2 % bzw. 62,8 %). 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt bei 8,7 % und damit in Bezug zu den Projektkommunen (7,2 %) höher. Die durch-

schnittliche Kaufkraft pro Haushalt (47.300 Euro) ist im Vergleich zu den Projektkom-

munen (49.330 Euro) geringer. 

  



 

 Anlage: Ausgangs- und Bedarfslage der Projektkommunen 

 

106 

 Tab. 14: Lage – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

  

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Die Stadt Lage verfügt über einen Wohnungsbestand von 16.299 Einheiten. Dieser ist 

zu einem hohen Anteil durch das Ein- und Zweifamilienhaussegment (61,1 %) geprägt 

(Projektkommunen: 66,8 %). Lage weist somit den höchsten Anteil von Wohnraum im 

Geschosswohnungsbau auf. Damit einhergehend ist auch die Wohneigentumsquote 

(51,3 %) gegenüber den Projektkommunen (insgesamt: 52,0 %) am niedrigsten. 

Das Mietwohnungsangebot in Lage ist zum größten Teil durch private Kleinvermieter 

geprägt (86,1 %). Der Anteil privater Kleinvermieter fällt in Lage am geringsten aus 

(Projektkommunen: 90,5 %). Parallel dazu gibt es sehr wenig Mietwohnraum in kom-

munaler Hand oder in genossenschaftlichem Eigentum (zusammen 0,5 %). Der Anteil 

eher sozial orientierter Vermieter ist damit in Lage noch geringer als in den Projekt-

kommunen insgesamt (0,9 %). Privatwirtschaftlich organisierte Akteure machen 13,4 % 

des Mietwohnungsmarkts in Lage aus. Das ist der höchste Wert in den acht betrachte-

ten Kommunen (Durchschnitt 8,6 %). 

Lage verfügt mit einem Anteil von 6,7 % über das größte Angebot an öffentlich geför-

derten Mietwohnungen innerhalb der Projektkommunen (3,4 %). Der Wohnungsleer-

stand bewegt sich mit 5,1 % auf einem durchschnittlichen Niveau (Projektkommunen 

5,0 %). 

Die Neubautätigkeit bewegte sich in Lage in den letzten elf Jahren auf einem über-

durchschnittlich hohen Niveau. Zwischen 2011 und 2022 wurden durchschnittlich 1,62 

Wohnungen je 1.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt. Demgegenüber lag die Neu-

bauintensität in den Projektkommunen bei 1,59 Wohneinheiten je 1.000 Einwohnern 

pro Jahr. 
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+21,8%+12,5%+26,4%
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am Arbeitsort 2011-2022

862.428 53.446 13.743 
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am Wohnort 2022

+21,6%+15,0%+15,8%
Sv-pflichtig Beschäftigte                             

am Wohnort 2011-2022

68,2%69,9%68,3%
Beschäftigtenquote (SvB am Wohnort                

an Personen im Erwerbsalter)

1,020,700,54Arbeitsplatzzentralität

9,0%7,2%8,7%
Mindestsicherungsquote 2022                        

(Anteil der Personen)

50.547 49.333 47.296 Kaufkraft je Haushalt 2022
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In Lage werden Bestandswohnungen für 6,40 Euro/m2 nettokalt wiedervermietet. Lage 

verzeichnet damit die zweit höchste Miete der betrachteten Kommunen in diesem Seg-

ment. Im Neubau werden Nettokaltmieten von durchschnittlich 9,56 Euro/m2 realisiert. 

Eigentumswohnungen im Bestand kosten in Lage 1.820 Euro/m2, was ebenfalls dem 

zweit höchsten Preis der Projektkommunen mit Angaben entspricht. Auch die Bestand-

seigenheime sind in Lage mit 350.000 Euro deutlich teurer als in den meisten Projekt-

kommunen (abgesehen von Leopoldshöhe). 

 Tab. 15: Lage – Charakteristika des Wohnungsmarktes 

  

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Handlungskonzeptes 

Wohnen, des Gespräches mit der Stadt und den Datenanalysen festgehalten werden: 

 Neuer Wohnraum entsteht fast ausschließlich im hochpreisigen Segment. Es fehlt 

an preisgünstigem/bezahlbaren (öffentlich geförderten) und zugleich zeitgemä-

ßem Mietwohnraum. 

 In der Kernstadt gibt es zum Teil „Problemimmobilien“ mit einem hohen Instand-

setzungs- und Sanierungsbedarf.  
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Gemeinde Leopoldshöhe 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Gemeinde Leopoldshöhe befindet sich im westlichen Teil des Kreises Lippe, unmit-

telbar angrenzend an das Oberzentrum Bielefeld. Das Zentrum von Bielefeld befindet 

sich ca. 12 km westlich von Leopoldshöhe. 

Leopoldshöhe ist – sowohl bezüglich regionaler als auch überregionaler Anbindungen 

– verkehrsgünstig gelegen. Östlich der Gemeinde verläuft die B 239 (aus Richtung Det-

mold nach Bad Salzuflen und Herford), im Süden führt die B 66 aus Lemgo kommend 

in Richtung Bielefeld und östlich befindet sich die A 2, die das Ruhrgebiet mit Hannover 

und Berlin verbindet. Innerhalb der Gemeinde Leopoldshöhe befindet sich im Ortsteil 

Asemissen der Bahnhof „Oerlinghausen“. Der Bahnhof Oerlinghausen wird von den Re-

gionalbahnen „Der Leineweber“ (RE 82: Bielefeld – Detmold/Altenbeken) und „Der Lip-

perländer“ (RE 73: Bielefeld - Lemgo) bedient. Die räumliche Lage und die verkehrliche 

Anbindung bedingen, dass die Gemeinde als Wohnstandort für Pendelnde in Richtung 

der größeren Arbeitsmarktzentren attraktiv ist.  

Leopoldshöhe ist in acht Ortsteile gegliedert. Im Kernort leben ca. 25 % der Einwohner, 

weitere 20 % bzw. 19 % der Bevölkerung wohnt in den Ortsteilen Asemissen und 

Greste. 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Leopoldshöhe lebten am 15. Mai 2022 17.125 Einwohner, das sind rund 13,1 % Be-

wohner der Projektkommunen. 

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner von Leopoldshöhe um 7,6 % (+1.203 Personen) 

gewachsen. In Leopoldshöhe verlief die Bevölkerungsentwicklung zwischen 2011 und 

2022 mit Abstand am positivsten (Durchschnitt der Projektkommunen: -1,7 %).  

Der Anteil der Einwohner, die jünger als 19 Jahre alt sind, ist mit 20,8 % im Vergleich 

der Projektkommunen (19,2 %) überdurchschnittlich hoch. Demgegenüber bewegt 

sich der Anteil von Senioren (67 Jahre und älter) in Leopoldshöhe (19,2 %) unterhalb 

des Durchschnitts der Projektkommunen (20,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte ausgehend vom Basisjahr 

2020 einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 2,1 % bis 2040. Die Bevölkerungsvo-

rausberechnung fiel für Leopoldshöhe im Vergleich zu allen Projektkommunen am op-

timistischsten aus (-7,1 %). 
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 Tab. 16: Leopoldshöhe – demografische Rahmenbedingungen 

  

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 

  

 

Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Leopoldshöhe gab es 2022 4.630 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (12,4 % 

der Arbeitsplätze in den Projektkommunen). Seit 2011 ist die Zahl der sozialversiche-

rungspflichtigen Arbeitsplätze um 350 gestiegen, was einem Zuwachs von 8,1 % ent-

spricht. Der relative Anstieg war somit im Vergleich zu den Projektkommunen insge-

samt unterdurchschnittlich (12,5 %). 

Die Zahl der in Leopoldshöhe lebenden Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Be-

schäftigte am Wohnort) betrug 2022 6.860 Personen. Gegenüber 2011 lag der Zuwachs 

bei 1.030 Personen bzw. bei 17,6 %. Im Vergleich zu den Projektkommunen (15,0 %) 

fällt das Wachstum der Zahl der Beschäftigten am Wohnort überdurchschnittlich aus. 

Die Beschäftigungsquote liegt 2022 bei 71,4 % und damit oberhalb des Durchschnitts 

der acht betrachteten Kommunen (69,9 %). 

Die Arbeitsplatzzentralität liegt bei 0,67 Das bedeutet für etwa 67 % der Beschäftigten 

am Wohnort gibt es einen Arbeitsplatz vor Ort (Projektkommunen 0,70). 

Damit einhergehend pendeln viele Personen zur Arbeit. Von den in Leopoldshöhe 

wohnenden Beschäftigten pendeln 85,7 % zur Arbeit in eine andere Stadt oder Ge-

meinde. Demgegenüber sind 78,7 % der Arbeitsplätze von Personen besetzt, die au-

ßerhalb von Leopoldshöhe leben. Die Auspendler- sowie die Einpendlerquote sind in 

Leopoldshöhe die höchsten der acht Projektkommunen (insgesamt 74,2 % bzw. 

62,8 %). 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt bei 4,6 % und damit in Bezug auf die Projektkommunen insgesamt (7,2 %) am 

niedrigsten. Die durchschnittliche Kaufkraft pro Haushalt (52.170 Euro) ist nach Vlotho 

die zweithöchste der Projektkommunen (durchschnittlich 49.330 Euro). 

  

Ostwestfalen-

Lippe

Projekt-

kommunen
LeopoldshöheIndikatoren

2.062.686 130.658 17.125 Einwohner 2022
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18,7%19,2%20,8%Anteil unter 19-Jährige 2022

18,9%20,0%19,2%Anteil ab 67-Jährige 2022

-1,7%-7,1%-2,1%Bevölkerungsprognose 2020-2040 
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 Tab. 17: Leopoldshöhe – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

  

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Die Gemeinde Leopoldshöhe verfügt über einen Wohnungsbestand von 7.687 Einhei-

ten. Dieser ist zu einem überdurchschnittlich hohen Anteil durch das Ein- und Zweifa-

milienhaussegment (67,1 %) geprägt (Projektkommunen: 66,8 %). Die Wohneigen-

tumsquote (58,9 %) ist die zweit höchste der acht Projektkommunen (insgesamt: 

55,0 %). 

Das Mietwohnungsangebot in Leopoldshöhe ist zum größten Teil durch private Klein-

vermieter geprägt (89,0 %). Der Anteil privater Kleinvermieter liegt in Leopoldshöhe 

unterhalb der Projektkommunen (90,5 %). Parallel dazu gibt es einen überdurchschnitt-

lichen Anteil an Mietwohnraum in kommunaler Hand oder in genossenschaftlichem 

Eigentum (zusammen 3,2 %). Der Anteil eher sozial orientierter Vermieter ist damit in 

Leopoldshöhe höher als in den Projektkommunen insgesamt (0,9 %). Privatwirtschaft-

lich organisierte Akteure machen 7,8 % des Mietwohnungsmarkts in Leopoldshöhe aus 

und sind damit Anteilig geringer vertreten als in den Projektkommunen insgesamt 

(8,6 %). 

Leopoldshöhe verfügt mit einem Anteil von 1,3 % bezogen auf alle Wohnungen zu-

sammen mit Dörentrup über das geringste Angebot an öffentlich geförderten Miet-

wohnungen innerhalb der Projektkommunen (3,4 %). Mit einer Quote von 3,2 % gibt 

es in Leopoldshöhe den geringsten Wohnungsleerstand innerhalb der acht Projekt-

kommunen (5,0 %). 

Die Neubautätigkeit bewegte sich in Leopoldshöhe in den letzten elf Jahren auf dem 

höchsten Niveau der Projektkommunen. Zwischen 2011 und 2022 wurden durch-

schnittlich 2,90 Wohnungen je 1.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt. Demgegenüber 

lag die Neubauintensität in den Projektkommunen bei 1,59 Wohneinheiten je 1.000 

Einwohnern pro Jahr. 

In Leopoldshöhe werden Bestandswohnungen für 7,43 Euro/m2 nettokalt wiederver-

mietet. Leopoldshöhe verzeichnet damit die höchste Miete der betrachteten 

Ostwestfalen-
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+21,8%+12,5%+8,1%
Sv-pflichtig Beschäftigte                                    

am Arbeitsort 2011-2022

862.428 53.446 6.864 
Sv-pflichtig Beschäftigte                              

am Wohnort 2022

+21,6%+15,0%+17,6%
Sv-pflichtig Beschäftigte                             

am Wohnort 2011-2022

68,2%69,9%71,4%
Beschäftigtenquote (SvB am Wohnort                

an Personen im Erwerbsalter)

1,020,700,67Arbeitsplatzzentralität

9,0%7,2%4,6%
Mindestsicherungsquote 2022                        

(Anteil der Personen)

50.547 49.333 52.167 Kaufkraft je Haushalt 2022
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Kommunen in diesem Segment. Im Neubau werden Nettokaltmieten von durchschnitt-

lich 8,61 Euro/m2 realisiert. Eigentumswohnungen im Bestand kosten in Leopoldshöhe 

2.191 Euro/m2, was dem höchsten Preis der Projektkommunen mit Angaben entspricht. 

Auch die Bestandseigenheime sind in Leopoldshöhe mit 390.000 Euro deutlich teurer 

als in den anderen Projektkommunen. 

 Tab. 18: Leopoldshöhe – Charakteristika des Wohnungsmarktes 

  

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Gespräches mit der Ge-

meinde und den Datenanalysen festgehalten werden: 

 Auf den Wohnungsmärkten von Leopoldshöhe ist eine insgesamt hohe Nachfrage 

zu verzeichnen, die in den letzten Jahren kaum gedeckt werden konnte. 

 Um die Bedarfe zu decken, fehlte es in der jüngeren Vergangenheit an privaten 

Aktivitäten. 

 Das Angebot an Mietwohnraum ist insgesamt gering, es fehlen jedoch vor allem 

attraktive/zeitgemäße Angebote für verschiedene Zielgruppen.  

 Ferner bedarf es insbesondere bezahlbarer/günstiger (öffentlich geförderten) 

Mietwohnungen sowie barrierearmer/-freier Wohnungen für Senioren. 
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94,9%66,8%67,1%
Anteil Wohnungen in Ein- und 

Zweifamilienhäusern 2022

46,5%55,0%58,9%Eigentumsquote 

77,9%90,5%89,0%Anteil privater Kleinvermieter 

4,1%3,4%1,3%Quote geförderter Mietwohnungen

3,9%5,0%3,2%Leerstandsquote 

2,481,592,90
Neubau (fertiggestellte                                          

WE je 1.000 EW p. a. 2011-2022

--7,43
Miete Wiedervermietung 

Bestandswohnung (in €/m2 nettokalt)

--8,61Miete Neubau (in €/m2 nettokalt)

--2.191 
Kaufpreis Eigentumswohnung

Bestand (in €/m2)

--390.000 Kaufpreis Eigenheime Bestand (in €)
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Stadt Lügde 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Stadt Lügde ist die östlichste Kommune des Kreises Lippe und unmittelbar an der 

Grenze zu Niedersachsen. Nördlich an die Kernstadt gliedert sich das niedersächsische 

Bad Pyrmont an.  

Bezogen auf den motorisierten Individualverkehr (MIV) weist Lügde eine grundsätzlich 

funktionale Erreichbarkeit in Bezug auf größere Städte und Arbeitsmarktzentren auf. Es 

liegt zentral inmitten von vielen Mittel- und Oberzentren (Hannover, Paderborn, Biele-

feld, Detmold, Höxter, Holzminden, Hameln, Lemgo). Es befinden sich keine Bundes-

straßen- oder Autobahnanschlüsse in untermittelbarer Nähe, die vorhandenen Landes- 

und Kreisstraßen gewährleisten einen verlässlichen und nahezu staufreien Verkehr. 

Demgegenüber ist Lügde Haltepunkt der S-Bahn-Linie 5, die zwischen Paderborn und 

Hannover verkehrt und dadurch auch einen direkten Zugang zu den regionalen Flug-

häfen und Hochschulen ermöglicht. Die Stadt profitiert von der Nähe zu Blomberg, wo 

ein breites und attraktives Arbeitsplatzangebot vorhanden ist.  

Lügde ist siedlungsstrukturell kleinteilig und gliedert sich in zehn Ortschaften, die 

mehrheitlich ländlich geprägt sind. Mit 106 Einwohnern pro km² ist die Stadt dünn 

besiedelt. Den Bevölkerungsschwerpunkt bildet die Kernstadt Lügde (53 % aller Ein-

wohner).  

Diese verfügt über eine gute zielgruppenbezogene Versorgungssituation bezogen auf 

Infrastrukturen. Der Erhalt und die Auslastung des guten Angebots ist vor dem Hinter-

grund des demografischen Wandels ein zentrales Ziel. 

Innerhalb der Kernstadt befindet sich der historische Stadtkern mit einem regionstypi-

schen Dreistraßensystem (Vordere, Mittlere und Hintere Straße). Der historische Kern 

ist gut erhalten und wird von Fachwerkhäusern geprägt. 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Lügde lebten am 15. Mai 2022 9.349 Einwohner, das sind rund 7,2 % Bewohner der 

Projektkommunen. 

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner in von Lügde um 8,4 % (-860 Personen) und damit 

stärker als in den Projektkommunen (-1,7 %) zurückgegangen. Die Entwicklung hat sich 

in den vergangenen Jahren deutlich stabilisiert. 

Nur 17,0 % der Bevölkerung in Lügde sind jünger als 19 Jahre. Dies ist der geringste 

Anteil von Kindern und Jugendlichen in den Projektkommunen (insgesamt 19,2 %). 

Demgegenüber ist der Anteil von Senioren in Lügde mit 20,6 % oberhalb des Anteils 

der ab 67-Jähriger in den Projektkommunen (20,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte ausgehend vom Basisjahr 

2020 einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 16,4 % bis 2040. Die Bevölkerungs-

vorausberechnung fiel damit für Lügde deutlich pessimistischer aus als in den anderen 

Projektkommunen (insgesamt -7,1 %). Die tatsächliche Entwicklung weicht schon jetzt 

deutlich positiv von den Vorausberechnungen durch it.nrw ab. 
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 Tab. 19: Lügde – demografische Rahmenbedingungen 

 

 

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 

  

 Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Lügde gab es 2022 1.740 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (5,7 % der Ar-

beitsplätze in den Projektkommunen). Seit 2011 ist die Zahl der sozialversicherungs-

pflichtigen Arbeitsplätze um 120 gestiegen, was einem Zuwachs von 7,6 % entspricht. 

Die Zunahme der am Arbeitsort Beschäftigten war somit weniger stark als in den Pro-

jektkommunen insgesamt (+12,5 %). 

Die Zahl der in den Projektkommunen lebenden Beschäftigten (sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigte am Wohnort) betrug 2022 4.060 Personen. Gegenüber 2011 lag 

der Zuwachs bei rund 400 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Wohnort bzw. 

10,8 %. Insofern ist in Relation zur Entwicklung der Arbeitsplätze ein stärkerer Bedeu-

tungsgewinn Lügdes als Wohnstandort für Beschäftigte erkennbar. Im Vergleich zu 

den Projektkommunen fällt die Entwicklung jedoch auch niedriger aus (15,0 %). 

Die Beschäftigungsquote (Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 

Wohnort an allen Einwohnern zwischen 18 und 64 Jahren) liegt 2022 bei 71,6 % und 

ist somit überdurchschnittlich (Projektkommunen 69,9 %) hoch. 

Insgesamt ist damit auch erkennbar, dass in Lügde weniger Arbeitsplätze vorhanden 

sind als vor Ort sozialversicherungspflichtige Beschäftigte leben (Arbeitsplatzzentrali-

tät). Die Arbeitsplatzzentralität liegt in Lügde bei 0,43, was der niedrigsten Arbeits-

platzzentralität der Projektkommunen (0,70) entspricht.  

In der Folge pendeln vergleichsweise viele Personen zur Arbeit aus. Von den Beschäf-

tigten am Wohnort haben 81,7 % einen Arbeitsplatz in einer anderen Stadt bzw. Ge-

meinde. Demgegenüber sind 57,2 % der Arbeitsplätze vor Ort von Personen besetzt, 

die außerhalb von Lügde leben. Die Einpendlerquote liegt damit unter (60,6 %) und 

die Auspendlerquote über dem Durchschnitt der Projektkommunen (72,5 %). 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt bei 7,6 % und damit auf einem ähnlichen Niveau wie die Projektkommunen ins-

gesamt (7,2 %). Die durchschnittliche Kaufkraft pro Haushalt bewegt sich in Lügde 

(47.040 Euro) im Vergleich zu den Projektkommunen (49.330 Euro) auf einem leicht 

niedrigeren Niveau. Besonders positiv ist die wirtschaftliche Entwicklung. Lügde hat in 

den vergangenen Jahren Rekordsteuereinnahmen und hohe Privatinvestitionen. 
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 Tab. 20: Lügde – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

 

 

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Die Stadt Lügde verfügt über einen Wohnungsbestand von 4.910 Einheiten. Dieser ist 

zu einem bedeutenden Teil durch das Ein- und Zweifamilienhaussegment (69,3 %) ge-

prägt (Projektkommunen 66,8 %) Damit einhergehend ist die Wohneigentumsquote 

mit (56,6 %) gegenüber den Projektkommunen (55,0 %) überdurchschnittlich hoch. 

Mietwohnraum wird überwiegend durch private Kleinvermieter angeboten (88,1 %). 

Gegenüber den Projektkommunen (90,5 %) ist die Quote jedoch etwas niedriger. Es 

gibt keine Wohnungsbestände der öffentlichen Hand und einen geringen Bestand an 

Wohnungen im Besitz von Wohnungsgenossenschaften (0,5 %) in der Stadt. Der Anteil 

eher sozial orientierter Vermieter ist damit noch niedriger als in den Projektkommunen 

(zusammen 0,9 %). Privatwirtschaftlich organisierte Akteure auf dem Mietwohnungs-

markt haben in Lügde mit 11,5 % des Mietwohnungsbestands eine vergleichsweise 

hohe Bedeutung (Projektkommunen: 8,6 %). 

Lügde verfügt mit einem Anteil von 2,5 % über ein vergleichsweise kleines Angebot an 

öffentlich geförderten Mietwohnungen. Dieser liegt in den Projektkommunen mit 

3,4 % etwas höher. 

Einhergehend mit der längerfristig schwächeren Nachfrageentwicklung befindet sich 

der Wohnungsleerstand mit 7,0 % auf dem höchsten Niveau der Projektkommunen 

(5,0 %). 

Die Neubautätigkeit in Lügde bewegte sich in den letzten elf Jahren auf einem niedri-

gen Niveau. Zwischen 2011 und 2022 wurden durchschnittlich 0,51 Wohnungen je 

1.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt. Dies ist die geringste Neubauintensität aller 

Projektkommunen, die insgesamt dreifach so hoch ausfiel. 
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In Lügde werden Bestandswohnungen für 5,08 Euro/m2 nettokalt wiedervermietet, was 

nach Extertal der zweitniedrigsten Miete entspricht. Eigentumswohnungen im Bestand 

kosten in Lügde durchschnittlich 1.090 Euro/m2, was dem niedrigsten Preis der Pro-

jektkommunen (mit Angaben) entspricht. Auch die Eigenheime im Bestand sind in 

Lügde mit 139.500 Euro günstiger als Eigenheime in anderen Projektkommunen. 

 Tab. 21: Lügde – Charakteristika des Wohnungsmarktes  

 

 

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Handlungskonzeptes 

Wohnen, des Gespräches mit der Stadt und den Datenanalysen festgehalten werden: 

 Der historische Stadtkern von Lügde unterliegt vor allem in Bezug auf den Einzel-

handel sowie das gastronomische Angebot einem Transformationsprozess, der 

aktiv begleitet werden muss. Eine konzeptionelle Grundlage bildet das in Erarbei-

tung befindliche ISEK. 

 Es mangelt vor allem in der Kernstadt an Bauplätzen für Einfamilienhäusern. Dies-

bezüglich gibt es nur einige wenige private Angebote und der Stadt Lügde. 

 Das Angebot an Mietwohnraum ist insgesamt gering, es fehlen jedoch vor allem 

attraktive/zeitgemäße Angebote für verschiedene Zielgruppen (u. a. für Fach-

kräfte). Der räumliche Fokus liegt hier vor allem auf der Kernstadt Lügde. 

 Ferner bedarf es insbesondere bezahlbarer/günstiger (öffentlich geförderten) 

Mietwohnungen sowie barrierearmer/-freier Wohnungen für Senioren. 

 Letzteres ist sowohl in der Kernstadt als auch in den Ortsteilen ein Thema um den 

Generationenwechsel in älteren Einfamilienhausbeständen zu unterstützen. 
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Kaufpreis Eigentumswohnung

Bestand (in €/m2)

--139.500 Kaufpreis Eigenheime Bestand (in €)



 

 Anlage: Ausgangs- und Bedarfslage der Projektkommunen 

 

117 

Stadt Vlotho 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Stadt Vlotho befindet sich im Osten des Kreises Herford beiderseits der Weser. Mit 

der Lage im Lipper Bergland gehen auch erhebliche topografische Unterschiede im 

Stadtgebiet einher. 

Die Bundesautobahn A 2 und die Bundesstraße B 514 sowie die L 778 queren das 

Stadtgebiet und ermöglichen eine gute Pkw-bezogene Verkehrsanbindung, u. a. nach 

Herford und Bad Oeynhausen. Mit dem Bahnhof Vlotho besteht eine Regionalbahn-

verbindung in Richtung Hameln und Herford. 

Das Stadtgebiet ist gegenüber den anderen beteiligten Kommunen vergleichsweise 

dicht besiedelt (ca. 240 Einwohner pro km²). 

Vlotho gliedert sich in vier Ortsteile: Uffeln nördlich des Weserbogens, Exter, Valdorf 

und die Kernstadt Vlotho, in der ca. 37 % der Einwohner leben. Die Kernstadt befindet 

sich südlich der Weser und umfasst den historischen Ortskern. Insbesondere bezogen 

auf den Kernort verfügt die Stadt über eine gute infrastrukturelle Ausstattung für ver-

schiedene Zielgruppen. 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Vlotho lebten am 15. Mai 2022 18.625 Einwohner, das sind rund 14,3 % Bewohner 

der Projektkommunen. 

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner von Vlotho um 3,2 % (607 Personen) geschrumpft. 

In Vlotho verlief die Bevölkerungsentwicklung somit etwas ungünstiger als in den Pro-

jektkommunen (-1,7 %).  

17,2 % der Bevölkerung in Vlotho sind jünger als 19 Jahre. Der Anteil von Kindern und 

Jugendlichen ist in Vlotho im Vergleich zu den Projektkommunen (insgesamt: 19,2 %) 

deutlich geringer. Gleichzeitig ist der Anteil von Senioren (67 Jahre und älter) in Vlotho 

mit 21,1 % überdurchschnittlich hoch (Projektkommunen 20,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung (it.nrw) ermittelte ausgehend vom Basisjahr 2020 

einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 7,2 % bis 2040. Die Bevölkerungsvoraus-

berechnung fiel für Vlotho in Bezug zu allen Projektkommunen (-7,1 %) ähnlich aus.  

 Tab. 22: Vlotho – demografische Rahmenbedingungen 

 

 

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 

Ostwestfalen-

Lippe

Projekt-

kommunen
VlothoIndikatoren

2.062.686 130.658 18.625 Einwohner 2022
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e +1,7%-1,7%-3,2%Bevölkerungsentwicklung 2011-2022

18,7%19,2%17,2%Anteil unter 19-Jährige 2022

18,9%20,0%21,1%Anteil ab 67-Jährige 2022

-1,7%-7,1%-7,2%Bevölkerungsprognose 2020-2040 
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Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Vlotho gab es 2022 6.490 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (17,4 % der Ar-

beitsplätze in den Projektkommunen). Vlotho hat damit den drittgrößten Arbeitsmarkt 

innerhalb der Projektkommunen. Seit 2011 ist die Zahl der sozialversicherungspflichti-

gen Arbeitsplätze um rund 50 gestiegen, was einer weitgehenden Stagnation (+0,8 %) 

entspricht. Die Projektkommunen insgesamt wiesen im gleichen Zeitraum einen Ar-

beitsplatzzuwachs von 12,5 % auf. 

Die Zahl der in Vlotho lebenden Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigte am Wohnort) betrug 2022 7.820 Personen. Gegenüber 2011 lag der Zuwachs bei 

940 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Wohnort bzw. 13,7 %. Insofern ist in 

Relation zur Entwicklung der Arbeitsplätze ein stärkerer Bedeutungsgewinn als Wohn-

standort für Beschäftigte erkennbar. Im Vergleich zu den Projektkommunen (15,0 %) 

fällt die Entwicklung jedoch leicht unterdurchschnittlich aus.  

Die Beschäftigungsquote (Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 

Wohnort an allen Einwohnern zwischen 18 und 64 Jahren) liegt 2022 bei 66,9 %. Im 

Vergleich zu den Projektkommunen insgesamt (69,9 %) ist die Beschäftigungsquote in 

Vlotho unterdurchschnittlich. 

In Vlotho gibt es weniger Arbeitsplätze als vor Ort sozialversicherungspflichtige Be-

schäftigte leben (Arbeitsplatzzentralität). Die Arbeitsplatzzentralität liegt in Vlotho bei 

0,83. Das bedeutet für etwa 83 % der Beschäftigten am Wohnort gibt es einen Arbeits-

platz vor Ort. Im Vergleich zu den Projektkommunen (0,70) ist die Arbeitsplatzzentrali-

tät in Vlotho relativ hoch. 

Von den in Vlotho lebenden Beschäftigten pendeln 72,5 % zur Arbeit in eine andere 

Kommune. Demgegenüber sind 66,9 % der Arbeitsplätze vor Ort von Personen besetzt, 

die außerhalb der Projektkommune leben. Die Auspendlerquote liegt in Vlotho unter-

halb des Durchschnitts der Projektkommunen (74,2 %). Die Einpendlerquote ist in 

Vlotho höher als in den Projektkommunen (62,8 %). 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt in Vlotho bei 6,2 % und damit unterhalb des Anteils der Projektkommunen (7,2 %). 

Die durchschnittliche Kaufkraft pro Haushalt (53.600 Euro) ist die höchste der Projekt-

kommunen (49.330 Euro). 
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 Tab. 23: Vlotho – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

  

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

In der Stadt Vlotho gibt es 9.110 Wohnungen. Dieser ist zum größten Teil durch das 

Ein- und Zweifamilienhaussegment (69,8 %) geprägt (Projektkommunen: 66,8 %). Da-

mit einhergehend ist auch die Wohneigentumsquote (54,8 %) hoch, liegt jedoch un-

terhalb des Durchschnitts der Projektkommunen (55,0 %). 

Das Mietwohnungsangebot in Vlotho ist zum größten Teil durch private Kleinvermieter 

geprägt (90,9 %). Der Anteil fällt in Vlotho etwas höher aus als in den Projektkommu-

nen insgesamt (90,5 %). Der Anteil von Wohnraum der öffentlichen Hand sowie von 

Wohnungsgenossenschaften (zusammen 1,8 %) ist im Vergleich eher hoch (Projekt-

kommunen 0,9 %). Privatwirtschaftlich organisierte Akteure machen 7,4 % des Miet-

wohnungsmarkts in Vlotho aus und damit prozentual weniger als der Durchschnitt der 

Projektkommunen (8,6 %). 

In Vlotho sind 1,5 % des Wohnungsbestands öffentlich geförderte Mietwohnungen. 

Dieser Anteil liegt deutlich unter dem Anteil der Projektkommunen (insgesamt: 3,4 %). 

Einhergehend mit der längerfristig schwächeren Nachfrageentwicklung befindet sich 

der Wohnungsleerstand in Vlotho mit 5,5 % auf einem höheren Niveau als in den Pro-

jektkommunen insgesamt (5,0 %). 

Die Neubauintensität war in Vlotho in den letzten elf Jahren gering. Zwischen 2011 

und 2022 wurden durchschnittlich 0,94 Wohnungen je 1.000 Einwohner und Jahr fer-

tiggestellt. Das waren weniger als in den Projektkommunen insgesamt (1,59 WE je 

1.000 EW p. a.). 

In Vlotho werden Bestandswohnungen für 5,91 Euro/m2 nettokalt wiedervermietet. Ei-

gentumswohnungen im Bestand kosten in Vlotho 1.620 Euro/m2. Nach Leopoldshöhe 

und Lage ist dies der dritthöchste Wert innerhalb der Projektkommunen (mit Anga-

ben). Auch die Eigenheime im Bestand weisen nach Leopoldshöhe und Lage die dritt-

höchsten Kaufpreise (durchschnittlich 265.000 Euro) auf. 

Ostwestfalen-

Lippe

Projekt-

kommunen
VlothoIndikatoren

875.534 37.185 6.485 
Sv-pflichtig Beschäftigte                              

am Arbeitsort 2022
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+21,8%+12,5%+0,8%
Sv-pflichtig Beschäftigte                                    

am Arbeitsort 2011-2022

862.428 53.446 7.817 
Sv-pflichtig Beschäftigte                              

am Wohnort 2022

+21,6%+15,0%+13,7%
Sv-pflichtig Beschäftigte                             

am Wohnort 2011-2022

68,2%69,9%71,1%
Beschäftigtenquote (SvB am Wohnort                

an Personen im Erwerbsalter)

1,020,700,83Arbeitsplatzzentralität

9,0%7,2%6,2%
Mindestsicherungsquote 2022                        

(Anteil der Personen)

50.547 49.333 53.596 Kaufkraft je Haushalt 2022
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 Tab. 24: Vlotho – Charakteristika des Wohnungsmarktes  

 

 

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Handlungskonzeptes 

Wohnen, des Gespräches mit der Stadt und den Datenanalysen festgehalten werden: 

 In der Unterstützung des Generationenwechsels in älteren Einfamilienhausgebie-

ten wird ein erhebliches Potenzial gesehen, u. a. jungen Familien ein Angebot zur 

Verfügung zu stellen. Die Unterstützung bezieht sich auf die Schaffung von alter-

nativen Angeboten für ältere Hausbesitzer und die Ermöglichung des Wohnungs-

tauschs. Ferner können auch Beratungsangebote für die Eigentümer sinnvoll sein. 

 In den letzten Jahren fehlte es an Wohnungen, Häusern und Bauplätzen für junge 

Haushalte und Familien. Mit der Entwicklung von zwei neuen Baugebieten dürften 

die Bedarfe zumindest aktuell gedeckt werden können. 

 Es fehlt ferner an bezahlbarem (öffentlich geförderte) sowie seniorengerechtem 

Wohnraum im Geschosswohnungsbau im Stadtgebiet. 

 Im Innenstadtbereich sind sowohl Wohnungs- und Gebäudeleerstände, nicht-ak-

tivierbare Baulücken sowie zum Teil „Problemimmobilien“ mit hohem Sanierungs- 

und Instandsetzungsbedarf zu finden.  

 

  

Ostwestfalen-

Lippe

Projekt-

kommunen
VlothoIndikatoren

1.004.361 62.954 9.110 Wohnungsbestand 2022
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94,9%66,8%69,8%
Anteil Wohnungen in Ein- und 

Zweifamilienhäusern 2022

46,5%55,0%54,8%Eigentumsquote 

77,9%90,5%90,9%Anteil privater Kleinvermieter 

4,1%3,4%1,5%Quote geförderter Mietwohnungen

3,9%5,0%5,5%Leerstandsquote 

2,481,590,94
Neubau (fertiggestellte                                          

WE je 1.000 EW p. a. 2011-2022

--5,91
Miete Wiedervermietung 

Bestandswohnung (in €/m2 nettokalt)

---Miete Neubau (in €/m2 nettokalt)

--1.618 
Kaufpreis Eigentumswohnung

Bestand (in €/m2)

--265.000 Kaufpreis Eigenheime Bestand (in €)
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Hansestadt Warburg 

 

Lage, Anbindung und Siedlungsstruktur: 

Die Hansestadt Warburg ist ein Mittelzentrum im südlichen Teil des Kreis Höxter an der 

Grenze zu Hessen.  

Die Stadt ist im MIV gut erreichbar. Das Stadtgebiet queren unter anderem die A 44, in 

Richtung Kassel und Paderborn, sowie die B 7, B 68, B 241 und die B 252. Kassel und 

Paderborn sind in etwa 30 bis 40 Minuten zu erreichen.  

Weiterhin bestehen mit dem Bahnhof Warburg RE-Verbindungen nach Kassel, Pader-

born, weiter bis ins Ruhrgebiet sowie nach Düsseldorf und in Richtung Hagen. 

Warburg besteht aus 16 Stadt- und Ortsteilen, knapp 43 % der Einwohner leben jedoch 

in der Kernstadt. Die Ortsteile sind mehrheitlich kleinteilig strukturiert und ländlich ge-

prägt. Die Mehrzahl weist weniger als 1.000 Einwohner auf.  

Die Kernstadt von Warburg ist insbesondere geprägt durch die historische Innenstadt 

und die mittelalterliche Stadtbefestigung. In der Kernstadt gibt es eine gute infrastruk-

turelle Versorgungssituation für verschiedene Zielgruppen. 

 

Demografische Rahmenbedingungen: 

In Warburg lebten am 15. Mai 2022 23.211 Einwohner, das sind rund 17,8 % Bewohner 

der Projektkommunen. 

Seit 2011 ist die Zahl der Einwohner von Warburg um 1,4 % (336 Personen) ge-

schrumpft. In Warburg ist die Bevölkerungsentwicklung weniger stark rückläufig als in 

den Projektkommunen insgesamt (-1,7 %).  

18,0 % der Bevölkerung in Warburg sind jünger als 19 Jahre. Der Anteil von Kindern 

und Jugendlichen ist in Warburg somit geringer als in den Projektkommunen insge-

samt (19,2 %). Der Anteil von Senioren (67 Jahre und älter) in Warburg ist mit 20,2 % 

ähnlich hoch (Projektkommunen: 20,0 %). 

Die Bevölkerungsvorausberechnung von it.nrw ermittelte ausgehend vom Basisjahr 

2020 einen Rückgang der Zahl der Einwohner um 8,0 % bis 2040. Die Bevölkerungsvo-

rausberechnung fiel für Warburg im Vergleich zu allen Projektkommunen (-7,1 %) ne-

gativer aus. 
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 Tab. 25: Warburg – demografische Rahmenbedingungen 

 

 

 Daten: Zensus 2022, it.nrw | Darstellung: ALP 

  

 

Wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen: 

In Warburg gab es 2022 9.130 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze (24,6 % der 

Arbeitsplätze in den Projektkommunen). Warburg hat den größten Arbeitsmarkt inner-

halb der Projektkommunen. Seit 2011 ist die Zahl der sozialversicherungspflichtigen 

Arbeitsplätze um 810 gestiegen, was einem Zuwachs von 9,7 % entspricht. Die Dynamik 

war somit geringer als in den Projektkommunen insgesamt (+12,5 %). 

Die Zahl der in Warburg lebenden Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigte am Wohnort) betrug 2022 9.480 Personen. Gegenüber 2011 lag der Zuwachs bei 

1.620 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Wohnort bzw. 20,6 %. Insofern ist 

in Relation zur Entwicklung der Arbeitsplätze ein stärkerer Bedeutungsgewinn als 

Wohnstandort für Beschäftigte erkennbar. Im Vergleich zu den Projektkommunen 

(15,0 %) fällt die Entwicklung der Beschäftigten am Wohnort am höchsten aus. 

Die Beschäftigungsquote (Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am 

Wohnort an allen Einwohnern zwischen 18 und 64 Jahren) liegt in Warburg 2022 bei 

68,1 %. Im Vergleich zu den Projektkommunen (69,9 %) ist die Beschäftigungsquote 

unterdurchschnittlich. 

Warburg weist im Vergleich zur Zahl der Beschäftigten am Wohnort den höchsten Ar-

beitsplatzbesatz und Arbeitsplatzzentralität auf. Letztere liegt bei 0,96. Das bedeutet 

für etwa 96 % der Beschäftigten am Wohnort gibt es einen Arbeitsplatz vor Ort. Für die 

Projektkommunen insgesamt liegt dieser Wert bei 0,70.  

Die Zahl der Ein- und Auspendelnden ist bezogen auf Warburg vergleichsweise gering. 

Von den Beschäftigten am Wohnort Warburg haben 52,6 % einen Arbeitsplatz in einer 

anderen Stadt bzw. Gemeinde. Demgegenüber sind 50,8 % der Arbeitsplätze vor Ort 

von Personen besetzt, die außerhalb von Warburg leben. Die Aus- und Einpendlerquo-

ten sind damit die niedrigsten der Projektkommunen (insgesamt: 74,2 % und 62,8 %). 

Der Anteil von Personen in sozialen Mindestsicherungsleistungen an allen Einwohnern 

liegt in Warburg bei 6,8 % und damit unter dem Anteil der Projektkommunen (7,2 %). 

Die durchschnittliche Kaufkraft pro Haushalt (48.900 Euro) ist in Warburg geringer als 

das Niveau der Projektkommunen (49.330 Euro). 

  

Ostwestfalen-
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WarburgIndikatoren

2.062.686 130.658 23.211 Einwohner 2022
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18,7%19,2%18,0%Anteil unter 19-Jährige 2022

18,9%20,0%20,2%Anteil ab 67-Jährige 2022

-1,7%-7,1%-8,0%Bevölkerungsprognose 2020-2040 
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 Tab. 26: Warburg – wirtschaftliche und soziostrukturelle Rahmenbedingungen 

  

 Daten: it.nrw, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 Charakteristika des Wohnungsmarktes: 

Die Hansestadt Warburg verfügt über einen Wohnungsbestand von 11.269 Einheiten. 

Dieser ist zum größten Teil durch das Ein- und Zweifamilienhaussegment (67,3 %) ge-

prägt (Projektkommunen: 66,8 %). Damit einhergehend ist auch die Wohneigentums-

quote (55,5 %) hoch und liegt über dem Durchschnitt der Projektkommunen (55,0 %). 

Das Mietwohnungsangebot in Warburg ist zum größten Teil durch private Kleinver-

mieter geprägt (94,2 %). In den Projektkommunen liegt dieser Wert niedriger (90,5 %). 

In Warburg befinden sich keine Wohnungen in kommunalem Besitz und nur 0,1 % des 

Mietwohnungsbestands sind in genossenschaftlichem Eigentum. Damit liegt der Anteil 

institutioneller Vermieter deutlich unterhalb des Durchschnitts der acht Kommunen 

(0,9 %). Privatwirtschaftlich organisierte Akteure machen 5,6 % des Mietwohnungs-

markts in Warburg aus (Projektkommunen insgesamt: 8,6 %). Der Anteil institutioneller 

Akteure auf dem Wohnungsmarkt in Warburg ist gering. 

In Warburg sind 2,8 % des Wohnungsbestands öffentlich geförderte Mietwohnungen. 

Dieser Anteil ist niedriger als in den Projektkommunen insgesamt (3,4 %). 

Demgegenüber ist der Anteil leerstehender Wohnungen mit 4,3 % die zweit niedrigste 

Leerstandsquote der acht Projektkommunen (5,0 %).  

Die Neubautätigkeit in Warburg bewegte sich in den letzten elf Jahren auf einem eher 

hohen Niveau. Zwischen 2011 und 2022 wurden durchschnittlich 2,58 Wohnungen je 

1.000 Einwohner und Jahr fertiggestellt. Demgegenüber lag die Neubauintensität in 

den Projektkommunen insgesamt bei 1,59 WE je 1.000 Einwohnern pro Jahr. 

In Warburg werden Bestandswohnungen für 5,83 Euro/m2 nettokalt wiedervermietet. 

Nach Leopoldshöhe und Lage ist in Warburg die dritt höchste Miete in diesem Seg-

ment zu verzeichnen. Im Neubau liegt die Nettokaltmiete bei 8,41 Euro/m2. Eigentums-

wohnungen im Bestand kosten durchschnittlich 1.460 Euro/m2. Eigenheime im Bestand 

weisen Kaufpreise von 185.000 Euro auf. 

Ostwestfalen-
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WarburgIndikatoren
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+21,8%+12,5%+9,7%
Sv-pflichtig Beschäftigte                                    

am Arbeitsort 2011-2022

862.428 53.446 9.477 
Sv-pflichtig Beschäftigte                              

am Wohnort 2022

+21,6%+15,0%+20,6%
Sv-pflichtig Beschäftigte                             

am Wohnort 2011-2022

68,2%69,9%68,1%
Beschäftigtenquote (SvB am Wohnort                

an Personen im Erwerbsalter)

1,020,700,96Arbeitsplatzzentralität

9,0%7,2%6,8%
Mindestsicherungsquote 2022                        

(Anteil der Personen)

50.547 49.333 48.904 Kaufkraft je Haushalt 2022
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 Tab. 27: Warburg – Charakteristika des Wohnungsmarktes  

 

 

 Daten: Zensus 2022, NRW.Bank | Darstellung: ALP 

  

 

Städtebauliche und wohnungsmarktbezogene Bedarfssituation: 

Folgende zentralen Handlungsbedarfe können auf Basis des Handlungskonzeptes 

Wohnen, des Gespräches mit der Stadt und den Datenanalysen festgehalten werden: 

 Trotz einer vergleichsweise hohen Neubautätigkeit, fehlt es an Vorhaben im Ge-

schosswohnungsbau. Es besteht Bedarf an Mietwohnungsangeboten in der Kern-

stadt für Singles, Paare und an seniorengerechten Wohnungen. Ferner fehlen An-

gebote für Haushalte im unteren und mittleren Einkommenssegment (öffentlich 

geförderte Wohnungen). 

 Darüber hinaus fehlen Angebote an Bauplätzen im Ein- und Zweifamilienhausseg-

ment. 

 

 

 

 

 

Ostwestfalen-
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WarburgIndikatoren

1.004.361 62.954 11.269 Wohnungsbestand 2022
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94,9%66,8%67,3%
Anteil Wohnungen in Ein- und 

Zweifamilienhäusern 2022

46,5%55,0%55,5%Eigentumsquote 

77,9%90,5%94,2%Anteil privater Kleinvermieter 

4,1%3,4%2,8%Quote geförderter Mietwohnungen

3,9%5,0%4,3%Leerstandsquote 

2,481,592,58
Neubau (fertiggestellte                                          

WE je 1.000 EW p. a. 2011-2022

--5,83
Miete Wiedervermietung 

Bestandswohnung (in €/m2 nettokalt)

--8,41Miete Neubau (in €/m2 nettokalt)

--1.458 
Kaufpreis Eigentumswohnung

Bestand (in €/m2)

--185.000 Kaufpreis Eigenheime Bestand (in €)



 

 

 


